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Menschenrechte in Belarus – Konflikt 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit 

Hans-Georg Wieck 

Die Vereinigung MENSCHENRECHTE IN BELARUS e. V. lässt sich seit ihrer Grün-
dung im Jahre 2004 von dem Gedanken, von dem Wunsch leiten, 
 
- in unserer freien Gesellschaft Kenntnisse über die massive und fortdauernde 

Verletzung der Menschenrechte in Belarus in jeder ihrer Ausprägungen zu 
verbreiten, und 

- Empfehlungen für den Umgang mit diesem Land – der letzten Diktatur in Eu-
ropa, wie man dieses Land in der geographischen Mitte seit langem politisch 
qualifiziert – und  

- für die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft in Belarus 
 

zu veröffentlichen und diese Empfehlungen von Zeit zu Zeit zu überarbeiten.  
 
Zu der Gründung des Vereins hat auch die Erfahrung beigetragen, die ich als Lei-
ter der OSZE-Berater- und Beobachtermission in Minsk in den Jahren 1997 bis 
2001 habe sammeln können, und die mich zu der Überzeugung hat kommen las-
sen, dass die Bürger und Bürgerinnen in diesem Land durch ein autoritäres Re-
gime in einer politischen Zwangsjacke gehalten werden, die sie an einer freien 
Entfaltung hindert und die das Land in wirtschaftlicher Beziehung in eine Sack-
gasse treibt. 
 
Die Mission der OSZE wurde vom Ministertreffen der OSZE im Dezember 1997 
in Kopenhagen mit dem Ziel gebildet, nach der vom Präsidenten ALJAKSANDR 

LUKASCHENKA
1
 im November 1996 oktroyierten autoritären Verfassung den de-

mokratischen Transformationsprozess wieder in Gang zu bringen, auf den sich in 
der Charta von Paris im November 1990 alle Staats- und Regierungschefs der an 
der KSZE beteiligten Staaten in Europa nach Beendigung des Kalten Krieges ver-
ständigt hatten, also auf die Einleitung eines europaweiten politischen Reform-
programms. 
 
An die Stelle der ideologischen und militärischen Konfrontation des Kalten Krie-
ges waren die politische Einheit Deutschlands, demokratisch legitimierte Regie-
rungen und Staatsordnungen u. a. in Polen, Ungarn, der Tschechoslowakei und 
auf dem Balkan getreten. Und die Sowjetunion wollte sich ebenso auf diesen Weg 
begeben, nachdem die sowjetische Führung unter MICHAIL GORBATSCHOW zu der 
Auffassung gelangt war, dass das kapitalistische System, weil reformfähig, nicht 

                                                 
1  Durch die Verwendung verschiedensprachiger Quellen kommt es in diesem Band 

gelegentlich zu unterschiedlichen Schreibweisen von Personennamen. Wo möglich, 
wird der deutschen Transkription der Vorzug gegeben. Ein Personenregister ist am 
Ende des Bandes eingerichtet. 
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dem Untergang geweiht sei, und daher das sozialistische System in ein wettbe-
werbsfähiges politisches und wirtschaftliches System umgewandelt werden sollte. 
 
Im Dezember 1991 löste sich aber die Sowjetunion als Folge der wirksamen Kon-
kurrenz des nationalen Systems gegen das bundesstaatliche der Sowjetunion auf 
und die fünfzehn Nachfolgestaaten bestätigten bei ihrer völkerrechtlichen Aner-
kennung durch die internationale, vor allem die europäische Staatengemeinschaft 
die Einhaltung der von der Sowjetunion in der Charta von Paris vom November 
1990 übernommenen politischen Verpflichtungen sowie der Verpflichtungen aus 
dem Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE). 
 
Darüber hinaus ist zu bemerken, dass Belarus – wie alle anderen VN-
Mitgliedstaaten – die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 
10. Dezember 1948 durch seine Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen akzep-
tiert hat und damit die politische Verpflichtung übernahm, sie auf seinem Staats-
gebiet zu beachten. In noch stärkerem – nämlich im völkerrechtlichen Sinne – gilt 
das für den in den Vereinten Nationen ausgehandelten Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (am 3. Januar 1976 in Kraft getreten 
und auch von Belarus ratifiziert, also innerstaatlich verpflichtendes Recht gewor-
den), sowie für den ebenfalls in den Vereinten Nationen ausgehandelten Internati-
onalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (am 23. März 1976 in Kraft 
getreten), und ebenfalls von Belarus ratifiziert. Durch diese Konventionen werden 
individuelle Rechte geschützt – nicht etwa nur kollektive, wie es in der Sowjetkul-
tur der Fall war und in der Wahrnehmung immer noch in vielen Gesellschaften 
gilt, die von kommunistisch-sozialistischen System der Sowjetunion geprägt wor-
den waren. LUKASCHENKA selbst verbürgt sich in seinen eigenen Worten in der 
Funktion des Staatspräsidenten für die Beachtung der Menschenrechte in Belarus. 
Ein gröberes Missverständnis unabhängiger Justiz ist kaum denkbar. 
 
Belarus ist verschiedentlich durch Anträge von Einzelpersonen aus Belarus ge-
genüber der VN-Menschenrechtskommission der Verletzung der individuellen 
Menschenrechte von Bürgern des Landes beschuldigt worden. Die VN-
Menschenrechtskommission ist inzwischen reformiert und dabei gestärkt worden. 
 
Solange Belarus noch nicht Mitglied des Europarats ist, kann es auf der Grundla-
ge der Menschenrechtskonvention des Europarats vom 3. September 1953 (Datum 
des Inkrafttretens) und vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(Straßburg; in Kraft getreten 1998, Vorgänger: Europäische Menschenrechts-
kommission von 1954) nicht belangt werden.  
 
Beschwerden sind auch in der VN-Organisation ILO (International Labour Orga-
nisation) in Genf eingegangen – sowohl von den freien Gewerkschaften, als auch 
von den offiziellen Gewerkschaften, die immer wieder von LUKASCHENKA abge-
rückt sind. Ein Teil der europäischen Sanktionen gegen Belarus geht auf die Ver-
urteilung von Belarus durch die ILO zurück. 
 
Aus alledem kann man die Schlussfolgerung ziehen, dass die Menschenrechte des 
Einzelnen kein Phantom oder Produkt weltfremder Fantasten sind, sondern eine 
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Realität der politischen Kultur und sozialen Existenz des Einzelnen in Europa – 
aber eben derzeit nicht in Belarus. 
 
Die Durchsetzung der Beachtung der individuell verankerten Menschenrechte 
hängt in starkem, ja entscheidendem Maße von der Antwort auf die Frage ab, ob 
НКs LКnН nКМС НОn MКбТЦОn НОr Тn НОr ОЮropтТsМСОn TrКНТЭТon sЭОСОnНОn „TrОn-
nЮnР НОr НrОТ SЭККЭsРОаКХЭОn“ rОРТОrЭ аТrН, oНОr oЛ НТО EбОФЮЭТvО ТЦ ГаОТПОХ НКs 
letzte Wort hat (Kompetenzkompetenz) – auch gegenüber den anderen beiden 
Staatsgewalten. 
 
Mit der von der OSZE-Mission in Belarus in Kooperation mit der Troika der drei 
parlamentarischen Einrichtungen der europäischen Institutionen (OSZE, Europa-
rat, Europäische Union) vorbereiteten und von der Konferenz der Staats- und Re-
gierungschefs unterzeichneten Istanbuler Erklärung vom November 1999 ver-
pflichtete sich LUKASCHENKA in Paragraph 22 der Gipfel-Erklärung zu Verhand-
lungen seiner Beauftragten mit den Vertreten der politischen Opposition. Die 
belarussische Opposition hatte sТМС ТЦ „BОrКЭОnНОn AЮssМСЮss НОr PoХТЭТsМСОn 
OpposТЭТonspКrЭОТОn“ гЮsКЦЦОnРОsМСХossОn und erreichte auf dem OSZE-Gipfel 
der Staats- und Regierungschefs im November 1999 in Istanbul einen begrenzten 
Kompromiss über begrenzte demokratische Reformen hinsichtlich der Rechte des 
Parlaments, der Reform des Wahlgesetztes, des Zugangs der Opposition zu den 
staatlichen Massenmedien und hinsichtlich des Verzichts auf strafrechtliche und 
verwaltungsrechtliche Verfolgung von Oppositionsangehörigen. Einige Monate 
nach der Vereinbarung desavouierte LUKASCHENKA seine eigene Unterschrift. 
Inzwischen hatte WLADIMIR PUTIN in Moskau die Lenkung der Staatsgeschäfte 
übernommen und schlug einen kritischen Kurs gegenüber dem zuvor noch unter-
stützten Demokratieauftrag der OSZE ein. In diesem Schatten erhielt LUKA-

SCHENKA stärkere politische Bewegungsfreiheit.  
 
Die Europäische Union hat mit dem Konzept der Östlichen Partnerschaft, die am 
7. Mai 2009 beim EU-Gipfel in Prag verabschiedet wurde, einen neuen Anlauf 
unternommen und den beteiligten Nachfolgestaaten der Sowjetunion in Osteuropa 
(Ukraine, Moldau, Belarus) und den südkaukasischen Nachfolgestaaten (Armeni-
en, Aserbaidschan, Georgien) Unterstützung bei der politischen Annäherung an 
und der wirtschaftlichen Assoziierung mit der EU zugesagt, was letzten Endes die 
Wiederaufnahme des Demokratisierungsprozesses bedeutet, wenn diese Entwick-
lung auch gegenwärtig nicht in allen Teilnehmerstaaten gegeben ist (Aserbaid-
schan, Belarus). Bei der klassischen Sanktionspolitik war deren Aufhebung an 
glaubwürdig und nachhaltig getroffene Demokratisierungsmaßnahmen gebunden. 
Das führte dazu, dass westliche Regierungen oder deren Vertreter geringfügige 
Maßnahmen in der richtigen Richtung (Zulassung der Zirkulation von zwei Zei-
tungen, Entlassung von politischen Häftlingen) als progressive Reformschritte 
präsentierten und damit ihre eigene Glaub- und Vertrauenswürdigkeit in Frage 
stellten sowie die Opposition bloßstellten (Widerspruch zwischen dem Memoran-
dum der EU mit zwölf Forderungen aus dem November 2006 und der zwischen-
zeitlichen Argumentation zur temporären Aufhebung der Sanktionen vor dem 
Hintergrund angeblicher Reformschritte). Deshalb ist es schädlich, mit der Regie-
rung mit der Begründung zusammenzuarbeiten, dass sie angeblich demokratische 
Reformen durchgeführt habe. Aus strategischen Gründen erfolgt die Zusammen-
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arbeit jetzt unabhängig von der Frage, ob und gegebenenfalls welche demokrati-
schen Reformen durchgeführt worden sind. 
 
In dieser komplexen Situation fällt den mit der Beachtung oder Missachtung von 
Menschenrechten befassten Nichtregierungsorganisationen die Aufgabe des Mah-
ners zu, den Oppositionskräften die Rolle als Gesprächs- und als Dialogpartner für 
westliche Institutionen und Nichtregierungsorganisationen, die es zu respektieren 
gilt 
 
Die westlichen Institutionen dürfen sich auch nicht durch die manipulierten offizi-
ellen Wahlergebnisse täuschen lassen, die den Oppositionsparteien jeweils nur 
ganz geringe Stimmanteile konzedieren. Diplomatische Vertretungen lassen sich 
gerne durch die Präsentation einer Scheindemokratie täuschen. De facto gibt es 
keine wirksame Beschwerde- und Klagemöglichkeit gegen die Ergebnisse im 
Ganzen oder in einzelnen Wahlbezirken. Deshalb kommt lokalen Wahlbeobach-
tern, ihren Feststellungen und den vor und nach den Wahlen durchgeführten Be-
fragungen von Wählern große Bedeutung zu. 
 
Diese Publikation erscheint in einer Zeit,  
 
- in der das Interesse am Machterhalt den Diktator LUKASCHENKA zur Auf-

rОМСЭОrСКХЭЮnР НОs КЮЭorТЭтrОn RОРТОrЮnРssвsЭОЦs „гаТnРЭ“,  
 
- in Teilen Osteuropas mit dem Instrument der Scheindemokratie und der posi-

tivistischen Gesetzmäßigkeit des Systems gearbeitet und 
 
- im Wege der Einschüchterung die Bevölkerung, besonders die unabhängig 

denkenden Menschen, niedergehalten werden.  
 
Das schließt ein temporäres oder partielles Eingehen auf Forderungen des Aus-
lands nicht aus.  
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Die Todesstrafe in Belarus 

Günter Schirmer 

Als ich gebeten wurde, diesen Artikel zu verfassen1, war noch nicht klar, welche 
tragische Aktualität dieses Thema Ende März 2012 erneut gewinnen sollte. Am 
17. März 2012 wurde die Exekution von DMITRI KONOWALEW und WLADISLAW 

KOWALEW bekanntgegeben, der beiden jungen Männer, die in Belarus für den 
Sprengstoffanschlag auf die U-Bahn von Minsk im April 2011 verurteilt worden 
waren2, bei dem 15 Personen getötet und 160 verletzt wurden. Noch am Tag vor 
der Exekution KONOWALEWS und KOWALEWS hatten führende Stimmen der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates3 einen dramatischen Appell an 
Präsident LUKASCHENKA gerichtet, die Vollstreckung der Todesstrafe auszuset-
zen. Ähnliche Appelle hatte es von EU-Seite gegeben.4 Dennoch behauptete Prä-
sident LUKASCHENKA schon am 20. März 2012 in einem Interview mit dem russi-
schen Fernsehsender RUSSIA TODAY, die EU habe an ihn nie den Wunsch heran-
getragen, diese Exekutionen zu verschieben. Zugleich erklärte er seine Bereit-
schaft, mit der EU über die Todesstrafe zu verhandeln5. Am selben Tag hatte der 
russische Außenminister SERGEI LAWROW Belarus gedrängt, das vom Europarat 
geforderte Moratorium für Exekutionen einzuführen6. Leider kam diese deutliche 
Stellungnahme von russischer Seite zu spät für DMITRI KONOWALEW and WLA-

DISLAW KOWALEW. Die Bundestagsabgeordnete MARIELUISE BECK hatte bereits 
im Januar 2012 und noch einmal in der Sitzung des Rechts- und Menschenrechts-
ausschusses der Parlamentarischen Versammlung am 12. März 2012 dringend an 
die anwesenden russischen Kollegen und Kolleginnen appelliert, sich unter Nut-
zung ihrer Kanäle über Moskau nach Minsk für eine Begnadigung der beiden jun-
gen Männer einzusetzen. Frau BECK hatte während der Januar-Tagung der Parla-
mentarischen Versammlung LJUBOW KOWALEWA, die Mutter von WLADISLAW 

KOWALEW, dazu eingeladen, vor dem Rechtsausschuss über die Begleitumstände 
der Verurteilung ihres Sohnes zu berichten. Diese Aussagen haben große Zweifel 

                                                 
1  Die in diesem Artikel vertretenen Auffassungen reflektieren die persönliche Meinung 

des Autors und nicht die Position des Europarates, der Parlamentarischen Versamm-
lung oder deren Rechts- und Menschenrechtsausschusses. 

2  Siehe: BBC News (12.04.2011). 
3  Präsident JEAN-CLAUDE MIGNON (Frankreich/EVP) und die Berichterstatter zur Lage 

in Belarus, EGIDIUS VAREIKIS (Litauen/EVP) und MARIELUISE BECK (Deutsch-
land/ALDE), sowie zur Todesstrafe, RENATE WOHLWEND (Liechtenstein/EVP). Sie-
he: PACE (16.03.2012). 

4  Siehe beispielsweise die Aufrufe der EU-Außenbeauftragten CATHERINE ASHTON und 
des EP-Präsidenten MARTIN SCHULZ vom 15. März 2012: EUBuisiness.com 
(16.03.2012), DemocraticBelarus.eu (16.03.2012). 

5  RIAN.ru (21.03.2012). 
6 Belsat.eu (20.03.2012). 
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daran geweckt, dass die beiden jungen Männer den Anschlag überhaupt begangen 
haben konnten.  
 
DMITRI KONOWALEW and WLADISLAW KOWALEW konnten für die Tatzeit (11. 
April 2011, 17:56 Uhr) ein Alibi vorweisen: Sie hatten in einer Wohnung gemein-
sam mit zwei Frauen vom 10. bis 12. April eine etwas zu lautstarke Party veran-
staltet, die die Nachbarn auf den Plan gerufen hatte. Deswegen wurden sie am 
Abend des 12. April wegen ruhestörenden Lärms festgenommen. Zwar sagte eine 
der beiden Zeuginnen aus, dass DMITRI KONOWALEW am 11. April die Wohnung 
zwischen 17 und 18 Uhr verlassen hatte. Er hätte aber in Anbetracht der Entfer-
nung zwischen der Wohnung und dem Tatort unmöglich, wie von den Behörden 
behauptet, die Bombe gelegt, seine Kleidung gereinigt und in vier Minuten wieder 
die WohnunР ОrrОТМСЭ СКЛОn ФönnОn. Er ТsЭ КЮМС КЮП НОn КХs „BОаОТsЦТЭЭОХ“ Лe-
nutzten, erkennbar manipulierten Videos aus der Überwachungskamera nicht ein-
deutig zu identifizieren7. Im Gegenteil, schon die Körpergröße stimmt nicht über-
ein. An der Kleidung von DMITRI KONOWALEW waren auch keine Staub- oder 
Sprengstoffspuren festzustellen, was bei der Nähe des gefilmten angeblichen Tä-
ters zum Ort der Explosion unvermeidbar gewesen wäre. WLADISLAW KOWALEW 
sollte ohnehin nur Komplize gewesen sein, seine Anwesenheit am Tatort wird 
nicht einmal von den Behörden behauptet. Das angebliche Tatmotiv der beiden 
аКr, „НТО SТЭЮКЭТon Тn НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs гЮ НОsЭКЛТХТsТОrОn“. АКs НТОsОr AЮs-
druck überhaupt bedeutet, konnten die angeblichen Täter im Verfahren nicht er-
klären. Hauptstütze für die Verurteilung waren die Geständnisse der Beschuldig-
ten, die während einer Verhörsnacht gleich nach der Verhaftung erzielt wurden – 
ohne Rechtsbeistand. Die Schmerzensschreie von DMITRI KONOWALEW aus der 
Nachbarzelle hatten WLADISLAW KOWALEW schon soweit mürbe gemacht, dass 
weniger schwere Misshandlungen gegen ihn selbst genügten, um auch ihn zum 
Geständnis zu nötigen. Auch die Beschreibungen der möglichen Täter durch Zeu-
gen der Explosion passen nicht auf DMITRI KONOWALEW. Die in einer angeblich 
von DMITRI KONOWALEW in Minsk gemieteten Wohnung sichergestellten Spreng-
stoffe wiesen keine Fingerabdrücke des Verdächtigen auf. Alle angeblichen Be-
weismittel (einschließlich der möglicherweise entlastenden, wie die angeblich von 
DMITRI KONOWALEW bei der Tat getragenen, aber staubfreien Kleidungsstücke) 
wurden gleich nach dem Prozess vernichtet. Gerade auch Opfer des Attentats ha-
ben die Fairness und Transparenz des Verfahrens in Frage gestellt. Ein Opferver-
treter8, der im Verfahren die Vertagung des Prozesses und die Aussetzung der 
Todesstrafe beantragt hatte, wurde kurz nach dem Prozess verhaftet und im De-
zember 2011 zu einer psychiatrischen Zwangsbehandlung verurteilt. Die Un-
menschlichkeit des Todesstrafensystems in Belarus lässt sich an Folgendem er-

                                                 
7  Das haben nach Angaben der Verteidigung Experten des russischen FSB festgestellt; 

danach ist der Mann aus der Videoaufnahme größer und sportlicher als DMITRI KO-

NOWALEV. 
8  ALJAKSANDR KRUTY, am 20. September 2011 verhaftet und in ein psychiatrisches 

Krankenhaus eingewiesen; am 6. Dezember 2011 wegen Rowdytums verurteilt zu 
zwangsweiser psychiatrischer Behandlung. 
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messen: LJUBOW KOWALEWA, die seit der Verhaftung ihres Sohnes nur wenige 
Male für ein paar Minuten Zugang zu ihm bekommen hatte, wurde gerade für den 
Tag, an dem sie in Straßburg für WLADISLAW KOWALEW kämpfen wollte, angebo-
ten, ihn für drei Stunden in der Haft zu besuchen. Es wäre für die Mutter die letzte 
Gelegenheit gewesen, ihren Sohn lebend zu sehen.  
 
Der einleitend aufgeworfene, emotional belastende Fall der beiden angeblichen 
Bombenattentäter lässt auf den Stellenwert schließen, den die Todesstrafe in Bela-
rus immer noch hat. Dies ist Thema der folgenden Ausführungen. Anschließend 
möchte ich die sich danach absehbaren Konsequenzen für das Verhältnis von 
Belarus zum Europarat beleuchten. 

Der Stellenwert der Todesstrafe in Belarus 

Die Reaktion von Präsident LUKASCHENKA in dem bereits erwähnten Interview 
am 20. März 2012 ließ nichts Gutes erwarten. Er geriert sich in geradezu perfider 
АОТsО sОХЛsЭ КХs „OpПОr“ НОr SТЭЮКЭТon, Тn НОr Оr НТО sМСаОrО BürНО НОr VОrаОТРe-
rung eines Gnadenakts tragen muss. Die in dem Interview zum Ausdruck gebrach-
te Verhandlungsbereitschaft über die Einführung eines Moratoriums erscheint in 
der Zusammenschau der jüngsten Ereignisse wenig glaubhaft. Dagegen dürfte die 
auch von LUKASCHENKA immer wieder ins Feld geführte mehrheitliche Unterstüt-
zung für die Todesstrafe im Volke gerade nach den jüngsten Hinrichtungen ins 
Wanken geraten sein. Dass sich das Regime dessen bewusst ist, lässt sich an den 
drakonischen Abschirmungsmaßnahmen ablesen, die gegen die Verwandten der 
Verurteilten, gegen Zeugen, die ausgesagt haben, sie hätten DMITRI KONOWALEW 
gerade nicht am Tatort gesehen, bzw. Opfer des Attentats, die gegen die Verurtei-
lung der beiden jungen Männer gerade deshalb protestiert haben, weil sie die 
wirklichen Täter und deren Anstifter vor Gericht sehen wollen. Menschenrechtler 
aus Belarus schilderten, wie KGB-Mitarbeiter regelrecht in den Wohnungen der 
zu überwachenden Personen einquartiert wurden, um jegliche Medienkontakte zu 
unterbinden. Der Mut von LJUBOW KOWALEWA, die trotz allem die Reise nach 
Straßburg angetreten hat, um sich vor dem Rechts- und Menschenrechtsausschuss 
für ihren Sohn einzusetzen, ist in Anbetracht dieser Vorgänge nur noch bewun-
dernswerter.  
 
Wenn in Anbetracht aller Umstände erhebliche Zweifel an der Schuld der beiden 
Verurteilten bestehen, steht natürlich die Frage im Raum, wer in Wahrheit dieses 
furchtbare Attentat begangen und organisiert hat. Ich will mich nicht an Spekula-
tionen beteiligen, wonach das Regime selbst für die Anschläge verantwortlich sei, 
um ein härteres Vorgehen gegen innenpolitische Gegner zu rechtfertigen und von 
der aktuellen Krise des Landes abzulenken9. Solche Spekulationen sprießen vor 
allem dann, wenn das Vertrauen in die Sicherheits- und Justizorgane besonders 

                                                 
9  Vergleiche: The European Circle (19.03.2012). 
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gering ist. Jedenfalls benötigt das Regime nicht die Todesstrafe, um sich seiner 
politischen Gegner zu entledigen. Dies zeigt ein kurzer Blick auf einen Bericht 
der Parlamentarischen VersammlЮnР КЮs НОЦ JКСrО 2004 гЮ НОn „VОrsМСаТn-
НОnsПтХХОn“ von vТОr ЛОФКnnЭОn OpposТЭТonОХХОn, НОЦ „POURGOURIDES-BОrТМСЭ“10 
(siehe hierzu auch den Beitrag von HANS-GEORG WIECK und WOLFGANG SENDER 
in diesem Beitrag). Darin hat der Berichterstatter, CHRISTOS POURGOURIDES (Zy-
pern, EPP/CD), die Indizien präsentiert, aus denen sich nach seiner Auffassung – 
der sich die Parlamentarische Versammlung mit überwältigender Mehrheit ange-
schlossen hat – der dringende Verdacht ergibt, dass hochrangige Vertreter des 
Staates für die Ermordung dieser Personen bzw. die Vereitelung der strafrechtli-
chen Ermittlungen hierzu verantwortlich sind.  
 
Zu den Verdächtigen gehörte neben dem seinerzeitigen Innenminister JURI SI-

WAKOW auch der Chef der Präsidialverwaltung, VIKTOR SCHEJMAN. Dessen Um-
setzung auf den Posten des Generalstaatsanwalts gehört zu den Verdachtsmomen-
ten, auf die sich CHRISTOS POURGOURIDES gestützt hat. Denn der Posten ist frei-
geworden, weil der bisherige Amtsinhaber im engen zeitlichen Zusammenhang 
mit der Freisetzung des unmittelbaren Tatverdächtigen, des Obristen der Spezial-
einheit OMON, DMITRIJ PAVLIČENKO, ins Ausland geflohen ist, dessen Verhaftung 
er aufgrund der bisherigen Ermittlungsergebnisse veranlasst hatte. In dem von 
Polizeigeneral NIKOLAI LAPATIK erstellten, in die Medien gelangten und darauf-
hin von НОn НКrТn BОsМСЮХНТРЭОn ОrsЭ КХs „FтХsМСЮnР“ ЮnН НКnn КХs „IrrЭЮЦ“ Лe-
zeichneten handschriftlichen Ergebnisvermerk wird VIKTOR SCHEJMAN vorgewor-
fen, als Chef der Präsidialverwaltung ALJAKSANDR LUKASCHENKAS den Innenmi-
nТsЭОr НКгЮ КnРОаТОsОn гЮ СКЛОn, ОТnО „ToНОssМСаКНron“ КЮs OMON-Polizisten 
aufzustellen. Diese habe dann unter Benutzung der offiziellen Todesstrafen-
Exekutionspistole aus dem Zentralgefängnis von Minsk die Morde an den ver-
schwundenen Oppositionellen begangen. Die Pistole hatte sich ausweislich des 
von dem inzwischen im deutschen Asyl lebenden Gefängnisdirektors Oberst 
OLEG ALKAJEW minutiös geführten Registers der persönliche Adjutant des In-
nenministers kurz vor den Verschwindensvorfällen aushändigen lassen. Berichter-
statter POURGOURIDES traf JURI SIWAKOW während seines Informationsbesuchs in 
Minsk und fragte ihn nach dem Zweck dieser Ausleihung. Zur Antwort verwies 
JURI SIWAKOW НКrКЮП, НКss Оr, nОЮ ТЦ AЦЭ НОs InnОnЦТnТsЭОrs, ОТnО „vОrРХОi-
МСОnНО UnЭОrsЮМСЮnР“ НОr EбОФЮЭТonsЦОЭСoНОn Тn vОrsМСТОНОnОn ОЮropтТsМСОn 
Staaten vornehmen wollte, wofür er die Pistole gebraucht habe. Er habe sicher-
stellen wollen, dass die in Belarus übliche Exekutionsmethode – durch Pistolen-
schuss von hinten in den Kopf – „ОЮropтТsМСОn SЭКnНКrНs“ ОnЭsprОМСО. AЮП НТО 
Nachfrage, welche anderen europäischen Staaten JURI SIWAKOW denn in den Ver-
gleich einbezogen habe, wusste JURI SIWAKOW – nicht ganz überraschend, in An-
betracht der Tatsache, dass auch damals schon nirgendwo sonst in Europa die 
Todesstrafe vollstreckt wurde – keine Antwort. Die von CHRISTOS POURGOURIDES 

                                                 
10  PACE (04.02.2004). 
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ОrЛОЭОnО KopТО НОr „SЭЮНТО“ ФonnЭО Оr КЮМС nТМСЭ vorХОРОn – wegen der Sensibili-
tät des Themas sei alles nur mündlich besprochen worden.  
 
Es geht mir nicht darum, die Feststellungen aus dem Bericht von CHRISTOS 

POURGOURIDES zu wiederholen – der Bericht ist öffentlich und spricht für sich. 
Die hier herausgehobenen Umstände geben aber einen Hinweis auf den Stellen-
wert der Todesstrafe in Belarus. Der Bericht macht deutlich, dass das Regime 
offenbar nicht darauf angewiesen ist, die Todesstrafe nach dem Strafgesetzbuch 
anzuwenden, um sich seiner Gegner zu entledigen. Wenn es andere Möglichkeiten 
РТЛЭ, GОРnОr ТЦ аКСrsЭОn SТnnО НОs АorЭОs „vОrsМСаТnНОn гЮ ХКssОn“, ЛrКЮМСЭ Оs 
nicht den Umweg eines manipulierten Strafprozesses zur Verhängung eines To-
desurteils. Auch waren die beiden jungen Männer, die für das U-Bahn-Attentat 
hingerichtet wurden, keine politischen Gegner des Regimes – darüber ist jeden-
falls überhaupt nichts bekannt. Es waren einfache junge Leute, die mit Politik 
nichts zu tun hatten.  
 
Warum wurden sie dann in einem solchen zweifelhaften Prozess verurteilt und 
trotz aller Proteste hingerichtet? Die von CHRISTOS POURGOURIDES aufgedeckten, 
höchst wahrscheinlichen Umstände der von ihm untersuchten Verschwindensfälle 
– insbesondere die Benutzung der offiziellen Exekutionspistole durch Polizisten, 
denen versichert wurde, dass sie keine Straftaten begingen, sondern lediglich ge-
heime Todesurteile ausführten – geben einen Fingerzeig: das schiere Grauen der 
Todesstrafe, die Demonstration, dass der Staat Herr sogar über Leben und Tod 
seiner Bürger ist, hält das Regime eben doch für ein unverzichtbares Unterdrü-
ckungsinstrument. Die Exekution der beiden angeblichen Bombenattentäter trotz 
oder gerade wegen der weit verbreiteten und auch öffentlich geäußerten Zweifel 
an ihrer Schuld passt gut in dieses Bild. Damit demonstriert die Staatsführung, 
dass sie den Anspruch weiter aufrechterhält, Herrin über Leben und Tod zu sein, 
mit allem was dazu gehört. Dazu passt auch die besonders grauenvolle Art und 
Weise der Vollstreckung der Todesstrafe: ein Pistolenschuss von hinten, ohne 
Vorankündigung, mit dem der Verurteilte jederzeit rechnen muss, ohne dass er 
auch nur die Gelegenheit bekommt, sich von seiner Familie zu verabschieden. Die 
schiere Grausamkeit der Todesstrafenpraxis als Instrument der Einschüchterung 
wäre in der Tat eine schlüssige Erklärung dafür, dass Belarus es weiterhin ablehnt, 
die Todesstrafe abzuschaffen, obwohl damit die internationale Reputation des 
Regimes leicht aufzubessern wäre. Die des Öfteren vorgeschobene Rücksicht-
nahme auf die todesstrafenfreundliche öffentliche Meinung ist demgegenüber 
nicht überzeugend: ein undemokratisches Regime nimmt auch sonst wenig Rück-
sicht auf die öffentliche Meinung, die es – УОНОnПКХХs ТЦ SТnnО НОr „vОröППОnЭХТМh-
ЭОn MОТnЮnР“ – im Übrigen durchaus zu steuern weiß. 

Die Todesstrafe in Belarus und der Europarat 

Die Position des Europarats zur Todesstrafe ist eindeutig: es handelt sich um eine 
Verletzung des Menschenrechts auf Leben (Artikel 2 EMRK)11. Das war nicht 
immer so, wie die Formulierung von Artikel 2 Absatz Satz 2 der Konvention 
                                                 
11  PACE (03.01.2011). 
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zeigt, in dem als Ausnahme vom Recht auf Leben ausdrücklich die Vollstreckung 
eines Todesurteils erwähnt wird. Dabei handelt es sich aber um ein Relikt aus der 
Zeit der Annahme der Konvention, zu der auch die meisten westeuropäischen 
Staaten noch die Todesstrafe in ihren Gesetzbüchern hatten. Dieses Relikt ist 
durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) und die Praxis in allen Mitgliedsstaaten des Europarates überholt. Es war 
die Parlamentarische Versammlung des Europarates, die über den Hebel ihrer im 
Verfahren zur Aufnahme neuer Mitgliedsstaaten zwingend erforderlichen positi-
ven SteХХЮnРnКСЦО НЮrМСРОsОЭгЭ СКЭ, НКss КХХО „nОЮОn DОЦoФrКЭТОn“, НТО nКМС 
dem Fall der Mauer ihre Aufnahme in den Europarat beantragt haben, sich dazu 
verpflichten mussten, ein sofortiges Moratorium für Vollstreckungen und dann in 
einem absehbaren Zeitraum die endgültige Abschaffung der Todesstrafe zu verfü-
gen. Das war nicht unumstritten. Die damaligen Berichterstatter, allen voran 
HANS GÖRAN FRANCK (Schweden/SOC), haben sich durch ihre Standfestigkeit 
historische Verdienste erworben.  
 
Der Bericht von HANS GÖRAN FRANCK aus dem Jahre 1994 ‚On tСe abolition oП 
capital punisСment‘12 hat den Anstoß für die Verabschiedung des 13. Zusatzpro-
tokolls zur EMRK über die Abschaffung der Todesstrafe unter allen Umständen 
gegeben und insbesondere das Prinzip aufgestellt, dass von allen Beitrittskandida-
ten die Abschaffung der Todesstrafe gefordert wird. Die derzeitige Berichterstat-
terin der Parlamentarischen Versammlung zur Abschaffung der Todesstrafe, RE-

NATE WOHLWEND (Liechtenstein, EVP/CD), hat ebenso standfest die verbliebenen 
Probleme angepackt. Dazu gehört neben der endgültigen gesetzlichen Abschaf-
fung der Todesstrafe in der Russischen Föderation13 die Situation in den beiden 
Beobachterstaaten des Europarates, die die Todesstrafe noch vollstrecken – Japan 
und die Vereinigten Staaten von Amerika14. Dazu gehört nicht zuletzt auch die 
Situation in Belarus. Der Sondergaststatus des belarussischen Parlaments bei der 
Parlamentarischen Versammlung wurde nach den durch das Referendum vom 26. 
November 1996 bestätigten anti-demokratischen Verfassungsänderungen durch 
das Präsidium der Parlamentarischen Versammlung suspendiert. In dem Referen-
dum hatten sich circa 80 Prozent der Abstimmenden für die Verfassungsänderun-
gen und damit gegen die Abschaffung der Todesstrafe ausgesprochen. Der im 
März 1993 eingereichte Beitrittsantrag von Belarus zum Europarat wurde formell 
am 17. Dezember 1998 eingefroren15. Außer der Todesstrafe gibt es noch eine 
ganze Reihe von Hindernissen, die so leicht nicht aus der Welt zu schaffen sind – 
jedenfalls nicht, solange das LUKASCHENKA-Regime in seiner derzeitigen Form 

                                                 
12  PACE (15.09.1994).  
13  Ein Moratorium gilt in Russland seit dem Beitritt zum Europarat; dieses war zunächst 

bis zur Einführung von Jury-Gerichten auch in der Nordkaukasusregion befristet, ist 
aber durch das Verfassungsgericht der Russischen Föderation in einem Urteil vom 
18.11.2009 ohne zeitliche Befristung verlängert worden. Siehe z. B.: Reuters 
(19.11.2009). 

14  Siehe dazu die Berichte von RENATE WOHLWEND für die Parlamentarische Versamm-
lung des Europarates: PACE (03.01.2011) sowie PACE (21.04.2006) und PACE 
(11.09.2003). 

15  Siehe: PACE (26.01.2000), Absatz 1. 
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fortbesteht16. Zu den Voraussetzungen für den Beitritt zum Europarat zählen etwa 
ein Mindestmaß an Freiheit und Fairness von Wahlen, an Meinungs- und Informa-
tionsfreiheit sowie an Unabhängigkeit der Justiz. Aber auch das zwischenzeitlich 
Тns AЮРО РОПКssЭО АТОНОrКЮПХОЛОnХКssОn НОs „SonНОrРКsЭsЭКЭЮs“ Пür НКs PКrХКЦОnЭ 
von Belarus ist in den letzten Monaten wieder in weite Ferne gerückt. Die zwei 
Exekutionen im März 2010 von ANDREI ZHUK und VASILY YUZEPCHUK waren 
Anlass für den Beschluss, jegliche hochrangigen Kontakte zwischen der Parla-
mentarischen Versammlung und dem Parlament oder Regierungsstellen von Bela-
rus einzufrieren17. Die Einführung eines Moratoriums für Exekutionen ist eindeu-
tige Vorbedingung für jegliche institutionelle Annäherung an den Europarat, auch 
für ein Wiederauflebenlassen des Sondergaststatus bei der Parlamentarischen Ver-
sammlung18. Den von MARIELUISE BECK als Mitberichterstatterin für den Rechts-
ausschuss19 erarbeiteten und im Plenum mit breiter Mehrheit angenommenen Än-
derungsanträgen zum Bericht des politischen Ausschusses über die Lage in Bela-
rus20 ist es zu verdanken, dass die ernsthaften Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit 
des Verfahrens gegen die angeblichen U-Bahn-Terroristen erstmals in einem Be-
schluss eines internationalen parlamentarischen Gremiums zum Ausdruck ka-
men21, und dass die Parlamentarische Versammlung Minsk noch einmal daran 
erinnert hat, dass die in dem Bericht von CHRISTOS POURGOURIDES genannten 
Verdächtigen für die Verschwindensfälle zur Verantwortung gezogen werden 
müssen22. Zwischen den beiden Plenardebatten zu Belarus im Januar 2011 und im 
Januar 2012 ist eine merkliche Abkühlung im Verhältnis zu Belarus zu beobach-
ЭОn, НТО sТМС НКrКn КЛХОsОn ХтssЭ, НКss НТО ЭrКНТЭТonОХХ НОn RОsoХЮЭТonsОnЭаЮrП „vОr-
sМСтrПОnНОn“ Abänderungsanträge des Rechtsausschusses im Januar 2012 im 
Schulterschluss mit dem federführenden politischen Ausschuss beinahe ohne Dis-
kussion im Plenum angenommen wurden, während es im Januar 2011 durchaus 
noch Kampfabstimmungen gab, vor allem was die Befürwortung von Sanktionen 
anging. Diese Verschlechterung der Stimmungslage in der Parlamentarischen 
Versammlung aus Sicht von Minsk ist nach meinem Dafürhalten zu einem erheb-
lichen Anteil auf die Verschärfung der Todesstrafenpraxis in Belarus zurückzu-
führen.  

                                                 
16  Präsident LUKASCHENKA аТrН oПЭ КХs „EЮropКs letzter Diktator“ ЛОгОТМСnОЭ; НТОsОn 

Schuh hat er sich offenbar in seiner Polemik gegen den damaligen deutschen Außen-
minister GUIDO WESTERWELLE selbst angezogen, als er diesen persönlich angriff: 
Spiegel Online (04.03.2012). 

17  Siehe: PACE (29.04.2010), Absatz 6. 
18  Siehe: PACE (29.04.2010), Absatz 2; PACE (27.01.2011), Absatz 12.1 und PACE 

(25.01.2012), Absatz 15.1. 
19  PACE (24.01.2012). 
20  PACE (09.01.2012). 
21  PACE (25.01.2012), Absatz 6.2. 
22  PACE (25.01.2012), Absatz 7.10.; siehe auch schon PACE (27.01.2011), Absatz 7.7. 

Dieser Absatz wurde ebenfalls per Abänderungsantrag aufgrund der von CHRISTOS 

POURGOURIDES erarbeiteten Stellungnahme des Rechtsausschusses in die Resolution 
eingefügt. Siehe: PACE (26.01.2011). 
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Ausblick 

Der gegenwärtige Zustand ist offensichtlich unbefriedigend, sowohl aus der Per-
spektive des Europarates, der sich für die Förderung der Menschenrechte einsetzt, 
als auch aus derjenigen des Regimes in Minsk, das eigentlich ein Interesse haben 
müsste, aus seiner internationalen Isolierung herauszukommen. Den Weg zu einer 
schnellen Verbesserung hat das oberste Gericht von Belarus bereits vor geraumer 
Zeit aufgezeigt23: nach einem Urteil des Verfassungsgerichts vom 11. März 2004 
hat sowohl der Präsident als auch das Parlament die Möglichkeit, jederzeit und 
mit sofortiger Wirkung ein Moratorium für Exekutionen zu verkünden oder sogar 
die Todesstrafe ganz abzuschaffen24. In dem Urteil wurde auch der von der Ver-
ПКssЮnР ТnЭОnНТОrЭО „ЭОЦporтrО“, гОТЭХТМС ЛОschränkte Charakter der Todesstrafe in 
Belarus unterstrichen, dem das Strafgesetzbuch seinerzeit nicht genügend Rech-
nung getragen habe. Dieses tödliche Provisorium dauert bis heute. Die 2009 in 
Belarus ins Leben gerufene parlamentarische Arbeitsgruppe zur Abschaffung der 
Todesstrafe25 ist zu keinen vorzeigbaren Ergebnissen gekommen. Die immer wie-
der gegen die Abschaffung der Todesstrafe ins Feld geführte, in dem Referendum 
von 1996 zum Ausdruck gekommene Stimmungslage in der Bevölkerung26 ist 
unter den vorherrschenden Verhältnissen schwer messbar und zudem Schwan-
kungen unterworfen. 1996 haben sich noch 80 Prozent der Bevölkerung gegen die 
Abschaffung der Todesstrafe ausgesprochen. Nach einer Umfrage aus dem Jahre 
2008 des unabhängigen Instituts für sozioökonomische und politische Studien 
befürworteten nur noch 47,8 Prozent die Beibehaltung der Todesstrafe27 – immer 
noch eine relative Mehrheit, im Verhältnis zu den 44,2 Prozent, die sich in dieser 
Umfrage für die Abschaffung ausgesprochen haben, aber doch schon eine deutli-
che Entwicklung weg von der Todesstrafe seit dem Referendum von 1996, das 
zudem noch vor der Einführung der lebenslangen Freiheitsstrafe als Alternative 
zur Todesstrafe (Ende 1997) stattgefunden hatte28. Dagegen sollen nach einer 
Umfrage des Präsidentiellen Informations- und Analysezentrums aus dem Jahre 

                                                 
23  Siehe die Zusammenfassung des Urteils in englischer Sprache durch das Sekretariat 

der Venedig-Kommission: Venice Commission of the Council of Europe 
(24.10.2006). 

24  Letzteres scheint allerdings der Vorsitzende des Verfassungsgerichts PYOTR MI-

KLASHEVICH in einem Interview vom 25. Januar 2012 wieder in Frage zu stellen, in 
dem er darauf hinwies, dass die Verfassung, einschließlich des Artikels 24 über die 
Todesstrafe, nur durch ein nationales Referendum geändert werden kann. In dem Ur-
teil von 2004 war davon die Rede, dass der Präsident oder das Parlament die Todes-
sЭrКПО „nКМС НОЦ НКгЮ vorРОsОСОnОn VОrПКСrОn“ КЛsМСКППОn ФКnn. VРХ.: BelaPAN 
(25.01.2012).  

25  Siehe das Interview mit deren Vorsitzenden MIKALAI SAMASEIKA vom 15. März 
2010: Humanrightshouse.org (15.03.2010). 

26  Danach haben sich im Jahr 1996 über 80 Prozent der Befragten gegen die Abschaf-
fung der Todesstrafe ausgesprochen. Siehe: ɐɟɧɬɪɚɥɶɧɚɹ ɤɨɦɢɫɫɢɹ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ 
Ȼɟɥɚɪɭɫɶ ɩɨ ɜɵɛɨɪɚɦ ɢ ɩɪɨɜɟɞɟɧɢɸ ɪɟɫɩɭɛɥɢɤɚɧɫɤɢɯ ɪɟɮɟɪɟɧɞɭɦɨɜ (1996).  

27  Siehe: Spring96.org (12.01.2009). 
28  Gesetz vom 31.12.1997 (Einfügung von Artikel 22 des Strafgesetzbuchs). 
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2010 wiederum 79,5 Prozent der Bevölkerung, d. h. fast derselbe Anteil wie 1996, 
die Todesstrafe unterstützen29. Mit dieser Umfrage hat die Präsidialverwaltung 
offenbar den Plan der parlamentarischen Arbeitsgruppe vereitelt, ihrerseits die 
aktuelle Stimmung in der Bevölkerung zu ermitteln. Aus dieser Vorgehensweise 
lässt sich wohl auch die Position der gegenwärtigen Machthaber in der Sache er-
sehen. Das Ergebnis solcher Umfragen hängt ohnehin stark von der konkreten 
Fragestellung und der Qualität und Tendenz der in den Massenmedien veröffent-
lichten Informationen ab. Wenn nach einer entsprechenden Aufklärungskampag-
ne, bei der zivilgesellschaftliche Gruppen eine wichtige Rolle spielen müssen, die 
Frage eЭаК ХКЮЭОn аürНО: „SТnН SТО Пür НТО BОТЛОСКХЭЮnР НОr ToНОssЭrКПО, oЛаoСХ 
diese nachweislich keine abschreckende Wirkung hat und es immer wieder zu 
JЮsЭТгТrrЭüЦОrn ФoЦЦЭ?“ ЛrКЮМСЭ ЦКn sТМС ЮЦ НКs ErРОЛnТs ФОТnО SorРОn гЮ Цa-
chen, gerade auch in Belarus angesichts der Zweifel an der Schuld der beiden an-
geblichen U-Bahn-Attentäter. 
 
DОr АОrЭ НОr öППОnЭХТМСОn MОТnЮnР (Лга. НОr „vОröППОnЭХТМСЭОn MОТnЮnР“) КХs 
Indikator für den Volkswillen ist in Ländern, in denen die wichtigsten Medien fest 
in staatlicher Hand sТnН, oСnОСТn РОrТnР. IЦЦОrСТn СКЭ НТО ErПКСrЮnР Тn НОn „nОu-
Оn DОЦoФrКЭТОn“ (ЮnН nОЮОn КЛoХТЭТonТsЭТsМСОn SЭККЭОn) Тn EЮropК РОгОТРЭ, НКss 
die zunächst skeptische öffentliche Meinung durchaus bereit war, nach einer vom 
Europarat angestoßenen, argumentativ РОПüСrЭОn DОЛКЭЭО КЮП НТО „ОЮropтТsМСО 
LТnТО“ ОТnгЮsМСаОnФОn. EТn MorКЭorТЮЦ КХs ГаТsМСОnsЭЮПО СКЭЭО Тn НТОsОn Lтn-
dern immer auch den Vorteil, dass dadurch anschaulich der Beweis erbracht wer-
den konnte, dass die Außerkraftsetzung der Todesstrafe durchaus nicht zu dem 
befürchteten Anstieg von Gewaltverbrechen führte. Es gibt keinen Grund, warum 
dies nicht auch in Belarus funktionieren sollte, wenn der entsprechende politische 
Wille vorhanden wäre. Dessen Entstehung bei den Machthabern in Minsk zu be-
fördern würde wahrscheinlich derzeit Russland leichter fallen als der Europäi-
schen Union bzw. den westeuropäischen Staaten. Insofern ist die eingangs er-
wähnte30 Aufforderung von Außenminister SERGEI LAVROV an Belarus, möglichst 
bald ein Moratorium einzuführen, ein ganz wichtiges und positives Signal, auch 
wenn sie trauriger weise zu spät kam, um DMITRI KONOWALEW  und WLADISLAW 

KOWALEW zu retten.  

                                                 
29  Siehe: RFE/RL (30.11.2011). 
30 Siehe Fußnote 6. 
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Das Verschwinden von Systemkritikern in 
Belarus 

Hans-Georg Wieck und Wolfgang Sender 

Bereits unmittelbar nach Übernahme des Präsidentenamtes durch ALJAKSANDR 

LUKASCHENKA im Jahre 1994 zeigte sich in Belarus eine immer stärker deutliche 
Einschränkung des politischen Pluralismus. Konnte zunächst der Eindruck entste-
hen, als würde der neue Präsident durchaus dem mit Ende der Sowjetunion einge-
schlagenen Weg der Liberalisierung folgen, wurde doch alsbald klar, dass er eine 
Vielzahl von Schritten zur vordergründigen Verbesserung der Regierbarkeit des 
Landes unternahm, an deren Ende jedoch Einschränkungen von Freiheit und De-
mokratie mit dem Ziele der Stärkung seiner persönlichen Stellung standen. Seine 
Absicht der Stärkung nicht nur der präsidentiellen, sondern auch der autoritären 
Anteile im belarussischen Regierungssystem wurde darin deutlich, dass er sich 
eben nicht damit begnügte, einen fairen Interessenwettstreit mit politischen Mit-
teln innerhalb des demokratisierten belarussischen Regierungssystems anzustren-
gen. LUKASCHENKA änderte vielmehr einerseits die Spielregeln im System (u. a. 
Änderung der Verfassung und Entmachtung des Parlaments) und wendete ande-
rerseits auch Mittel jenseits des politischen Wettbewerbs nach zivilen Regeln an. 
Je länger er dabei an der Macht war – und umso konsolidierter sich seine Position 
darstellte – umso weiter entfernten sich die von ihm eingesetzten Mittel der Aus-
einandersetzung mit politischen Mitbewerbern von demokratischen Standards.1 
 
Praktisch seit seiner Amtsübernahme begann er, politische Mitbewerber verbal oft 
harsch und mit rüden Worten anzugreifen, bloßzustellen und persönlich zu verun-
glimpfen. Diese Auseinandersetzungen beschränkten sich jedoch nicht auf Dauer 
auf die verbale politische Ebene. LUKASCHENKA verlagerte die Auseinanderset-
zungen auch in andere gesellschaftliche Bereiche und in die private Sphäre. Dies 
erfolgte beispielsweise, indem er bei Vertretern der Opposition mithilfe staatlicher 
Strukturen nach finanziellen Unregelmäßigkeiten suchen, Kompromat sammeln 
und das persönliche Umfeld von Oppositionellen unter Druck setzen ließ.2 Neben 
diesem Ansatz zur Erschwerung der Übernahme von Funktionsstellen durch nicht 
linientreue Personen verfolgte LUKASCHENKA seit den 1990er Jahren ebenfalls die 
Strategie, eine Vielzahl von Funktionsstellen selbst in ihrer Bedeutung einzu-
schränken – allen voran die gewählten Abgeordneten durch die Entmachtung des 
Parlaments.  
 

                                                 
1  VРХ.: Ʉɚɪɛɚɥɟɜɢɱ (2010, S. 132ПП.). 
2  Vergleiche hierzu die Beiträge von STEPHAN MALERIUS und WOLFGANG SENDER in 

diesem Band. 
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Durch den Zugriff auf die staatlichen Massenmedien und einen überragenden 
Staatssektor in der Arbeitswelt bis hin zur vornehmlich staatlichen Vermietung 
von Wohn- und Geschäftsräumen konnte dabei eine die gesamte Lebenswelt von 
nicht linientreuen Politikern durchdringende Drohkulisse aufgebaut werden, um 
entweder politische Gefolgsamkeit zu erreichen oder diese Personen nachhaltig zu 
isolieren. Ein oft ins Feld geführter Vorwurf ist in dieser Hinsicht die Unterstel-
lung, nach der Oppositionspolitiker als Agenten des Auslands aktiv seien und dem 
Land Schaden zufügen würden3. Dieses Element, das die erforderliche internatio-
nale Arbeit der Opposition diskreditiert und gleichzeitig LUKASCHENKAS Legiti-
mation erhöht, wird bis heute angewendet und fand seinen Ausdruck jüngst u. a. 
in Kontenpfändungen belarussischer Oppositioneller im Ausland.4 Das System 
zur Zerstreuung, Verunsicherung und Einschränkung der Handlungsfähigkeit der 
Opposition nutzte LUKASCHENKA auch unter Anwendung überbrachter Methoden 
der sowjetischen Sicherheitsdienste dabei so geschickt und umfänglich, dass er 
seine Stellung als unangefochtene Nummer eins der belarussischen Politik außer-
gewöhnlich stark festigen konnte. 
 

Doch obschon er hierbei in seinem Sinne erfolgreich agierte, war LUKASCHENKAS 
Machtposition in einem Zeitfenster zwischen 1999 und 2001 durchaus in konkre-
ter Gefahr. Ursächlich hierfür waren außen- und innenpolitische sowie ökonomi-
sche Faktoren. Innenpolitisch war diese Zeit geprägt von einer Vielzahl von Pro-
testen gegen die von ihm eingeschlagene politische Richtung, die alle Macht auf 
ihn zuschnitt, während die politische Freiheit im Land immer weiter einge-
schränkt wurde. Dies führte nicht nur zu einer weitgehenden Einigung der Oppo-
sition, sondern auch zu deren Unterstützung aus dem Ausland, das erheblichen 
Druck auf die belarussische Führung ausübte5. Nicht allein aufgrund der politi-
schen Umstände musste sich LUKASCHENKA diesem Druck beugen. Es waren vor 
allem die Folgen der Finanzkrise in Asien 1997/1998 in der Russischen Föderati-
on6, die im Fahrwasser auch in Belarus zu enormen ökonomischen Herausforde-
rungen führten, da das Land auch damals wirtschaftlich eng mit Russland verbun-
den war. Dieses Klima von innerer Unzufriedenheit und äußerem Druck auf LU-

KASCHENKA ermöglichte es der Opposition, sich in diesen Jahren in eine vielver-
sprechende politische Ausgangslage vor den anstehenden Wahlen zu manövrie-
ren. Nach langen Jahren der Zersplitterung verstand sie es nun weitgehend, an 
einem Strang zu ziehen und dabei sowohl Unternehmer wie auch Akteure in den 
staatlichen Sicherheitsbereichen für ihre Anliegen zu gewinnen sowie auch wich-
tige Unterstützer im Mediensektor zu finden. Für LUKASCHENKA stellte sich diese 
Situation als eine enorme politische Bedrohung dar, schließlich galten die im Jahr 
2000 anstehenden Parlamentswahlen als Stimmungsbarometer für die Präsiden-

                                                 
3  Vgl.: RFE/RL Poland (30.01.2001). 
4  Vgl.: DerStandard.at (05.08.2011). 
5  Sichtbar wurde dies beispielsweise in der Verpflichtung LUKASCHENKAS auf dem 

OSZE-Gipfel von Istanbul, einen Dialog mit der Opposition zu beginnen. Vgl: OSCE 
(18.11.1999). 

6  Herr (2000). 
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tenwahlen 2001, bei denen er erneut gewählt werden wollte. Und er hatte ein ver-
gleichsweise schlechtes politisches Blatt auf der Hand. 

Vier Oppositionsvertreter sterben oder verschwinden innert 

kurzer Zeit 

Innerhalb nur weniger Monate verlor die Opposition im Angesicht dieser politisch 
vielversprechenden Lage vier zentrale personelle Stützen. Eineinhalb Jahre vor 
den Parlamentswahlen, am 6. April 1999, verstarb als wichtiger politischer Pfeiler 
die damalige informelle Führungsfigur der belarussischen Opposition, GENNADIJ 

KARPENKO. Er galt als potentieller Herausforderer von Präsident LUKASCHENKA. 
Die Umstände seines Versterbens nach einem Routineeingriff im Minsker Stadt-
krankenhaus und die Verweigerung der Annahme medizinischer Messinstrumente 
aus Westeuropa7 riefen angesichts des damaligen politischen Umfeldes Argwohn 
hervor und weckten Erinnerungen an nicht linientreue Personen in der Sowjetuni-
on, wie MICHAIL WASSILJEWITSCH FRUNSE, der infolge medizinischer Operatio-
nen überraschend verstarb. 
 

Diesbezügliche Spekulationen erhielten weitere Nahrung, als nur vier Wochen 
nach KARPENKOS Tod, am 7. Mai 1999, der frühere belarussische Innenminister 
JURIJ ZAHARENKO entführt wurde und seitdem verschwunden ist8. ZAHARENKO 
war zu dieser Zeit nicht nur einer der engsten Kollegen und Freunde des zuvor 
verstorbenen KARPENKO, sondern auch Mitglied des Parteirats der prägenden op-
positionellen VEREINIGTEN BÜRGERPARTEI. ZAHARENKO war zudem auch exzel-
lent in den Sicherheitsbehörden von Belarus vernetzt9, wodurch er der Opposition 
wichtige Zugänge zu den Machtstützen der LUKASCHENKA-Herrschaft eröffnen 
konnte. Für Beobachter schien es Ende der 1990er Jahre noch eine Frage der Zeit 
zu sein, bis LUKASCHENKA durch einen Putsch aus den Sicherheitsbehörden her-
aus gestürzt werden könnte10  ZAHARENKO und seinem BUND DER OFFIZIERE 
wäre hierbei wohl eine tragende Rolle zugekommen. 
 
Nur ein halbes Jahr nach ZAHARENKO verschwanden am 16. September 1999 er-
neut zwei Personen: VIKTOR GONČAR und ANATOLIJ KRASOVSKIJ.11 GONČAR war 
seit 1995 Mitglied des Parteirates der oppositionellen VEREINIGTEN BÜRGERPAR-

TEI, zuvor war er indes in bedeutendem Maße für die Sicherung der politischen 
Position LUKASCHENKAS engagiert: 1994 wirkte er in LUKASCHENKAS Wahl-
kampfzentrale, nach Übernahme der Präsidentschaft durch LUKASCHENKA wurde 
er stellvertretender Ministerpräsident, zwischen 1995 und 1996 war er General-
sekretär des Wirtschaftsrates der GUS, 1995 wurde er darüber hinaus in den 

                                                 
7  Vgl.: Wieck (2007, S. 8).  
8 Vgl.: Menschenrechte in Belarus e. V. (2007, S. 16ff.). 
9  Ʉɚɪɛɚɥɟɜɢɱ (2010, S. 677f.). 
10 Wieck (2007, S. 7). 
11 Vgl.: Menschenrechte in Belarus e. V. (2007, S. 16ff. und S. 24ff.). 
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Obersten Sowjet von Belarus gewählt. 1996 schließlich wurde GONČAR Vorsit-
zender der für LUKASCHENKA besonders bedeutsamen Zentralen Wahlkommission 
von Belarus, jedoch nach Kritik an den Umständen des Referendums von 1996 
aus dieser Position durch LUKASCHENKA entlassen. Nach diesem Bruch war 
GONČAR fortan auf Seiten der Opposition gegen LUKASCHENKA aktiv. Beide Sei-
ten seines Lebens – die Tätigkeit zur Sicherung der Macht von LUKASCHENKA wie 
auch sein späteres Engagement im Rahmen der Opposition – gaben und geben 
Beobachtern Anlass zur Vermutung, dass sein Verschwinden im Zusammenhang 
mit der damaligen aufgeheizten politischen Lage stand. Es bestehen Mutmaßun-
gen, dass es sich bei dem ebenfalls verschwundenen ANATOLIJ KRASOVSKIJ – er 
begleitete GONČAR im Zeitraum seiner mutmaßlichen Entführung – nicht nur um 
ОТnОn „KoХХКЭОrКХsМСКНОn“ ЛОТ НОr BОsОТЭТРЮnР GONČARS handelte. Viel spricht 
dafür, dass KRASOVSKIJ als Freund GONČARS Zugänge der Opposition zur bela-
russischen Geschäftswelt öffnen konnte und hierdurch der Machtsicherung LUKA-

SCHENKAS im Weg stand.  
 

Nach dem Tode KARPENKOS und dem Verschwinden GONČARS und KRASO-

VSKIJS, wenige Wochen vor der Parlamentswahl am 15. Oktober 2000, lichteten 
sich die Reihen der Systemkritiker weiter. Es verschwand nun, am 7. Juli 2000, 
der belarussische Kameramann DMITRIJ ZAVADSKIJ – mehrere Jahre hindurch war 
er ein nahestehender Begleiter LUKASCHENKAS. Diese Tatsache und der Umstand, 
dass auch er kurz vor den für LUKASCHENKA bedeutsamen anstehenden Wahlen 
verschwand, nährten erneut Spekulationen, dass sein Verschwinden im Zusam-
menhang mit der damaligen politischen Auseinandersetzung zwischen der Oppo-
sition und dem LUKASCHENKA-Regime stand. Angenommen wurde, dass er Inter-
na über LUKASCHENKA hätte preisgeben können, die er während seiner Tätigkeit 
für ihn gesammelt hatte. 
 
Verbreitet ist die Vermutung, dass die genannten Personen Opfer von Entführun-
gen geworden sind und getötet wurden. Detaillierte Mutmaßungen belaufen sich 
auf beteiligte Personen, Zeitpunkte, Abläufe und selbst den ungefähren Verbleib 
der Leichen. Der Hintergrund der betroffenen Personen, die politische Gesamtsi-
tuation in Belarus 1999/2000, das zuvor durch LUKASCHENKA bereits an den Tag 
gelegte rücksichtslose Vorgehen gegenüber anderen zugunsten seiner Machtposi-
tion und der außergewöhnliche Akt des Verschwindenlassens der genannten Per-
sonen nährten und nähren bei Beobachtern Verdächtigungen, dass für diese mut-
maßlichen Tötungen mindestens Personen aus LUKASCHENKAS Umfeld, wahr-
scheinlich jedoch der Präsident selbst, verantwortlich zeichneten12. Ein letztendli-
cher Nachweis hierfür ist zwar bis heute nicht erbracht, fünf nachfolgend darge-
legte Indizien sprechen jedoch für diese Beteiligung höchster Stellen am Ver-
schwindenlassen. 
 

                                                 
12  PACE (04.02.2004, Abschnitt D). 
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Trifft dies zu, läge damit nicht nur ein Verstoß gegen das grundlegende aller Men-
schenrechte vor, sondern auch ein expliziter Bruch der belarussischen Verfassung, 
die in Artikel 24 das Recht auf Leben auch hier verbrieft: 
 

‘Everвone Сas tСe riРСt to liПe.  

The State shall protect life of the individual against any unlawful infringe-
ments.  

Until its abolition, the death penalty may be applied in accordance with law as 
an exceptional measure of punishment for especially grave crimes and only in 
accordance аitС a court sentence.’ 

 
Ein Verstoß hiergegen wäre nicht nur ein verurteilungswürdiger Akt, sondern 
würde den Charakter der Staatsführung des Landes drastisch offenbaren. Vorwür-
fe dieser Art sind auch in den folgenden Ausführungen daher sorgsam abzuwägen. 

Indiz 1: Fälle wurden in Belarus nicht aufgeklärt 

Dass Untersuchungen überhaupt durch externe Beobachter und nicht durch die 
zuständigen belarussischen Ermittlungsbehörden geführt werden müssen, verweist 
auf ein Charakteristikum der Umstände des Verschwindens der vier Personen, das 
Argwohn weckt: Die Hintergründe wurden durch die Strafverfolgungsbehörden 
bis heute nicht aufgeklärt. In der lückenhaften staatsanwaltschaftlichen Untersu-
chung, die auf eine fehlende Absicht zur tatsächlichen Aufklärung verweist, be-
steht das erste und unmittelbarste Indiz für die Beteiligung höchster Stellen am 
Verschwindenlassen. 
 
Dies muss zunächst insofern angenommen werden, als das belarussische Polizei- 
und Justizsystem personell, materiell und rechtlich so gut aufgestellt ist, dass es in 
diesem stark kontrollierten Land praktisch unmöglich erscheint, dass sich gleich 
eine ganze Anzahl ganz spezifischer und prominenter Verbrechen nicht aufklären 
lassen soll. Angesichts der starken Machtvertikale im Land, der materiellen und 
personellen Ausstattung der Strafverfolgungsbehörden und des Vernetzungsgra-
des der Opfer muss vielmehr davon ausgegangen werden, dass die Ermittlungsbe-
hörden vollumfänglich zur Aufklärung befähigt waren. Da keine angemessene 
Untersuchung durch die zuständigen Behörden erfolgte, drängt sich der Verdacht 
einer bewussten Unterbindung der Aufklärung auf.  
 
Hierfür sprechen auch die der Öffentlichkeit zu den Fällen vorliegenden Ermitt-
lungsdokumente. Mindestens ein Teil der Ermittlungsergebnisse wurde öffentlich, 
da die damals ermittelnden Staatsanwälte OLEG SLUČAK und DMITRIJ PET-

RUŠKEVIČ interne Schriftstücke aus dem Justizapparat durchstachen. Empfänger 
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der Dokumente war der Menschenrechtsverteidiger OLEG VOLČEK13, der die Do-
kumente an den deutschen Verein MENSCHENRECHTE IN BELARUS zur Analyse 
und Veröffentlichung weiterreichte. In einer erstmaligen systematischen Durch-
sicht und Analyse befassten sich Vereinsmitglieder mit diesen Dokumenten und 
stellten der Öffentlichkeit den ca. 200 Seiten starken Aktenbestand im Januar 
2007 kommentiert und systematisiert zur Verfügung.14 
 

In Ermangelung des Eindrucks einer ernsthaften, objektiven und vorurteilsfreien 
staatsanwaltschaftlichen Untersuchung nach internationalen Ermittlungsstandards 
übernahm es der Berliner Verein MENSCHENRECHTE IN BELARUS 2007 in akribi-
scher Kleinarbeit, zentrale Ermittlungsakten der belarussischen Staatsanwaltschaft 
und weitere Dokumente zum Vorgang des Verschwindenlassens auszuwerten. Die 
Analyse kam dabei zu dem Schluss, dass das Verschwinden der genannten Perso-
nen offenbar durch den damaligen Sekretär des belarussischen Sicherheitsrates 
VIKTOR SCHEJMAN orchestriert wurde15. Er machte später als Nationaler Sicher-
heitsberater des Präsidenten Karriere und hatte als Generalstaatsanwalt auch die 
Gesamtverantwortung für die Aufklärung der Vorgänge des Verschwindenlassens 
inne. Hierüber hinaus kam die Auswertung des Vereins zu dem Ergebnis, dass auf 
Veranlassung höchster Ebene nicht alles unternommen wurde, um die Vorgänge 
aufzuklären bzw. alles unternommen wurde, um die weiteren Hintergründe zu 
verschleiern.16 Diese Erkenntnis ist weitgehend deckungsgleich mit den Schluss-
folgerungen eines Untersuchungsberichts des zyprischen Abgeordneten der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates, CHRISTOS POURGOURIDES

17. Der 
Bericht aus dem Jahr 200418 kommt zu dem Schluss, dass infolge des Ver-
schwindenlassens zwar zumindest auf dem Papier eine umfangreiche Zahl von 
Spuren verfolgt wurde.19 Gleichzeitig habe es jedoch erkennbar an einer Untersu-
chungssystematik gefehlt, wodurch eine Vielzahl von Ermittlungslücken entstand 
– durch fehlende Zeugenbefragungen, das Beschränken der Untersuchungen auf 
den öffentlichen Raum und den Ausschluss von Ermittlungen in den Sicherheits- 
und Staatsführungsstrukturen, das in vielen Fällen nicht erfolgte Sichern von Be-
weismitteln und das Nichtaufgreifen von Aufklärungsansätzen.20 POURGOURIDES 

kam zu folgender Schlussfolgerung:  
 

                                                 
13  Der bekannte Jurist und Afghanistan-Veteran leitet die Menschenrechtsorganisation 

RECHTSHILFE FÜR DIE BEVÖLKERUNG. Die Organisation kümmert sich unter anderem 
um rechtliche Aspekte der Verschwundenen. 2003 wurde die Organisation durch das 
Stadtgericht Minsk verboten. Vgl.: Amnesty International (Oktober 2003, S. 9). 2004 
erhielt VOLČEK auf Anregung von AMNESTY INTERNATIONAL und der EKD den Ra-
debeueler Courage-Preis, vgl.: Amnesty International (Mai 2004, S. 9). 

14  Menschenrechte in Belarus e. V. (2007). 
15  Menschenrechte in Belarus e. V. (2007, S. 50). 
16  Menschenrechte in Belarus e. V. (2007, S. 50). 
17  PACE (04.02.2004). 
18  Siehe hierzu auch den Beitrag von GÜNTER SCHIRMER in diesem Band. 
19  PACE (04.02.2004, Abschnitt C). 
20  Menschenrechte in Belarus e. V. (2007, S. 41ff.). 
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 ‘On tСe basis oП tСe inПormation made available to me, I Сave come to tСe conclusion 
that a proper investigation of the disappearances has not been carried out by the 
competent Belarusian authorities. On the contrary, the interviews I conducted in 
Minsk, in conjunction with Mr Alkayev’s deposition beПore tСe Ad Сoc Sub-Committee 
and the documents or copies thereof that are in my possession, have led me to believe 
that steps were taken at the highest level of the State actively to cover up the true 
background of the disappearances, and to suspect that senior officials of the State may 
themselves be involved in tСese disappearances.’21 

 
Die vorliegenden Dokumente belegen, dass die Ermittlungen zum Fall ZAHAREN-

KO dabei durchaus auf höchster Ebene besprochen und koordiniert wurden, bei-
spielsweise während eines Treffens beim belarussischen Innenminister.22 Wenn 
die Behörden trotz dieser prominenten Behandlung keine substantiellen Erfolge 
erzielt haben, stellt sich die Frage, inwiefern eine tatsächliche Aufklärung des 
Verschwindenlassens beabsichtigt war. Gleiches gilt für die Aufklärung der Fälle 
GONČAR und KRASOVSKIJ. Ermittlungslücken zeigt unter anderem der Umstand, 
dass einige Beweisstücke am vermuteten Tatort von Angehörigen der Opfer statt 
von Sicherheitsbehörden sichergestellt worden sein sollen23. Tatsächlich lagen der 
Staatsanwaltschaft detaillierte Anhaltspunkte dafür vor, dass sich höchste Staats-
vertreter im Zeitraum des Verschwindens der genannten Personen eine Pistole 
verschafft hatten, die in der UnЭОrsЮМСЮnРsСКПЭКnsЭКХЭ ɍɀ-15/ɂɁ-1 üblicherweise 
zur Vollstreckung gerichtlich angeordneter Todesstrafen verwendet wurde.24 Sei-
tens der ausleihenden hohen Staatsvertreter konnte nicht stichhaltig begründet 
werden, zu welchem tatsächlichen Zweck diese symbolbeladene Pistole ausgelie-
hen worden war25. Auffällig ist, dass die betroffene Pistole zunächst während des 
Verschwindens ZAHARENKOS ausgeliehen und zurückgegeben wurde und dann 
erneut just zum Zeitpunkt des Verschwindens GONČARS und KRASOVSKIJS ausge-
liehen und anschließend zurückgegeben wurde. 
 
Statt den naheliegenden Anhaltspunkten für eine Entführung und mögliche Tö-
tung sowie in diese Richtungen deutenden Zeugenaussagen umfänglich nachzu-
gehen, verlagerte sich die Staatsanwaltschaft auf die Prüfung alternativer Hypo-
thesen, darunter die politischen und kommerziellen Aktivitäten GONČARS, die 
Betätigung KRASOVSKIJS im Wirtschafts- und Finanzbereich, das Verschwinden 
als Inszenierung und einen Raubüberfall zur Aneignung des wertvollen Kraftfahr-
zeugs von KRASOVSKIJ

26. 
 

Insbesondere das Verschwinden als Inszenierung wurde – analog zum Fall ZAHA-

RENKO – seitens der belarussischen Staatsführung immer wieder als mögliche Ur-
sache betont. LUKASCHENKA beschuldigte die Opposition direkt, für die Ver-

                                                 
21  PACE (04.02.2004, Absatz 9). 
22 Minister der inneren Angelegenheiten der Republik Belarus (08.09.1999). 
23  Staatsanwaltschaft der Stadt Minsk (20.01.2002, S. 5).  
24  Belarus ist das einzige Land in Europa, in dem die Todesstrafe vollstreckt wird. 
25  Staatsanwaltschaft der Stadt Minsk (20.01.2002, S. 4). 
26  Staatsanwaltschaft der Stadt Minsk (20.01.2002, S. 2). 
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schwundenen verantwortlich zu sein. ‚TСeв can sСoot eacС otСer to deatС as аas 
tСe case аitС tСese ‚kidnapped’ аСo disappeared‘27, sagte er über die Opposition 
im Wahlkampf 2006 und bezog sich auf die in den Jahren 1999 und 2000 Ver-
schwundenen. Beweise für seine Anschuldigungen legte er nicht vor.28 Zu fragen 
bleibt jedoch, welche Informationen seinen Einschätzungen zugrunde liegen, dass 
die betroffenen Personen erschossen worden seien sollen, wo doch hierfür keine 
Anhaltspunkte in den Ermittlungsakten vorliegen – außer der nachweißlich von 
seinen direkten Mitarbeitern ausgeliehenen Exekutionspistole. 
 

Zumindest nährte er mit dieser Äußerung Vermutungen, dass Ermittlungsergeb-
nisse zurückgehalten werden, die zudem auch offenbar erhebliche Schwächen 
aufwiesen. So sind die roten Lacksplitter, die am Tatort der Entführung von 
GONČAR und KRASOVSKIJ gefunden wurden, beispielsweise bis November 200329 
nicht mit dem damaligen Kfz von DMITRIJ PAVLIČENKO verglichen worden30, ob-
wohl der Oberst der Miliz im Verdacht steht, an der Entführung oder Ermordung 
zentral beteiligt gewesen zu sein. Statt also diese Spuren zu verfolgen, stellte der 
„OЛОrsЭО UnЭОrsЮМСЮnРsПüСrОr НОr SЭККЭsКnаКХЭsМСКПЭ НОr SЭКНЭ MТnsФ Пür SКМСОn 
von ЛОsonНОrОr АТМСЭТРФОТЭ“, V. M. ČUMAČENKO, das Verfahren zweieinhalb 
Jahre nach Einleitung des Strafverfahrens am 20. Januar 2002 ein. Es können 
„ФОТnО PОrson/Оn ЛОsЭТЦЦЭ аОrНОn, НТО гЮ sЭrКПrОМСЭХТМСОr VОrКnЭаorЭЮnР гЮ гТe-
СОn атrОДnЖ“31, lautet der Schlusssatz der offiziellen Ermittlungen zum Ver-
schwindenlassen von GONČAR und KRASOVSKIJ. 
 
Ein merkwürdiges Verhalten der belarussischen Justiz stellte CHRISTOS POUR-

GOURIDES auch bei der Untersuchung des Verschwindens von DMITRIJ ZAVADSKIJ 

fest. Er wies darauf hin, dass Verhandlungen zur sogenannten IGNATOVICH GANG, 
die an dem Verschwinden ZAVADSKIJS mutmaßlich beteiligt gewesen war, als 
geschlossene Gerichtssitzungen erfolgten. Über die Ergebnisse durfte in der Öf-
fentlichkeit nicht berichtet werden32. 

                                                 
27  Belapan (12.03.2006). 
28  Es erscheint ausgesprochen unwahrscheinlich, dass hier wie von LUKASCHENKA an-

gedeutet nicht Staatsvertreter, sondern Angehörige der Opposition selbst hinter den 
Fällen des Verschwindenlassens standen. Weshalb sollte LUKASCHENKA eine solche 
angebliche Verstrickung nicht genutzt haben, um die angeblich beteiligten Oppositi-
onsvertreter zu verhaften und damit seine politischen Gegner nachhaltig zu schwä-
chen? 

29
 Ob sie seitdem verglichen wurden, ist aufgrund fehlender vorliegender Akten nicht zu 

bestimmen. 
30  Staatsanwaltschaft der Stadt Minsk (20.01.2002, S. 4). 
31  Staatsanwaltschaft der Stadt Minsk (20.01.2002, S. 7). 
32  PACE (04.02.2004, beispielsweise Absätze 5 und 8). 
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Indiz 2: Belarus wirkte nicht an internationaler Aufklärung mit  

In seinem Bericht über die Verschwundenen hat CHRISTOS POURGOURIDES mehr-
fach unterstrichen, dass die belarussischen Behörden nicht vollumfänglich zur 
Kooperation mit seiner externen Evaluierung der polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen bereit waren.33 Diese Nichtkooperation provozierte 
weitgehende Maßnahmen westlicher Institutionen, darunter Reisebeschränkungen 
für höchste belarussische Regimevertreter. Zentral betroffen – und explizit mit 
dem Zusammenhang des Verschwindenlassens begründet – sind hier JURI SI-

WAKOW, VIKTOR SCHEJMAN, DMITRIJ PAVLIČENKO und VLADIMIR NAUMOV
34.  

 
Nicht zuletzt LUKASCHENKA selbst unterliegt einem Einreiseverbot in die EU-
Mitgliedsstaaten und in die USA. Aus welchem Grund, so ist zu fragen, nimmt die 
belarussische Führung diese Unbequemlichkeiten mit explizitem Verweis auf die 
Verschwundenen in Kauf und unternimmt keine Maßnahmen, um diese Vorgänge 
aufzuklären? 
 
Im Bericht des Abgeordneten POURGOURIDES klingt ein möglicher Erklärungsfak-
tor für dieses Verhalten immer wieder an: Die Staatsführung selbst war in diese 
Prozesse des Verschwindenlassens möglicherweise aktiv, eventuell sogar steuernd 
involviert (siehe hierzu Indiz 3). Träfe dies zu, wäre dieser Hintergrund gleichzei-
tig eine Erklärung dafür, weshalb LUKASCHENKA bereit ist, die dargelegten unmit-
telbar auf ihn selbst wirkenden Nachteile zu erdulden: Ein Nachweis seiner Ver-
strickung könnte ihm noch stärker schaden als der status quo. Mit Blick auf das 
Ansehen LUKASCHENKAS im Ausland und mit Blick auf seine Interaktionen mit 
dem Ausland sind stärkere Nachteile als gegenwärtig bereits kaum vorstellbar: In 
den meisten demokratischen Staaten gilt er seit Jahren als persona non grata  und 
erntet in den liberalen Gesellschaften verheerende Medienechos. 
 
In diese Rechnung LUKASCHENKAS einzubeziehen ist mithin vor allem die innen-
politische Wirkung einer tatsächlichen Aufklärung der Prozesse des Ver-
schwindenlassens in Belarus. Nur im Inland verfügt LUKASCHENKA über eine ver-
gleichsweise starke Stellung, deren Stabilität durchaus dadurch geschwächt wer-
den könnte, geriete er durch objektive internationale Aufklärung noch stärker als 
ohnehin in Verdacht, für die hier dargelegten Prozesse verantwortlich zu sein. Es 
kann mithin nicht der politischen Logik LUKASCHENKAS entsprechen, zur interna-
tionalen Aufklärung des Verschwindenlassens beizutragen, da diese seine Macht-
position gefährden könnte. Hiermit nährt er alle Verdächtigungen, die auf eine 
mutmaßliche Anweisung oder Billigung des Verschwindenlassens durch ihn deu-
ten.  

                                                 
33  PACE (04.02.2004, Absatz 71). 
34  Europäischer Rat (07.11.2012). 



Das Verschwinden von Systemkritikern in Belarus 

34 

Indiz 3: Dokumente und Beteiligte belasten die Staatsorgane 

Es darf an dieser Stelle nicht der Eindruck entstehen, dass in Belarus infolge des 
Verschwindens von ZAHARENKO, GONČAR, KRASOVSKIJ und ZAVADSKIJ über-
haupt nicht ermittelt wurde. Vielmehr kam es auf Seiten der belarussischen 
Staatsanwaltschaft zu durchaus umfangreichen Aufklärungsversuchen zu den Hin-
tergründen und Hintermännern dieser Ereignisse. Die Betrachtung der vorliegen-
den Quellen deutet sogar darauf hin, dass diese Untersuchungen auf der operati-
ven Ebene zunächst umfänglich, vorurteilsfrei und ergebnisoffen angestrengt 
wurden.  
 
Für eine mindestens in der Initialphase gesetzestreue Ermittlungsarbeit spricht, 
dass diese zu der überraschenden Schlussfolgerung kam, dass andere Staatsorgane 
als die Ermittlungsbehörden in die Fälle des Verschwindenlassens involviert wa-
ren. Höhepunkt dieser Ermittlungen war schließlich ein handgeschriebener Ver-
merk35, als dessen Urheber der für die Ermittlungen auf Milizebene verantwortli-
che Polizeigeneral LAPATIK gilt. Das auf den 21. November 2000 datierte und an 
Innenminister NAUMOV gerichtete Schriftstück enthält die Wiedergabe der An-
schuldigung, dass der damalige Sekretär des Sicherheitsrates, VIKTOR SCHEJMAN, 
die Ermordung ZAHARENKOS gegenüber dem Sonderpolizisten DMITRIJ PA-

VLIČENKO angeordnet habe. Der SOBR-Kommandeur PAVLIČENKO habe die Er-
mordung – vermutlich mit Helfern – durchgeführt. Obschon die offiziellen Stellen 
den Vermerk LAPATIKS gegenüber dem Berichterstatter des Europarates POUR-

GOURIDES zunächst als Fälschung brandmarkten, unterließen sie es gleichzeitig, 
entsprechende Beweise zu erbringen. Fortan wurde der Fälschungsvorwurf nicht 
aufrecht erhalten, aber behauptet, dass LAPATIKS Schlussfolgerungen schlicht feh-
lerhaft gewesen seien und noch weitere Versionen vorlägen36. Diese wurden je-
doch nicht publik gemacht, sollten sie tatsächlich existieren. Analog zu anderen 
an der Untersuchung beteiligten Personen verließ auch General LAPATIK kurze 
Zeit nach Datierung dieses Schreibens seinen Posten.37 CHRISTOS POURGOURIDES 
wertete diese Gesamtumstände als Bestätigung seiner These von der Verstrickung 
höchster Staatsvertreter in diese Prozesse.38 
 
Eine Belastung namentlich genannter hoher Staatsvertreter aus dem Sicherheits-
umfeld des Präsidenten erfolgt darüber hinaus auch durch vorliegende Schilde-
rungen weiterer Beteiligter. Hierzu zählt ein auswertender Bericht der ermitteln-
den Staatsanwälte SLUČAK und PETRUŠKEVIČ, den sie nach ihrem Ausscheiden 
aus dem staatsanwaltschaftlichen Dienst vorlegten. Hierin systematisieren sie 
nicht nur ihre eigenen Erkenntnisse, sondern führen auch zuvor nicht bekannte 
Informationen eines KGB-Mitarbeiters an, für die jedoch insgesamt keine weite-

                                                 
35  Polizeiliche Ermittlungsbehörde der Stadt Minsk (21.11.2000, S. 1). 
36  PACE (04.02.2004, Absatz 28). 
37  PACE (04.02.2004, Absatz 34/35). 
38  PACE (04.02.2004, Absatz 34/35). 
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ren schriftlichen Belege vorliegen39. Eine weitere Quelle stellt eine umfangreiche 
Darstellung des ehemaligen Leiters des Untersuchungsgefängnisses Nr. 1 in 
Minsk, OLEG ALKAJEW, dar. Er schildert minutiös die Abläufe beim Ausleihen 
der mutmaßlichen Exekutionspistole im Zeitraum des Verschwindens von ZAHA-

RENKO im Mai 1999 sowie von GONČAR und KRASOVSKIJ im September 1999 
sowie sehr merkwürdige Begründungen der Staatsvertreter zum Grunde des Aus-
leihens der Pistole40. Diese Hintergründe gab er der polizeilichen Ermittlungsbe-
hörde im November 2000 auch zu Protokoll41 – sie wurden Grundlage des o. g. 
handschriftlichen Vermerks LAPATIKS. ALKAJEWS Informationen legen es dabei 
durchaus nahe, dass die offizielle Exekutionspistole des Untersuchungsgefängnis-
ses möglicherweise durch eine im Staatsauftrag handelnde Todesschwadron ge-
nutzt worden sein könnte und im konkreten Zusammenhang mit dem Verschwin-
den von ZAHARENKO, GONČAR und KRASOVSKIJ steht. 

Indiz 4: Eine „Todesschwadron“ wurde gegründet 

In den vom Verein MENSCHENRECHTE IN BELARUS ausgewerteten Unterlagen der 
Staatsanwaltschaft und im Bericht POURGOURIDES‘, aber auch an anderen Stel-
len42, finden sich wiederholt Hinweise darauf, dass Mitte bis Ende der 1990er 
Jahre in LUKASCHENKAS Sicherheitsumfeld offenkundig tatsächlich eine Todes-
schwadron gegründet wurde, deren staatlicher Auftrag es war, politisch missliebi-
ge Personen außerrechtlich zu töten. Diese Todesschwadron, die im Verdacht 
steht, auch die hier betrachteten Verschwundenen entführt und getötet zu haben, 
wurde dabei nach existierender Quellenlage durch LUKASCHENKAS damalige Un-
tergebene VIKTOR SCHEJMAN (damaliger Sekretär des belarussischen Sicherheits-
rates) und JURI SIWAKOW (damaliger Innenminister) gegründet43. Viel spricht 
dafür, dass dies nicht nur unter Wissen, sondern sogar auf Betreiben LUKASCHEN-

KAS erfolgte44. Als wahrscheinlich wird angenommen, dass das Personal der To-
desschwadron aus der Antiterroreinheit ALMAS rekrutiert worden ist45, einer frü-
her BERKUT

46 genannten Sondereinheit. Zentrale Figur und Anführer soll der Son-
derpolizist DMITRIJ PAVLIČENKO gewesen sein. 
 
Nach verbreiteter Auffassung kam dieser Todesschwadron eine zweifache Aufga-
be zu: Erstens sollte sie missliebige Personen direkt liquidieren und hierdurch die 
Machtposition LUKASCHENKAS festigen. Zweitens war es offenkundiges Ziel, 

                                                 
39  OХОР SХЮčКФ ЮnН DЦТЭrТУ PОЭrЮšФОvТč (ohne Datum). 
40  Ⱥɥɤɚɟɜ (2006, S. 73ПП.). 
41  Polizeiliche Ermittlungsbehörde der Stadt Minsk (21.11.2000, S. 2). 
42  Ʉɚɪɛɚɥɟɜɢɱ (2010, S. 675), UnКЛСтnРТРОr UnЭОrsЮМСЮnРsКЮssМСЮss гЮr FrКРО НОs 

Verschwindens von Jurij Zacharenko (11.11.2004). 
43  Ʉɚɪɛɚɥɟɜɢɱ (2010, S. 675). 
44  Menschenrechte in Belarus e. V. (2007, S. 39f.). 
45  Deutsche Welle (20.07.2007, S. 675). 
46  Zur Geschichte dieser Einheit siehe: Deutsche Welle (20.07.2007). 
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durch sie eine Bedrohungskulisse aufzubauen, die disziplinierend auf politische 
Opponenten LUKASCHENKAS wirken sollte.47 

Indiz 5: LUKASCHENKA profitierte vom Verschwindenlassen 

Es ist eine markante Auffälligkeit, dass die hier thematisierten Fälle des Ver-
schwindens in mehrfacher Hinsicht einzigartig sind. Erstens fielen diese Fälle wie 
dargestellt in einen engen Zeitraum von nur wenigen Monaten, der eine besondere 
politische Brisanz aufwies. Weder zuvor noch danach kam es in Belarus zu einer 
vergleichbaren Konstellation. Zweitens war vom Verschwinden eine homogene 
Gruppe betroffen: Personen, die der politischen Opposition angehörten oder ihr 
nahe standen und eine Bedrohung der Machtposition LUKASCHENKAS darstellten. 
Drittens gestaltete sich der Umgang der Ermittlungsbehörden mit diesen Fällen 
ähnlich: Ermittlungen wurden von den zuständigen Behörden angestrengt, jedoch 
nur stets bis zu dem Punkt, als Hinweise auf mögliche Täter in den Staatsstruktu-
ren zutage traten. Allen Fällen ist zudem viertens gemeinsam, dass Präsident LU-

KASCHENKA infrage stellte, ob es sich hierbei überhaupt um Verbrechen handelte, 
statt sich als Staatsoberhaupt für die Aufklärung einzusetzen.48 Schließlich ist 
festzuhalten, dass einzig LUKASCHENKA Profiteur des Verschwindenlassens war: 
Durch den Verlust zentralen Führungspersonals wurde die Opposition mit Blick 
auf die damals anstehenden Parlaments- und Präsidentenwahlen sowie auch über 
diese Wahlen hinaus nachhaltig geschwächt, wodurch die Machtposition LUKA-

SCHENKAS gefestigt wurde. Die Prozesse des Verschwindenlassens bildeten fortan 
auch eine gesamtgesellschaftliche Disziplinierungsfunktion. Seit dem nicht aufge-
klärten Verschwinden der Oppositionsvertreter schwebt über allen nicht linien-
treuen Handlungen in Belarus das Damoklesschwert auch außerrechtlicher Re-
pressalien des durch LUKASCHENKA autoritär geführten Staates. In dieser Vervoll-
kommnung einer Drohkulisse eines Staates, der die Todesstrafe – als einziger 
Staat in Europa – nicht nur auf Basis rechtlicher Urteile vollstreckt, sondern auch 
auf Basis rechtlich zweifelhafter Urteile wie im Falle DMITRI KONOWALEW und 
WLADISLAW KOWALEW

49 und schließlich auch implizit droht, Todesurteile gänz-
lich außerrechtlich im Machtinteresse des Präsidenten zu vollstrecken, liegt die 
Funktion des Verschwindenlassens der hier betrachteten Personen. 

Schlussfolgerungen 

Diese fünf Indizien zeichnen in der Gesamtschau eine direkte Linie von Präsident 
LUKASCHENKA zu den Verschwundenen. Er trug als Staatsoberhaupt in einem 

                                                 
47  Vgl. auch die AЮsПüСrЮnРОn von: Ⱥɥɤɚɟɜ (2006, S. 73ПП.). 
48  LUKASCHENKA: ‘And keep in mind tСat tСe people tСat disappeared аere never mв 

political opponents -- tСeв аere completelв bankrupted members oП tСe opposition.’: 
CNN (11.09.2001). 

49  Vergleiche den Beitrag von GÜNTER SCHIRMER in diesem Band. 
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präsidentiellen Regierungssystem die letztendliche Verantwortung für die Aufklä-
rungsarbeit der Ermittlungsbehörden, er duldete die wahrscheinliche Gründung 
der Todesschwadron – wenn er sie nicht sogar selbst anordnete – und letztlich 
profitierte er von der direkten Schwächung und der indirekten Einschüchterung 
der Opposition durch die Exempel des Verschwindenlassens. Zu dem dargelegten 
generellen politischen Grundverständnis LUKASCHENKAS, das explizit nicht auf 
Wettbewerb beruht, würde diese Schlussfolgerung stimmig passen. Ihm ging es 
immer darum, die Bildung einer wirkmächtigen Oppositionsgruppe oder Stim-
mungslage im Lande bereits am Anfang zu ersticken und zu zerstören. Seine 
Grundauffassung war und ist, dass man die Entscheidung über den Kurs des Lan-
des nicht einer Mehrheit überlassen könne, die sich bei Wahlen zufälligerweise 
ergebe und die von allen möglichen Machtgruppierungen im In- und Ausland be-
einflusst werden könne. Gerade die politische Situation in Belarus 1999/2000 – 
das zeitliche Umfeld des Verschwindens der genannten Personen – war in dieser 
Hinsicht für die Machtkonsolidierung LUKASCHENKAS von zentraler Bedeutung. 
Sein zuvor demokratisch erlangtes Mandat lief nach der 1994 angenommenen und 
in Kraft gesetzten Verfassung im Juli 1999 aus. Seine Anstrengungen konzentrier-
ten sich auf eine Wiederwahl, die u. a. durch eine gestärkte Opposition immer 
weiter in Gefahr geriet. Seine Versuche, die Wiederwahl über eine Verfassungsre-
form abzusichern, stießen im In- und Ausland auf Ablehnung, die ihn zutiefst ver-
ЮnsТМСОrЭОn. DТО VОrЮnsТМСОrЮnР sЭТОР, КХs НТО OpposТЭТon ТЦ JКnЮКr 1999 „КХЭОr-
nКЭТvО АКСХОn“ КnФünНТРЭО, НТО ТЦ MКТ НОs РХОТМСОn JКСrОs ЦТЭ ЛОФКnnЭОn PОrsön-
lichkeiten als Präsidentschaftskandidaten durchgeführt werden sollten – LUKA-

SCHENKA witterte hierhinter einen Staatsstreich und einen Sturm auf das Präsiden-
tenamt. Das Verschwinden der genannten Führungspersonen in dieser Situation 
stellte sich für die Opposition als herber Rückschlag dar, während es die Aussich-
ten LUKASCHENKAS auf eine Wiederwahl erkennbar erhöhte. Nicht nur fehlten 
nun wichtige Gegenspieler, die politische Opposition wurde durch die Prozesse 
des Verschwindenlassens auch zutiefst verunsichert und fühlte sich bedroht. Profi-
teur war in dieser Situation damit vor allem LUKASCHENKA selbst – das Staats-
oberhaupt, das es wie dargestellt im Anschluss an das Verschwindenlassen auch 
zuließ, dass Ermittlungen nicht ordnungsgemäß und vollständig durchgeführt 
wurden.  

Ausblick 

Die Vorgänge des Verschwindenlassens lassen sich wie dargestellt bis heute nur 
durch Indizien, externe Beobachter und narrative Ansätze erklären. Vieles liegt 
noch im Dunkeln. Es ist jedoch zu bezweifeln, ob die Aufklärung auf Dauer auf 
diesem Stand verharren muss. Zwar gibt es seit einigen Jahren keinen Zuwachs im 
hier dargelegten Sachstand, er wird jedoch durch politische Analysten50, die ver-

                                                 
50  BОТspТОХsаОТsО: Ʉɚɪɛɚɥɟɜɢɱ (2010, KКpТЭОХ 14). 
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bliebenen nicht linientreuen Medien, Oppositionspolitiker51 und politische Grup-
pen52 weiterhin im Bewusstsein der belarussischen Öffentlichkeit gehalten. Im 
Falle einer Liberalisierung in Belarus besteht damit durchaus eine gewisse Aus-
sicht auf weitere Aufklärung. Hierfür spricht, dass mittelbar oder unmittelbar auf 
Staatsseite Beteiligte53 das Verschwindenlassen weiter thematisieren54 und damit 
Hinweise auf mögliche weitere Quellen geben. In dieser Hinsicht könnte auch das 
sich seit Jahren haltende Gerücht von Belang sei, nach dem ein Video der Exeku-
tion ZAHARENKOS existieren soll55. Sollten die Tötungen durchgeführt worden 
seien, so werden sich Zeugenaussagen finden lassen, die Auskunft über die Ver-
bringungsorte der Leichen geben. Die hierfür nach Sachlage in erster Linie anzu-
sprechenden Personen JURI SIWAKOW, VIKTOR SCHEJMAN und DMITRIJ PA-

VLIČENKO werden hierzu jedoch keine Auskunft geben, solange LUKASCHENKA 
die Hand über sie halten muss und kann. Verliert er seine Macht oder wird er 
massiv von außen und/oder innen unter Druck gesetzt, werden neue Erkenntnisse 
nicht überraschen. Für die politische Situation in Belarus ist diese Aufklärung 
essentiell. Vergessen werden dürfen dabei nicht die Angehörigen der Verschwun-
denen. Sie kämpfen seit Jahren unter großen persönlichen Opfern vergeblich um 
Aufklärung. 

                                                 
51  So beispielsweise ALJAKSANDR KASULIN, der seinen öffentlichen Auftritt zur Regist-

rierung als Präsidentschaftskandidat 2006 dazu nutzte, an die Todesschwadron zu er-
innern: Chaschtschewatskij (2007, ab Zeitcode 01:11:38). 

52  Siehe beispielsweise: Belapan (17.10.2010). 
53  Beispielsweise ANDREY VASILYEW, früherer stellvertretender Kommandeur der Ein-

heit, bei der es sich mutmaßlich um die frühere Todesschwadron handelt: Belapan 
(16.04.2012). 

54  So JURI SIWAKOW in einem Interview im November 2012: Belapan (16.12.2012). 
55  Belapan (16.12.2012). 
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Das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren in 
der Republik Belarus 

Pavel Sapelko 

Das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren gilt als allgemein anerkannte internati-
onale Rechtsnorm. Die verfahrensrechtlichen Garantien, welche den Vorstellun-
gen über faire Prozesse entsprechen, wurden von der internationalen Gemein-
schaft ausgearbeitet und im internationalen Recht verankert. Diese sind: Die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte1, der Internationale Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte2, das Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (UN-
Antifolterkonvention)3, die Grundprinzipien der Unabhängigkeit der Richter-
schaft4, UN-Mindeststandards für die Verwaltung der Jugendkriminalität5, die 
Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten6, 
sowie andere Dokumente. 
 
Zu den verfahrensrechtlichen Garantien einer fairen Verhandlung gehören in ers-
ter Linie: 
 
- das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatli-

chen Gerichten;  
- die Unparteilichkeit der Untersuchung und Verhandlung von Straffällen;  
- die Gleichheit aller vor dem Gesetz und vor dem Gericht; 
- eine besondere Art der Verteidigung für diejenigen Prozessteilnehmer, die 

objektiv betrachtet keine Möglichkeit haben, diese zu realisieren, so etwa 
Minderjährige, körperlich oder geistig Beeinträchtigte, sowie Teilnehmer, die 
die Sprache der Gerichtsverhandlung nicht beherrschen. 

 
Das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren geht unweigerlich mit dem Recht auf 
effektive Wiederherstellung verletzter Rechte einher. Das Gericht wird allgemein 
als das Organ anerkannt, welches am ehesten eine solche Wiederherstellung ge-

                                                 
1  Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Resolution 217 A (III) der Generalver-

sammlung (10.12.1948). 
2  Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 

(Zivilpakt) (1966b). 
3  Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or 

Punishment (1966a). 
4  Grundprinzipien der Unabhängigkeit der Richterschaft (1985a). 
5  United Nations Standard Minimum Rules for the Administration of Juvenile Justice 

("The Beijing Rules") (1985b). 
6  Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung des 

Protokolls Nr. 11 (Europäische Menschenrechtskonvention) (1950). 
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währleisten kann. Genau aus diesem Grund fixieren alle maßgeblichen internatio-
nalen Rechtsakte in erster Linie das Recht auf gerichtliche Verteidigung oder eine 
Garantie des Zugangs zur Rechtsprechung.  

Internationale Standards binden Belarus 

Gemäß der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (Artikel 8), dem Internati-
onalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Artikel 14, Absatz 1) und der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Artikel 6, 
Absatz 1) wird unter Rechtsschutz eine effektive Wiederherstellung von Rechten 
durch das unabhängige Gericht auf der Grundlage eines fairen Gerichtsverfahrens 
verstanden. Dieses setzt eine Gewährleistung von Konkurrenzfähigkeit und 
Gleichberechtigung der Parteien voraus, darunter eine Bewilligung ausreichender 
prozessualer Befugnisse zur Verteidigung eigener Interessen bei der Realisierung 
aller Verfahrensmaßnahmen, deren Ergebnis maßgebend die Rechte und Pflichten 
bestimmt. Das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren garantiert auch die Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten der Gemeinschaft Un-
abhängiger Staaten (GUS), deren Mitglied Belarus ist.7  
 
Im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte wurde Folgendes 
ПОsЭРОСКХЭОn: „AХХО MОnsМСОn sТnН vor GОrТМСЭОn ЮnН TrТЛЮnКХОn РХОТМС. JОНОr-
mann hat Anspruch darauf, dass über eine gegen ihn erhobene strafrechtliche An-
klage oder seine zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen durch ein zu-
ständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf dem Gesetz beruhendes Gericht 
Тn ЛТХХТРОr АОТsО ЮnН öППОnЭХТМС vОrСКnНОХЭ аТrН.“ (ArЭТФОХ 14, AЛsКЭг 1). IЦ In-
ternationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte von 1966 ist die Auflis-
tung von Organen, die zum Verteidigen und Wiederherstellen verletzter Rechte 
von Personen rekrutiert wurden, nicht ausschließlich auf die nationale Ebene be-
schränkt. Die Staaten haben nach Artikel 2 Absatz 3(Л) „НКПür SorРО гЮ ЭrКРОn, 
dass jeder, der eine solche Beschwerde erhebt, sein Recht durch das zuständige 
Gerichts-, Verwaltungs- oder Gesetzgebungsorgan oder durch eine andere, nach 
den Rechtsvorschriften des Staates zuständige Stelle feststellen lassen ФКnn“. DТО 
Tatsache, dass die größte Aufmerksamkeit dem Organ der Rechtsprechung gilt, 
аТrН НЮrМС НТО VОrpПХТМСЭЮnР НОr SЭККЭОn, „НТО MöРХТМСФОТЭОn РОrТМСЭХТМСОr VОr-
ЭОТНТРЮnР аОТЭОrгЮОnЭаТМФОХn“, СОrvorРОСoЛОn. 
 
Um eine vollständige Realisierung des Rechtes auf gerichtliche Verteidigung zu 
gewährleisten, sieht der Pakt eine Reihe von juristischen Garantien vor: 
- jeder Teilnehmerstaat ist nach Artikel 2, Absatz 3(a) dazu verpflichtet, Perso-

nen, deren Rechte und Freiheiten verletzt worden sind, ein effektives Rechts-

                                                 
7  Ʉɨɧɜɟɧɰɢɹ ɋɨɞɪɭɠɟɫɬɜɚ ɇɟɡɚɜɢɫɢɦɵɯ Ƚɨɫɭɞɚɪɫɬɜ ɨ ɩɪɚɜɚɯ ɢ ɨɫɧɨɜɧɵɯ 

ɫɜɨɛɨɞɚɯ ɱɟɥɨɜɟɤ (26.05.1995). 



Zur Lage der Menschenrechte in Belarus 
 

45 

schutzmittel zu garantieren, selbst dann, wenn diese Verletzungen von Perso-
nen zugefügt worden sind, die ganz offiziell agierten 

- jeder Teilnehmerstaat ist nach Artikel 2, Absatz 3(c) dazu verpflichtet, den 
zuständigen Behörden die Verwendung von Rechtsschutzmitteln zu gewähren, 
sofern solche gegeben sind 

- Gleichheit aller vor Gerichten und Tribunalen (Artikel 14, Absatz 1) 
- das Recht, Justizirrtümer zu korrigieren (Artikel 14, Absatz 6). 

 
Der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte von 1966 ist ein 
internationales Abkommen, wodurch die Normen für das Recht auf ein faires Ge-
richtsverfahren für die Unterzeichnerstaaten, unter anderem für Belarus, einen 
vertraglichen Charakter aufweisen, die bindend eingehalten werden müssen. In 
denjenigen Staaten, in welchen die internationalen Verträge den nationalen 
Rechtsverordnungen übergeordnet werden, besitzen die Paktnormen gegenüber 
nationalen Gesetzen Vorrang.  

Nationale Regelungen 

In der Verfassung der Republik Belarus8 sind die Garantien über ein faires Ge-
richtsverfahren in mehreren Artikeln verankert. Artikel 6 der Verfassung fixiert 
das Prinzip der Gewaltenteilung. Danach wird die Staatsgewalt der Republik 
Belarus in den Teilen Gesetzgebung, Vollziehung und Rechtsprechung realisiert. 
Der Verfassung entsprechend müssen Staatsorgane, Beamte und andere Personen, 
denen Staatsfunktionen anvertraut worden sind, im Rahmen ihrer Kompetenzen 
die notwendigen Maßnahmen zur Realisierung und zum Schutze von Personen-
rechten und -freiheiten ergreifen (Artikel 59). Jedermann wird innerhalb gesetz-
lich festgelegter Fristen der Schutz seiner Rechte und Freiheiten durch ein kompe-
tentes, unabhängiges und unparteiisches Gericht garantiert (Artikel 60). Jeder hat 
das Recht auf juristischen Beistand zur Verwirklichung und Verteidigung seiner 
Rechte und Freiheiten. In den gesetzlich vorgesehenen Fällen werden die Kosten 
des juristischen Beistandes vom Staat getragen (Artikel 62). Kapitel 6 der Verfas-
sung widmet sich der Verankerung von Organisations- und Funktionsprinzipien 
des Gerichts. Insbesondere werden die Normen für die Unabhängigkeit der Rich-
ter (Artikel 110), das Prinzip von Konkurrenzfähigkeit und Gleichheit der Partei-
en während des Prozesses, die Obliegenheit der gerichtlichen Vorschriften, sowie 
die Möglichkeit, Gerichtsentscheidungen zu revidieren, festgehalten (Artikel 115). 
 
Die aufgezeigten Positionen gingen aus den normativen Vorschriften hervor, die 
die Regeln verschiedenartiger Gerichte und Gerichtsverfahren bestimmen, insbe-
sondere aus dem Kodex der Republik Belarus über das Gerichtssystem und den 

                                                 
8  Constitution of the Republic of Belarus of 1994 (with changes and additions adopted 

at the republican referenda of November 24, 1996 and of October 17, 2004) (2004). 
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Status der Richter9, dem Gesetz über das Verfassungsgesetz der Republik Bela-
rus10 und dem Strafprozess-11 und Zivilprozesskodex12.  

Kritik an der Rechtsrealität 

Die Problematik von Garantien eines fairen Gerichtsverfahrens wurde im Bericht 
des VN-Sonderberichterstatters zur Unabhängigkeit von Richtern und Anwälten 
PARAM CUMARASWAMY diskutiert, der entsprechend der Resolution 2000/42 der 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen13 vorgestellt wurde. Der Be-
richt erfolgte anlässlich einer Mission zur Tatsachenfeststellung in Belarus, die 
vom 12. bis zum 17. Juni 2000 durchgeführt wurde. 
 
DОr SonНОrЛОrТМСЭОrsЭКЭЭОr ЦОrФЭО Кn, НКss „НТО КФЭТvО FoФЮssТОrЮnР ЮnН KonгОnt-
rierung der Exekutive in den Händen des Präsidenten das Regierungssystem aus 
einer parlamentarischen Demokratie in eine autoritäre Herrschaft verwandelten. 
Daraus resultierte, dass die Justiz zusammen mit ihren ganzen Instrumenten, näm-
lich mit den Organen der Rechtspflege, der Staatsanwaltschaft und der Rechtsan-
waltschaft, untergraben wurde und somit nicht mehr als selbstständig und unab-
hängig betrachtet werden kann. Auf diese Weise funktioniert die Rechtsstaatlich-
ФОТЭ nТМСЭ.“ 
 
Der Sonderberichterstatter kam zu dem SchХЮss, НКss „НТО KonЭroХХО НОr rОМСЭХi-
chen Organe seitens der Exekutive und die Tatsache, dass gegenüber unabhängi-
gen Richtern Repressalien ergriffen werden, offensichtlich in vielen Richtern das 
Gefühl der Gleichgültigkeit gegenüber der Bedeutung, die die Unabhängigkeit der 
rechtlichen Organe in einem Rechtssystem haben (sollten), hervorgerufen haben. 
Scheinbar haben sich viele von ihnen mit den fehlerhaften Anordnungsmethoden, 
fragwürdigen Karriereaufstiegen und Disziplinarstrafen sowie Arbeitsbedingun-
gen abgefunden. Dies sind Verstöße gegen internationale und regionale Minimal-
sЭКnНКrНs НОs ЮnКЛСтnРТРОn RОМСЭssвsЭОЦs.“ 
 
„DКs AЮsаКСХvОrПКСrОn НОr RТМСЭОr ЦЮss НТО AЮsаКСХ НОr KКnНТНКЭОn nКМС ob-
jektiven Kriterien garantieren, und dieses muss für die breite Öffentlichkeit sicht-
bar sein, da die Unabhängigkeit des Rechtssystems andernfalls unter Verdacht 

                                                 
9  Ʉɨɞɟɤɫ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ ɨ ɫɭɞɨɭɫɬɪɨɣɫɬɜɟ ɢ ɫɬɚɬɭɫɟ ɫɭɞɟɣ (29.06.2006). 
10  Ɂɚɤɨɧ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ "Ɉ Ʉɨɧɫɬɢɬɭɰɢɨɧɧɨɦ ɋɭɞɟ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ" 

(1994). 
11  ɍɝɨɥɨɜɧɨ-ɩɪɨɰɟɫɫɭɚɥɶɧɵɣ ɤɨɞɟɤɫ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ 16 ɢɸɥɹ 1999 ɝ. № 295-Ɂ 

(1999b). 
12  Ƚɪɚɠɞɚɧɫɤɢɣ ɉɪɨɰɟɫɫɭɚɥɶɧɵɣ Ʉɨɞɟɤɫ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ, 11 ɹɧɜɚɪɹ 1999 ɝ. 

№ 238-ɡ (1999К). 
13  Report of the Special Rapporteur on the independence oП УЮНРОs КnН ХКавОrs, DКЭo’ 

Param Cumaraswamy, submitted in accordance with Commission resolution 2000/42 
(2001). 
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gerät. Angesichts dieser Anforderungen empfahl der Sonderberichterstatter früher, 
dass der Prozess der Richterauswahl von einem unabhängigen Rat für die Angele-
genheiten der Rechtspraxis realisiert werden sollte. Seiner Meinung nach ist das 
alleinige Entscheidungsrecht des Präsidenten in Bezug auf Amtsvergabe und  
-enthebung für Richter nicht mit dem Prinzip des unabhängigen Rechtssystems 
vereinbar. Laut dem Sonderberichterstatter kann nur die vom unabhängigen Rat 
für die Angelegenheiten der Rechtspraxis vorgenommene Richterauswahl der 
doppelten Anforderung – faktische und formelle Unparteilichkeit – РОnüРОn.“ 
 
„DТО ProЛХОЦО, НТО ЦТЭ ОТnОr ФЮrгОn КnПтnРХТМСОn VОrЛХОТbdauer im Amt verbun-
den sind, werden dadurch weiter verschärft, dass die Anzahl an unerfahrenen 
Richtern enorm hoch ist. Viele Missionsteilnehmer und Diskussionsleiter äußerten 
Besorgnis gegenüber der Tatsache, dass die Anzahl an unerfahrenen Richtern 
hoch und ihre Arbeitsbedingungen miserabel seien, darüber hinaus würde ihre 
Abhängigkeit von der Regierung die Unabhängigkeit des Rechtssystems gefähr-
den und die Wahrscheinlichkeit der Repressionsausübung auf die Richter und der 
KorrЮpЭТon ОrСöСОn“. 
 
„DТО КЮsПührende Gewalt, in erster Linie das Justizministerium, übt eine übermä-
ßige Kontrolle über den Juristen aus. Diese Art von Kontrolle untergräbt den 
Hauptsinn der Juristenunabhängigkeit und verletzt die Grundprinzipien, die die 
Rolle der Rechtsanwälte betreffen. Diese Kontrolle führt zu Missbräuchen, in 
Folge derer die ausführende Gewalt der Verfolgung, Bedrohung und Einmischung 
ЛОsМСЮХНТРЭ аТrН“, – unterstrich der Sonderberichterstatter.  
 
In diesem Zusammenhang äußerte der Sonderberichterstatter Besorgnis darüber, 
dass einige Anwälte, aufgrund der Verteidigung ihrer Klienten, verfolgt würden. 
Rechtsverfolgung von Anwälten oder die Gefahr solcher dafür, dass sie ihrem 
Beruf nachgehen, widerspricht den Grundprinzipien, die die Rolle der Rechtsan-
wälte betreffen. Das Prinzip 20 sieht vor, dass Juristen in Bezug auf entsprechen-
de Anträge, die ordentlich in schriftlicher Form dem Gericht vorgelegt werden, 
oder mündlich dem selbigen vorgetragen werden, oder bei der Ausübung ihrer 
beruflichen Tätigkeit im Gericht, Tribunal oder in einer anderen juristischen oder 
administrativen Behörde geäußert werden, zivile und strafrechtliche Immunität 
genießen.  
 
Der Sonderberichterstatter vertritt die Meinung, dass die Verfolgung dieser An-
wälte für die Ausübung ihrer Berufe, die mit Menschenrechten verbunden sind, 
eine Verletzung des Rechtes auf freie Meinungsäußerung darstellt. Darüber hinaus 
ТsЭ Оs ОТnО VОrХОЭгЮnР НОs PrТnгТps 14, Тn НОЦ Оs СОТßЭ: “BОТ НОr VОrЭОТНТРЮnР НОr 
Rechte der Klienten sowie bei der Vertretung der Interessen der Rechtspflege 
müssen die Juristen im Sinne des Menschenrechts- und Grundfreiheitsschutzes 
agieren, die vom nationalen und internationalen Recht anerkannt worden sind. 
Außerdem müssen sie in allen Fällen unabhängig und gewissenhaft handeln, so, 



Das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren in der Republik Belarus 

48 

wie dies vom Gesetz und von der als Norm anerkannten Berufsethik der Juristen 
vorРОsМСrТОЛОn ТsЭ“14. 
 
Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat das vom Sonderberichterstatter untersuchte 
System keine essentiellen Veränderungen vorgenommen; im Gegenteil, die ge-
setzlich manifestierte Einflussnahme auf die Handlungen der unabhängigen Orga-
ne seitens der ausführenden Gewalt ist sogar angestiegen.  

Unzulänglicher Zugang zur Rechtsprechung 

Wie oben bereits erwähnt, zählen zu den verfahrensrechtlichen Garantien das 
Recht auf effektive Wiederherstellung der Rechte seitens der zuständigen nationa-
len Gerichte sowie die Unparteilichkeit bei der Ermittlung und bei der gerichtli-
chen Verhandlung einer Straftat. Ein besonderer Fall von Prozessrecht ist der Zu-
gang zur Rechtsprechung. 
 
Im Jahr 2010 hatten die vor einer Verurteilung stehenden Inhaftierten in Belarus 
erneut das Recht erhalten, gegen die Inhaftierung Berufung einzulegen, und zwar 
sowohl aus der Motivation der Rechtswidrigkeit als auch Haltlosigkeit heraus 
(Artikel 143 und 144 des Strafprozessänderungsgesetzes). Dies ist eine positive 
Änderung der früher beschlossenen Ordnung, bei der lediglich gegen die Rechts-
widrigkeit der Inhaftierung Berufung eingelegt werden konnte, was die Rolle des 
Gerichts auf eine einfache Überprüfung der Formalitätseinhaltung bei der Fest-
nahme reduzierte. Der Beschluss über die Festnahme wird jedoch durch Staats-
anwälte unterschiedlicher Grade oder von Vertretern des Untersuchungsausschus-
ses der Republik Belarus und des Komitees für Staatssicherheit gefasst (Artikel 
119 des Strafprozessänderungsgesetzes), was wiederum das Recht auf gerichtliche 
Untersuchung bei der gegebenen Problemlösung verletzt. Statistische Daten über 
die Normeffizienz sind nicht für die Öffentlichkeit zugängig; dennoch gewinnt 
man aus der Aussage des Vizevorsitzenden des Obersten Gerichts ein allgemeines 
Bild: Im bereits erwähnten Jahr 2010 wurden 333 Berufungen innerhalb eines 
halben Jahres eingelegt, davon wurden acht15 stattgegeben. Es ist anzumerken, 
dass derartige Berufungen in einer geschlossenen Gerichtssitzung in Abwesenheit 
der Angeklagten behandelt werden. 
 
Diejenigen, die nach 2012 zu einer Haftstrafe verurteilt worden sind, erhielten das 
zuvor nicht gegebene Recht, Strafen anzufechten, die von Strafvollzugsbehörden 
auferlegt worden sind (§ 6-1 НОs SЭrКПproгОssтnНОrЮnРsРОsОЭгОs. „BОsonНОrСОТЭОn 
(1) bei der Untersuchung und Genehmigung von Berufungen Strafgefangener 

                                                 
14  Die Grundprinzipien, die die Rolle der Juristen betreffen, wurden im achten VN-

Kongress für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger verabschiedet 
und betrafen in erster Linie die Kriminalitätsvorbeugung und den Umgang mit Straftä-
tern: Grundprinzipien betreffend die Rolle der Rechtsanwälte (1990). 

15  ȼɟɪɯɨɜɧɵɣ ɋɭɞ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ (23.12.2010). 
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(Haftstrafe, Freiheitsstrafe, lebenslange Haft, Untersuchungshaft), (2) der Anwen-
dung von Strafmaßnahmen, (3) von Berufungen der durch Behörden zu Diszipli-
nКrsЭrКПОn VОrЮrЭОТХЭОn“). ГЮРХОТМС ФКnn ЦКn sТМС ОrsЭ Кns GОrТМСЭ аОnНОn, аОnn 
man eine staatliche Gebühr entrichtet hat. An sich ist der Betrag dieser Gebühr 
nicht hoch – circa zehn Euro; die Einkünfte der Verurteilten sind jedoch wesent-
lich geringer als die des Landesdurchschnitts, viele von ihnen bekommen kein 
Leistungsentgelt oder nur eine symbolische Summe von maximal einem Euro im 
Monat. Die gesetzlich vorgesehene Verordnung zur Befreiung von der staatlichen 
Gebühr funktioniert in der Regel nicht. Die Gerichtsverhandlung findet in nicht 
öffentlicher Sitzung auf dem Territorium des Gefängnisses statt. Eine Garantie auf 
juristische Unterstützung gibt es nicht. Auf diese Weise stellt das beschriebene 
Recht auf eine gerichtliche Untersuchung häufig nichts weiter als eine Fiktion dar. 
 
Die Möglichkeit, sich an das Gericht zu wenden, etwa in Form von Zivilprozes-
sen, ist im Großen und Ganzen an recht unkomplizierte Regeln der Verfahrensini-
tiierung im Gericht gebunden. Für einige unkomplizierte Arten von Fällen liegen 
in Gerichtsgebäuden Muster von Verfahrensdokumenten aus. Die Gerichtsverord-
nung über die Unannehmbarkeit eingereichter Dokumente beinhaltet Anmerkun-
gen zu notwendigen Korrekturen. Für einzelne Fälle- und Personenkategorien ist 
eine kostenfreie juristische Hilfe vorgesehen, die die nationale Anwaltschaft auf 
ОТРОnО KosЭОn ХОТsЭОЭ (ArЭТФОХ 28 НОs GОsОЭгОs „оЛОr НТО AnаКХЭsМСКПЭ ЮnН An-
аКХЭsЭтЭТРФОТЭ Тn НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs“16). Das Gericht ist dazu verpflichtet, den 
Parteien zur Beweisaufforderung zu verhelfen, wenn diese selbst dazu nicht in der 
Lage sind. Beschwerden und Klagen nichtmaterieller Natur werden nach einer 
Begleichung der staatlichen Gebühr im Umfang von 10 bis 50 Euro eingereicht. 
Die staatliche Gebühr für Klagen, die einer Bewertung unterliegen, beträgt fünf 
Prozent der Klagekosten; meistens macht ein derartiger Gebührenumfang die An-
rufung des Gerichts äußerst schwierig. Gemessen am materiellen Vermögen eines 
Durchschnittsbürgers, werden die Advokatendienstleistungen von vielen als 
übermäßig teuer betrachtet. 
 
Solange die Unabhängigkeit des Gerichts, als wichtigster Bestandteil des Rechts 
auf ein faires Gerichtsverfahren, nicht auf dem stimmigen Zusammenspiel von 
juristischer Norm und ihrer praktischen Anwendung basiert, ist sie zerbrechlich 
und wird nicht jedem in jeder Angelegenheit gleichermaßen garantiert.  

Die Einflussnahme des Präsidenten auf die Gerichte 

Entsprechend Artikel 99 des Kodex über das Justizsystem und den Status der 
Richter werden Richter von Bezirksgerichten (städtische Gerichte), spezialisierten 
und militärischen Zwischengarnisonsgerichten, Gebietsgerichten (bzw. vom städ-
tischen Minsker Gericht) sowie von Belarussischen Militärgerichten vom Präsi-

                                                 
16 Ɉɛ ɚɞɜɨɤɚɬɭɪɟ ɢ ɚɞɜɨɤɚɬɫɤɨɣ ɞɟɹɬɟɥɶɧɨɫɬɢ ɜ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɟ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ (30.12.2011). 
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denten ernannt, und zwar nach einer vorläufigen Absprache mit dem Justizminis-
ter und dem Vorsitzenden des Obersten Gerichts. Die Richter werden für eine 
Amtszeit von fünf Jahren ernannt, wobei danach die Möglichkeit einer Fristver-
längerung oder einer unbefristeten Amtsbesetzung besteht. Die Beendigung von 
richterlicher Vollmacht der allgemeinen und ökonomischen Gerichte erfolgt durch 
den Präsidenten; die wesentliche Rolle im Prozess der Aufsicht über die richterli-
che Tätigkeit wird dem Justizminister zugestanden. Auf diese Weise sind die Ge-
richte von der ausführenden Gewalt abhängig, deren Vertreter sich mehr als nur 
einmal in die gerichtliche Rechtsprechungstätigkeit eingemischt haben. Es ist be-
merkenswert, dass derartige Fälle von Druckausübung nicht verschwiegen, son-
dern als zulässig gewertet werden. 
 
Ein Beispiel: Im Jahr 2009 strengte die Staatsanwaltschaft einen Prozess gegen 
drei Dorfbewohner an, die des Mordes an einem Brandstifter aus demselben Dorf 
verdächtigt wurden. Präsident LUKASCHENKA mischte sich in den Verlauf der 
vorläufigen Untersuchung ein, indem er anordnete, die Männer aus der Untersu-
МСЮnРsСКПЭ гЮ ОnЭХКssОn ЮnН РХОТМСгОТЭТР DrЮМФ КЮП НКs GОrТМСЭ КЮsüЛЭО: „IМС 
würde mir wünschen, dass Sie loyal an das Strafverfahren herangehen, und Sie, 
VКХОnЭТnovТč (VorsТЭгОnНОr НОs OЛОrsЭОn GОrТМСЭs, VALENTIN SUKALO), würde ich 
sehr bitten, die Männer wie die eigene Familie zu behandeln. Der Halunke muss 
gewiss die Menschen, ja, das ganze Dorf terrorisiert haben, wenn die Männer da-
zu bereit waren. Sie müssen wirklich sehr empört gewesen sein, und dann sind es 
doch alles einfache Menschen. Ich sage ja nicht, dass man dieses belohnen muss, 
aber, ohne zu belohnen, muss man die Menschen, die bereit waren, bis zum Äu-
ßersten zu gehen, verstehen. Nun gut, wenn man eine Entscheidung im Rahmen 
der Gesetzgebung fällen muss, dann bin ich bereit, diese zu fällen, wobei ich 
glaube, dass Sie auch ohne mich die Entscheidung fällen werden. Diese Menschen 
muss man freilassen, und die Untersuchung fortführen, die Untersuchung soll lau-
fen, und zwar, bitteschön, öffentlich, keine Bescheidenheit. Kurzum, ich möchte, 
dass Sie sehr aufmerksam an die Sache herangehen, und, sofern möglich, diese 
Menschen unterstützen. Man darf diese Menschen nicht verhaften! War das etwa 
eine Berühmtheit, die da gestorben ist? Der irrte von einem Gefängnis zum ande-
rОn, ФКЦ СОТЦ ЮnН ЭОrrorТsТОrЭО КЮМС noМС НКs РКnгО DorП“.17 Im Weiteren wurden 
die genannten Personen zu erstaunlich milden Strafen verurteilt.   
 
Noch vor dem Strafverfahren des belarussischen Unternehmers NIKOLAJ 

AVTUCHOVIČ, der unter anderem der Vorbereitung eines terroristischen Aktes 
beschuldigt wurde (später wurde er vom Gericht in dieser Angelegenheit für un-
schuldig gesprochen), verkündete der belarussische Innenminister, A. KULEŠOV: 
„DТО UnЭОrsЮМСЮnР НТОsОs FКХХs ТsЭ prКФЭТsМС КЛРОsМСХossОn. DКs GОrТМСЭsvОrПКh-
rОn аТrН ТЦ OЛОrsЭОn GОrТМСЭ oППОn РОПüСrЭ.“ Er ПüРЭО КЮßОrНОЦ СТnгЮ, НКss НКs 
Gericht diesen Fall ganz eindeutig bewerten wird. Diese Aussage hatte zu bedeu-
ten, dass dem Minister bereits bekannt war, an welches Gericht die Staatsanwalt-

                                                 
17  Naviny.by (08.02.2009).  
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schaft den Fall leiten wird und wie über diesen Fall anschließend entschieden wird 
(die Gerichtszuständigkeit im angeführten Beispiel war alternativ, wie auch die 
Frage, ob die Verhandlung in einer offenen oder geschlossenen Sitzung stattfin-
den soll, beides unterliegt ausschließlich der Zuständigkeit des Gerichts).18 
 
Im Verlauf der Ermittlungen im Fall der sogenannten Massenunruhen vom 19. 
Dezember 2010, zu welchen es nach der Verkündung der Ergebnisse der Präsi-
dentenwahl gekommen war, übte Präsident LUKASCHENKA zielgerichteten Druck 
auf die gerichtliche Untersuchung und das Gericht selbst aus, indem er behaupte-
te, dass die Schuld der Festgenommenen bereits erwiesen sei und sie allesamt hart 
ЛОsЭrКПЭ аОrНОn аürНОn: „АТr ЦüssОn noМС ОТnЦКХ ЮЦПКssОnН НТО SТЭЮКЭТon Лe-
werten, die sich um unser Land – insbesondere nach den Präsidentenwahlen – 
ergeben hat, um alle weiteren Schritte zu bestimmen. Selbstverständlich werden 
wir die Probleme, die, möglicherweise, im Zusammenhang mit den Geschehnis-
sОn Тn НОr NКМСЭ voЦ 19. DОгОЦЛОr ОnЭsЭОСОn ФönnЭОn, nТМСЭ vОrСОТЦХТМСОn“, 
verkündete er am 21. Januar 2011. Er merkte an, dass keiner, der um den Vorfall 
аОТß, „КnгаОТПХО, НКss РОРОn ЮnsОrОn SЭККЭ ОТnО VОrsМСаörЮnР orРКnТsТОrЭ аЮr-
НО“. DТОsО „аЮrНО РОПörНОrЭ von КЮsХтnНТsМСОn GОСОТЦНТОnsЭОn, ЮnН НТО КЮsПüh-
rende Rolle wurde den Gaunern und Abtrünnigen aus den politischen Reihen zu-
РОЭОТХЭ“, vОrФünНОЭО НКs SЭККЭsoЛОrСКЮpЭ.19 „DКs sТnН ФОТnО HтПЭХТnРО, sonНОrn 
ganz gewöhnliche Banditen, ehemalige Sträflinge, die mehr als nur einmal geses-
sОn СКЛОn“. „DКs ТsЭ НОrОn RОМСЭ, soХХОn sТО НoМС rОНОn. SТО СКЛОn nТrРОnНs НТО 
АКСrСОТЭ КnРОНОЮЭОЭ, sТО ПürМСЭОn sТМС vor НОr АКСrСОТЭ“, … „DКs sТnН DТОЛО, НТО 
seinerzeit das Geld mit den Unseren aufgeteilt haben, Hunderte von Millionen, 
ЮnН НКnn РТnРОn sТО гЮ GrЮnНО. HОЮЭО ЦüssОn sТО sТМС НКПür vОrКnЭаorЭОn“, vОr-
kündete der Präsident in einem Interview am 19. Februar 2011, lange bevor die 
gerichtliche Entscheidung getroffen wurde.20 Infolge derartiger Druckmittel wur-
den über 40 Teilnehmer friedlicher Versammlungen, Politiker und Präsident-
schaftskandidaten verurteilt. 
 
Jedwede außergerichtliche Bewertung von Untersuchungen der Strafverfahren – 
beispielsweise durch die OSZE – verbaten sich die Staatsvertreter indes. Man 
müsse solche Versuche als unzulässige Druckausübung auf das Gericht ansehen. 
Bewertungen von Umständen konkreter Straffälle, sowie Entscheidungen darüber, 
müssten auf der Gesetzgebung der Republik Belarus basieren und ausschließlich 
der Zuständigkeit des Gerichts unterliegen, verkündete der stellvertretende Vor-
sitzende des Obersten Gerichts, V. KALINKOVIČ, im März 201121. Jedoch bereits 
im Juni 2011, d. h. bevor über die Vorfälle vom 19. Dezember entschieden wurde, 
bevor die Urteile in Kraft getreten sind, und noch vor Berufungsnachprüfungen, 
verkündete Präsident LUKASCHENKA, НКss НТО RТМСЭОr „ЮnРОКМСЭОЭ НОr ФoХossКХОn 
DrЮМФКЮsüЛЮnР von КЮßОn Д…Ж СoМСqЮКХТПТгТОrЭ, ТnЭОХХТРОnЭ ЮnН Тn voХХОr оЛОrОТn-

                                                 
18  Interfax.by (27.11.2009). 
19  President of the Republic of Belarus (20.01.2011). 
20  Naviny.by (19.02.2011). 
21  Interfax.by (11.03.2011). 
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stimmung mit dem Recht die Verhandlungen im Fall der organisierten Massenun-
ruhen sowie des Übergriffs auf das RegierungsgebäudО“ НЮrМСРОПüСrЭ СтЭЭОn ЮnН 
НТО SМСЮХНТРОn гЮ КНтqЮКЭОn SЭrКПОn vОrЮrЭОТХЭ аorНОn sОТОn. DТОs sprОМСО „Пür 
hohe Professionalitätsstandards des belarussischen Gerichtskorpus und für Ent-
sМСХossОnСОТЭ ТЦ KКЦpП РОРОn РОПтСrХТМСО ЮnН nОРКЭТvО ErsМСОТnЮnРОn“, ЦОТnte 
das Staatsoberhaupt.22 
 
Im Zuge der gerichtlichen Untersuchung im Fall der Explosion an der Metrostati-
on Oktjabr’skaja in Minsk am 11. April 201123, äußerte sich der Präsident eben-
falls mehrfach öffentlich bezüglich der Ergebnisse der nicht abgeschlossenen 
VОrСКnНХЮnР: „HОЮЭО ЮЦ 5 UСr аЮrНО НКs VОrЛrОМСОn КЮПРОФХтrЭ. SТО ЦКМСЭОn 
ОТnО AЮssКРО“, РКЛ PrтsТНОnЭ LUKASCHENKA am 13. April 2011 zu Protokoll. 
„DТО MТЭКrЛОТЭОr НОr TsМСОФК ЮnН НОr MТХТг ЛОnöЭТРЭОn РОrКНО ЦКХ 24 SЭЮnНОn, 
um gestern um 21 Uhr eine glänzende Operation ohne Lärm, Schüsse und Rum-
geplapper durchzuführen und die Täter festzunehmen. Heute um 5 Uhr morgens 
sagten sie aus. Die Hauptsache ist, dass wir bereits wissen, wer den Terroran-
schlag verübt hat und wie. Noch ist allerdings nicht bekannt, warum, aber auch 
dieses werden wir bald in Erfahrung bringen. Momentan ist das unsere Hauptauf-
РКЛО“, so НКs SЭККЭsoЛОrСКЮpЭ аОТЭОr. NКМС AЮssКРО НОs Präsidenten seien die 
Täter des Anschlags auf die Minsker Metro darüber hinaus auch für die Explosion 
vom 3. Juli in Vitebsk verantwortlich. Dies hätten die Festgenommenen gestan-
den. Der Ermittlungsgruppe für den Fall des Terroranschlags wurde beauftragt, 
innerhalb von kürzester Zeit die Ermittlungen abzuschließen und den Fall an das 
GОrТМСЭ гЮ üЛОrРОЛОn“.24 
 
Vor der Urteilsverkündung gegen die Beschuldigten des Terroranschlags erklärte 
LUKASCHENKA: „IМС аОrНО, oЛ ТМС аТХХ oНОr nicht, – ebenso wie dies in der Russi-
schen Föderation der Fall ist – das letzte Wort in Bezug auf diesen Fall sprechen 
müssen. Wenn das Gericht diese Menschen zur Todesstrafe verurteilt, werde ich, 
ob ich will oder nicht, ebenso, wie bei euch, den Erlass unterschreiben müssen: 
ЛОРnКНТРОn oНОr nТМСЭ ЛОРnКНТРОn“. АОТЭОr sКРЭО НОr PrтsТНОnЭ: „UnsОrО РОsКЦЭО 
GОsОХХsМСКПЭ СКЭ ОТnОn НОrКrЭТРОn SМСoМФ ОrХТЭЭОn,… DКs ТsЭ ЮnvОrгОТСХТМС, НОsаe-
gen bin ich, als Präsident, der Meinung, dass solche Taten die härtesten Strafen 
verdienen. Was hat dich dazu gebracht? Welche Motivation? Zum eigenen Spaß, 
um zu sehen, wie Menschen sterben? Wie das Blut spritzt? Dafür muss man sich 
voХХ ЮnН РКnг vОrКnЭаorЭОn.“25 

 
Auf diese Weise wurde der Charakter des Urteilsspruchs vorbestimmt. Den Be-
schuldigten wurde die Todesstrafe auferlegt. Außerdem verlieh der Präsident den 
an der Ermittlung des Terroranschlags beteiligten Rechtsschutzorganen einen 
MonКЭ vor НОr UrЭОТХsvОrФünНЮnР sЭККЭХТМСО PrтЦТОn: „АТr prтЦТОrОn MОnsМСОn, 
                                                 
22  Interfax.by (03.06.2011). 
23  Vergleiche den Beitrag von GÜNTER SCHIRMER in diesem Band. 
24  ȿɠɟɞɧɟɜɧɢɤ.by (13.04.2011). 
25  Govorim.by (20.11.2011). 
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die unmittelbar an der Aufklärung des Terroranschlags auf die Minsker Metro 
ЛОЭОТХТРЭ аКrОn…“26. 
 
Gleichzeitig ist es selbst für die ausführende Gewalt offensichtlich, welches 
Rechtssystem sie de facto pflegen: Am 3. Juni 2011 gab LUKASCHENKA eine Kon-
ПОrОnг гЮЦ TСОЦК НОr FЮnФЭТonОn НОr GОrТМСЭО, ЮnН ЦОrФЭО Кn, НКss „ЛОsonНОrs 
besorgniserregend das Herabsinken des Prestiges ist, den der Richterberuf hat. In 
den vergangenen acht Jahren wurde fast die Hälfte der Richter der Rayongerichte 
durchgetauscht. Die Mehrheit der Richter verlässt ihre Posten, noch bevor das 
ЦКбТЦКХО AХЭОr ОrrОТМСЭ аТrН, аОХМСОs ТЦ sЭККЭХТМСОn DТОnsЭ гЮХтssТР ТsЭ“. In НОr-
selben Konferenz berichtete der stellvertretende Leiter der Administration des 
Präsidenten den Richtern die Ergebnisse der Arbeit der Regierungskommission. 
Auch die Kommission bewertete die Rechtmäßigkeit der Gerichtsentscheidungen: 
„Es РТЛЭ BОХОРО Пür ЮnЛОРrünНОЭО VОrЮrЭОТХЮnРen von Bürgern und deren Heran-
гТОСЮnР гЮr КНЦТnТsЭrКЭТvОn VОrКnЭаorЭЮnР“27. 
 
Im selben Jahr wurde die Idee der direkten Lenkung der Rechtsprechungstätigkeit 
seitens der ausführenden Gewalt realisiert. Präsident LUKASCHENKA unterzeichne-
ЭО НОn ErХКss Nr. 454 „оЛОr НТО MКßnКСЦОn гЮr VОrЛОssОrЮnР НОr FЮnФЭТonen 
КХХРОЦОТnОr GОrТМСЭО Тn НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs“28. Mit einem Dokument wurde 
eine Richtlinie über die Entwicklungsperspektiven des Systems allgemeiner Ge-
richte der Republik Belarus fixiert. Den Gerichten, den Organen der Staatsanwalt-
schaft, anderen Rechtschutzorganen sowie anderen Staatsorganen wird vorge-
schrieben, sich im Rahmen der jeweiligen praktischen Zuständigkeiten an die 
Richtlinie zu halten. Der Administration des Präsidenten wurde die Kontrolle dar-
über auferlegt, dass der Erlass und die Richtlinie eingehalten werden.  
 
Eines der Instrumente zum Erhalt der Kontrolle über die richterliche Gewalt 
könnte laut diesem Dokument eine weitere Verstärkung der Abhängigkeit der 
Richter von der ausführenden Gewalt werden: Anstatt eines würdigen Gehalts für 
den Richterdienst ist die Möglichkeit eines Sonderkredites für den Erwerb einer 
Wohnung/eines Hauses vorgesehen im Falle, wenn der Richter mindestens 15 
Jahre im Amt verbleibt, und einer Übergabe der Dienstwohnung in Privatbesitz, 
wenn der Richter über 20 Jahre im Amt bleibt. Solche Umstände sollen die Rich-
ter davon abhalten, übermäßig selbstständig und unabhängig zu agieren, da sie im 
Fall einer vorzeitigen Entlassung aus dem Dienst ihre Sonderrechte verlieren wür-
den. 

                                                 
26  Interfax.by (31.10.2011). 
27  ɉɪɟɡɢɞɟɧɬɚ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ (03.06.2011). 
28  ɍɤɚɡ ɉɪɟɡɢɞɟɧɬɚ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ 10 Ɉɤɬɹɛɪɹ 2011 ɝ. N 454 Ɉ ɦɟɪɚɯ ɩɨ 

ɫɨɜɟɪɲɟɧɫɬɜɨɜɚɧɢɸ ɞɟɹɬɟɥɶɧɨɫɬɢ ɨɛɳɢɯ ɫɭɞɨɜ ɪɟɫɩɭɛɥɢɤɢ ɛɟɥɚɪɭɫɶ 
(10.10.2011). 
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Ungleichheit von Anklage und Verteidigung 

Eine wichtige Garantie eines fairen Gerichtsverfahrens sollte auch die Gleichbe-
rechtigung der beteiligten Parteien sein. Ganz gleich, wie dies die Strafprozess-
ordnung deklariert: Eine reelle Gleichheit zwischen der Verteidigungs- und der 
Anklageseite in Strafverfahren wird weder de jure noch de facto erreicht. 
 
Im Zuge der Beweissammlung beispielsweise bekommt die Anklageseite einen 
klaren Vorzug, da sie über den gesamten Rechtekomplex verfügen kann: vom 
Zugang zu Dokumenten und Informationen, über Ergebnisse sachverständiger 
Untersuchungen bis hin zu Fristsetzungen. Beschuldigte und Verteidiger verfügen 
dagegen nicht über diese Zugänge. Das Recht des Verteidigers, Beweisinformati-
on aufzurufen, ist gesetzlich fixiert, da jedoch keine Haftung für unzeitige Zurver-
fügungstellung bzw. Nichtzurverfügungstellung des Beweismaterials besteht, wird 
ihm dieses Recht nicht garantiert. Der Verteidiger ist berechtigt, lediglich einen 
Zeugen zu befragen, der zuvor noch nicht vom Untersuchungsführenden befragt 
worden ist – und das auch nur mit Erlaubnis des zuletzt genannten. Außerdem 
kann der Verteidiger bei dem Untersuchungsführenden oder dem Gericht eine 
Erklärung einreichen, damit der Untersuchungsführende oder das Gericht diesen 
Zeugen befragen. Andererseits kann der Untersuchungsführende den Zeugen zur 
Aussage zwingen  mit dem Verweis auf die strafrechtliche Verantwortung bei 
wissentlich falschen Aussagen oder bei Aussageverweigerung. Der Untersu-
chungsführende ist dazu berechtigt, ein Gutachten beizuziehen und mit dessen 
Durchführung die Organisation seiner Wahl zu beauftragen. Dabei stellt er dem 
Experten alles notwendige Material zur Verfügung. Der Verteidigung hat ein sol-
ches Recht nicht, weil das Material beim Fall aufbewahrt wird, und der Angeklag-
te, sogar wenn es sich um ein Objekt der forensisch-medizinischen oder psychiat-
rischen Untersuchung handelt, nicht vor Experten treten kann. Einem Angeklag-
ten, der sich in Haft befindet und nicht von einem Anwalt vertreten wird, können 
sogar die genannten Möglichkeiten entzogen werden.  
 
Angeklagte werden darüber hinaus im Gericht in einem Metallkäfig gehalten, was 
sie demütigt und bereits im Vorwege ihre Schuld nahe legt. In der Gerichtssitzung 
werden persönliche Angaben des Angeklagten verlautbart, noch bevor dieser der 
Tat für schuldig befunden wird, was ebenfalls die Objektivität des Gerichts herab-
senkt. Hinzu kommt, dass das Opfer, als Vertreter der Anklageseite, auf viele 
Vorteile verzichten muss, die der Untersuchungsbehörde dagegen zugestanden 
werden. Insbesondere darf es vor dem Verhandlungsabschluss keine (Zwischen-) 
Ergebnisse erfahren, außerdem darf es nicht bei der Durchführung von Ermitt-
lungsmaßnahmen anwesend sein, wenn der Untersuchungsführende dieses nicht 
ausdrücklich bewilligt. Jegliche Maßnahmen, die der Ermittlung dienen, hängen 
ebenfalls vom Willen des Untersuchungsführenden ab. 
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Eine besondere Verteidigung von Strafverfahrensteilnehmern, die objektiv be-
trachtet über keine Möglichkeit verfügen, diese zu realisieren, etwa Minderjähri-
ge, körperlich oder geistig Beeinträchtigte sowie Teilnehmer, die nicht die Spra-
che der Ermittlung beherrschen, ist vom Verfahrensgesetz vorgesehen. Insbeson-
dere wird ihnen die dringliche Hilfe von Anwälten gewährt, wobei die Kosten 
vom Staat übernommen werden. Allerdings können diese Kosten zurückverlangt 
werden, etwa wenn die betroffenen Teilnehmer für schuldig befunden werden. Es 
kommt nicht selten vor, dass das Engagement, und entsprechend die Ergebnisse, 
solcher Anwälte sehr zu wünschen übrig lassen, da ihre staatliche Bezahlung um 
ein Vielfaches niedriger als die allgemein anerkannten Sätze ausfällt. 

Unzureichende Berufungsmöglichkeiten 

Berechtigte Vorwürfe entstehen bezüglich der eingeschränkten Möglichkeiten zur 
Berufung gegen die Gerichtsurteile. So sind beispielsweise für Straf- und Zivil-
verfahren keine Berufungen vorgesehen, sondern lediglich Revisionsbetrachtun-
gen – d. h. die Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Beschlüssen der Gerichte 
durch drei Berufsrichter. Weil er das Problem erkannte, führte der Staat in den 
Prozess der Revisionsbetrachtung Berufungselemente ein, ohne jedoch das Prob-
lem grundsätzlich zu lösen. Das bestehende Institut der Revision, das der Aufsicht 
dient, ist kein effektives Instrument zur Rechtsverteidigung für Verurteilte, weil 
die Übergabe der Fälle an eine Aufsichtsinstanz lediglich von einem engen Kreis 
zuständiger Personen des Gerichts und der Staatsanwaltschaft, nicht aber durch 
den Verteidiger, erfolgen kann. Im gegebenen Fall wird darüber hinaus das Prin-
zip der Parteiengleichheit verletzt.  
 
Personen, die vom Obersten Gericht verurteilt worden sind, haben nicht einmal 
das Recht auf eine Revisionsbetrachtung ihres Falls, obwohl ihr Schicksal von 
einem Berufsrichter und zwei so genannten Volksvorsitzenden entschieden wird. 
Die Effektivität der Teilnahme der Volksvorsitzenden an der Rechtsprechung ist 
РОrТnР (sОХЛsЭ НОr VorsТЭгОnНО НОs OЛОrsЭОn GОrТМСЭs nТЦЦЭ Кn, НКss „ЦoЦОnЭКn 
in vielerlei Hinsicht die Einrichtung der Volksvorsitzenden eine Formalie ist, die 
keine positive WirkunР КЮП НТО QЮКХТЭтЭ НОr RОМСЭsprОМСЮnР СКЭ“29). 
 
Zu Zivilhaft Verurteilte dürfen gegen die gegen sie verhängte Strafe Berufung 
einlegen, allerdings wird während der Revision die Strafvollstreckung nicht un-
terbrochen, was in der Praxis bedeutet, dass die Strafe in jedem Fall verbüßt wer-
den muss, während die Gerichtsentscheidung nochmals überprüft wird30. 
 
Gegen viele Richterentscheidungen, die Rechte und Pflichten definieren, dürfen 
keine Berufungen eingelegt werden. Beispielsweise gelten die auf der Strafpro-
                                                 
29  ɉɪɟɡɢɞɟɧɬɚ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ (03.06.2011). 
30 ɉɪɨɰɟɫɫɭɚɥɶɧɨ-ɢɫɩɨɥɧɢɬɟɥɶɧɵɣ ɤɨɞɟɤɫ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ ɨɛ 

ɚɞɦɢɧɢɫɬɪɚɬɢɜɧɵɯ ɩɪɚɜɨɧɚɪɭɲɟɧɢɹɯ 20 ɞɟɤɚɛɪɹ 2006 ɝ. № 194-Ɂ (20.12.2006). 
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zessordnung basierenden Richterentscheidungen mit sofortiger Wirkung und un-
terliegen keiner Berufungsmöglichkeit, darunter die Aufhebung von Strafen aus 
gesundheitlichen Gründen, eine bedingt-vorzeitige Befreiung von der Strafe oder 
Strafmilderung, eine Abänderung von lebenslänglicher Haftstrafe auf Freiheits-
strafe oder von Todesstrafe auf lebenslängliche Haftstrafe. Es besteht auch keine 
Möglichkeit einer Berufung, wenn sich ein Richter weigert, Bemerkungen der 
Anklage ins Protokoll aufzunehmen. Festzuhalten ist, dass ein faires Gerichtsver-
fahren ohne eine Möglichkeit auf angemessenen Gebrauch juristischer Unterstüt-
zung nicht möglich ist. 

Druck auf die Verteidiger von Angeklagten 

UnРОКМСЭОЭ НОr TКЭsКМСО, НКss НТО RОРТОrЮnР BОХКrЮs’ sМСon ПrüСОr Пür ТСrО 
Druckausübung auf die Unabhängigkeit der Anwaltschaft sowie Repression hin-
sichtlich der Juristen, die sich für Menschenrechte einsetzen, kritisiert wurde, hat 
sich die Situation um die Unabhängigkeit der Juristen jüngst weiter verschlechtert.   
 
In den Jahren 2010-2011 bestand das Justizministerium mehrfach auf einer Dis-
ziplinarstrafe für Anwälte, die sich für die Teilnehmer der von der Regierung ge-
stoppten friedlichen Demonstration vom 19. Dezember 2010 einsetzten und be-
haupteten, die Rechte ihrer Mandanten würden verletzt werden. Im Februar 2011 
entzog das Justizministerium unter anderen OLEG AGEEV, TAT’JANA AGEEV, 
VLADIMIR TOLSTIK und TAMARA GORAEVA die Lizenzen zur anwaltlichen Be-
rufsausübung. OLEG und TAT’JANA AGEEV waren zuvor Mitglieder des Präsidi-
ums des Minsker Rechtsanwaltskollegiums. OLEG AGEEV verteidigte den Präsi-
dentschaftskandidaten ALES’ MICHALEVIČ, der, nachdem dieser aus dem KGB-
Gefängnis freigelassen wurde und eine schockierende Erklärung abgab, im Ge-
fängnis gefoltert worden zu sein.31 VLADIMIR TOLSTIK und TAMARA GORAEVA 
verteidigten die Journalistin IRINA CHALIP. Der Rechtsanwältin VALENTINA 

BUS’KO wurde die Lizenz dafür entzogen, dass sie an der Versammlung gegen die 
Falsifizierung der Wahlergebnisse teilgenommen hat. Später wurden die Lizenzen 
zur anwaltlichen Berufsausübung auch TAMARA SIDORENKO und VLADIMIR 

BUKŠTВNOV entzogen (Verteidiger des Präsidentschaftskandidaten ULADSIMIR 
NJAKLJAJEU). 
 
EТn JКСr nКМС НТОsОn ErОТРnТssОn аЮrНО ОТn nОЮОs GОsОЭг „оЛОr НТО AnаКХЭsМСКПЭ 
ЮnН НТО КnаКХЭХТМСО BОrЮПsЭтЭТРФОТЭ Тn НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs“ ОrХКssОn, НКs НТО 
Transformation der unabhängigen Institution der Anwaltschaft in eine vollkom-
men der Kontrolle der ausführenden Gewalt unterlegene Vereinigung legalisierte. 
Insbesondere wurde beschlossen, dass das Justizministerium dazu berechtigt ist, 
das Agieren der Anwaltschaft zu kontrollieren, Disziplinarverfahren gegen 

                                                 
31  Vergleiche den Beitrag zur Versammlungsfreiheit von WOLFGANG SENDER in diesem 

Band. 
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Rechtsanwälte einzuleiten sowie ihnen die Lizenzen vorübergehend oder ganz zu 
entziehen. Die Vertreter der ausführenden Gewalt bekamen das Recht, an der At-
testierung der Anwälte teilzunehmen, das heißt, über ihre professionelle Eignung 
zu entscheiden. Das Justizministerium hat zudem ein Verbot darüber verhängt, 
dass Rechtsanwälte ohne die Zustimmung der Selbstverwaltung der Anwaltsbe-
hörden Interviews geben oder an Bildungsprogrammen mit Auslandsreisen teil-
nehmen32. Solche Bedingungen haben die Unabhängigkeit der Rechtsanwälte 
grundlegend beschnitten.  
 
Besondere Erwähnung verdienen auch die Aufgabe und die Zusammensetzung 
des Verfassungsgerichts. Gemäß Artikel 20 des Kodex über die Gerichtsverfas-
sung und den Status der Richter ist die Aufbauordnung des Verfassungsgerichts 
der Republik Belarus wie folgt: Sechs Richter ernennt der Präsident der Republik 
Belarus, weitere sechs Richter ernennt der Republikrat der Nationalversammlung 
der Republik Belarus. Man sollte nicht unerwähnt lassen, dass der Republikrat 
gleichzeitig die Kammer der Territorialvertretung darstellt: Von jedem Gebiet 
(OЛХКsЭ’) soаТО von НОr SЭКНЭ MТnsФ аОrНОn pОr GОСОТЦаКСХ Тn DОpЮЭТОrЭОnsТt-
zungen der regionalen Deputiertenräte der Grundstufe des jeweiligen Gebietes 
sowie der Stadt Minsk jeweils acht Republikratsmitglieder gewählt. Acht Repub-
likratsmitglieder werden vom Präsidenten der Republik Belarus ernannt. Das Amt 
des Vorsitzenden des Verfassungsgerichts wird – mit der Einverständnis des Re-
publikrats – vom Präsidenten besetzt. Der Vorsitzende sowie die Richter des Ver-
fassungsgerichts werden ebenfalls vom Präsidenten aus ihren Ämtern abgesetzt. 
So kommt es zu Stande, dass das Verfassungsgericht übermäßig von der ausfüh-
renden Gewalt abhängt.  
 
Unter die Zuständigkeit des Verfassungsgerichtes fällt unter anderem die Über-
prüfung der Verfassungsmäßigkeit der wiedererlassenen Gesetze. Da die reelle 
Selbstständigkeit des Gerichts fehlt, wurden beispielsweise offensichtlich reaktio-
näre Veränderungen in der straf-administrativen Gesetzgebung sowie in den Ge-
setzen über Geheimdienste und Massenveranstaltungen vom November 2011 als 
konstitutionelle deklariert. Die Veränderungen in der Strafverordnung33 haben 
dazu geführt, dass die Liste der Taten, die als Verbrechen gegen den Staat, gegen 
die Regierung und die Verwaltung gelten, deutlich erweitert wurde. Der Staatsver-
rat wurde neu definiert, der Kontakt zu den Geheimdiensten, Sicherheitsorganen 
sowie zu fremdstaatlichen Nachrichtendiensten wurde kriminalisiert. Kriminali-
siert wurde auch die Widersetzung gegen die Verordnung, keine unentgeltlichen 
Hilfeleistungen aus dem Ausland anzunehmen. Die aufgeführten Veränderungen 
wurden bereits auf ihrer Entstehungsetappe von unabhängigen Experten stark kri-
tisiert: Sie würden die verfassungsmäßigen Bürgerrechte verletzen, die Einrich-
tungen der Bürgergemeinschaften in ihren Vorhaben und Aktivitäten beschneiden 

                                                 
32  Ɇɢɧɢɫɬɟɪɫɬɜɨ ɘɫɬɢɰɢɢ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ (15.04.2011). 
33  ɍɝɨɥɨɜɧɵɣ ɤɨɞɟɤɫ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ 9 ɢɸɥɹ 1999 ɝ. № 275-Ɂ (09.07.1999). 
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und als Rechtsinstrumente dazu dienen, dass gesellschaftliche Aktivisten willkür-
lich strafrechtlicher Verantwortung unterzogen werden können34. 

Fazit und Ausblick 

Die oben dargestellten Punkte zusammenfassend ist festzuhalten, dass seit der 
UnКЛСтnРТРФОТЭ BОХКrЮs’, ФОТn OrРКnОn- und Instrumentensystem entstehen konn-
te, das das Einhalten des Rechts auf ein faires Gerichtsverfahren garantieren wür-
de. Als äußerst negativ sollte das Unverständnis der gesetzgebenden Organe so-
wie das der Vertreter der ausführenden Gewalt und der Justizhoheit gegenüber 
den bestehenden Systemmängeln bewertet werden. Solange diese Mängel nicht 
erkannt werden, ist es unmöglich, über die Suche nach Veränderungsmöglichkei-
ten zu sprechen. Für positive Veränderungen auf diesem Gebiet spielt die ökono-
mische Lage des Landes keine große Rolle, wichtig sind lediglich der Wille und 
das Streben nach einer demokratischen Reorganisation des gesetzgebenden und 
des Rechtssystems, das Streben nach Beendigung des Einmischens in die Aufga-
benbereiche der gesetzgebenden Organe und in die Verfahrensangelegenheiten 
der Justizhoheit seitens der ausführenden Gewalt. Zum zielsicheren Durchbruch in 
puncto Recht auf faire Rechtsprechung kann der Gebrauch von unschätzbarer Er-
fahrung beitragen, die von Staaten mit hoch entwickelten demokratischen Syste-
men und übernationalen Vertragsorganen gesammelt worden sind. 
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Menschenrechte und Religionsfreiheit in 
Belarus 

Regina Elsner 

Nach dem Ende der Sowjetunion kam es in Belarus – ebenso wie in allen anderen 
Ländern des sogenannten Ostblocks – zu einem Aufleben des durch das Sowjetre-
gime unterdrückten religiösen Lebens. Neben den orthodoxen Kirchen konnten 
auch römisch-katholische Kirche und lutherische Kirche, Juden, Muslime, zahl-
reiche freikirchliche Gemeinschaften und fernöstliche Religionen in Belarus tätig 
werden. Die Gesetzgebung der jungen unabhängigen Republik schützte zunächst 
alle grundlegenden Menschenrechte, auch die Religionsfreiheit. Sowohl das 1992 
ОrХКssОnО ЮnН 2002 гЮХОЭгЭ üЛОrКrЛОТЭОЭО GОsОЭг „оЛОr GОаТssОnsПrОТСОТЭ ЮnН rОХi-
РТösО OrРКnТsКЭТonОn“, als auch die Verfassung1 garantieren das Recht jeder Per-
son, Religion oder Weltanschauung frei wählen und ausüben zu können. In offizi-
ellen Verlautbarungen des Präsidenten von Belarus findet sich das Bekenntnis zur 
Religions- und Gewissensfreiheit und es ist von der lebendigen Entwicklung der 
multireligiösen Gesellschaft die Rede, auch wenn gleichzeitig die besondere Rolle 
der Belarussischen Orthodoxen Kirche (Moskauer Patriarchat) betont wird2. Die 
jüngeren Berichte unabhängiger Beobachter über die tatsächliche Lage im Land 
sprechen jedoch eine andere Sprache und machen deutlich, dass die Gewissens- 
und Religionsfreiheit in Belarus seit vielen Jahren massiv und systematisch einge-
schränkt wird. 

Religiöses Leben in Belarus nach dem Ende der Sowjetunion 

Die Region des heutigen Belarus hat eine lange Geschichte religiöser Vielfalt. 
Sowohl die christlichen Kirchen, in erster Linie die Orthodoxie und die katholi-
sche Kirche, als auch das Judentum und der Islam haben dort tiefe Wurzeln. Unter 
sowjetischer Herrschaft wurde jegliches religiöse Leben unterdrückt, nur eine 
kleine Anzahl von Gemeinden konnte existieren. Dies änderte sich mit dem Be-
ginn der Perestroika  spürbar. Nach dem Ende der Sowjetunion schließlich ström-
ten zahlreiche traditionelle und auch neue Religionen und Weltanschauungen in 
das Land, oft mit starker finanzieller Unterstützung aus dem Ausland. 
 
Belarus ist historisch ein von der Orthodoxie geprägtes Land. Es wundert daher 
nicht, dass die Russische Orthodoxe Kirche nach dem Ende der Sowjetunion eine 
herausragende Position in dieser Phase des allgemeinen religiösen Aufschwungs 
einnahm. 1989 wurde die orthodoxe Kirche in Belarus, bis dahin ein Bistum der 

                                                 
1  National Center of Legal Information of the Republic of Belarus (2013), Artikel 31. 
2 President of the Republic of Belarus (20.05.2012). 



Menschenrechte und Religionsfreiheit in Belarus 

64 

Russischen Orthodoxen Kirche, zur relativ eigenständigen Belarussischen Ortho-
doxen Kirche erhoben und als Exarchat dem Patriarchat von Moskau unterstellt. 
1989 wurde das Priesterseminar in Minsk wieder eröffnet. 1988 gab es 399 bela-
russisch-orthodoxe Gemeinden, im Jahr 2005 waren es bereits über 1.315 Ge-
meinden und 26 Klöster3. Hinzu kommt eine Vielzahl orthodoxer Bildungsein-
richtungen, darunter ein theologisches Institut an der Belarussischen Staatlichen 
Universität. Die aktuelle offizielle Statistik gibt an, dass sich circa 78 Prozent der 
belarussischen Bevölkerung als belarussisch-orthodox bezeichnen, die Belarussi-
sche Orthodoxe Kirche zählt offiziell 1.545 Gemeinden4.  
 
Neben der Orthodoxie lebte auch die katholische Kirche wieder auf. Durch den 
starken Einfluss Polens und Litauens seit dem 13. Jahrhundert hatte sich die ka-
tholische Kirche besonders im Westen und Norden des Landes ausgebreitet. Die 
dadurch gefestigten Traditionen in Liturgie und Gemeindeleben werden bis heute 
durch eine große Zahl von Seelsorgern und Ordensschwestern aus Polen fortge-
setzt. Bereits 1989 wurde das Bistum Minsk wieder hergestellt, 1990 wurde in 
Grodno ein römisch-katholisches Priesterseminar eröffnet, 1999 ein zweites in 
Pinsk. Seit diesem Zeitpunkt hat sich die Zahl der römisch-katholischen Gemein-
den vervierfacht, nach staatlichen Angaben gibt es 475 Gemeinden in inzwischen 
vier Bistümern5. Nur kurz erwähnt werden kann hier die griechisch-katholische 
Kirche. Sie entstand im 16. Jahrhundert als Folge einer Vereinigung von Teilen 
der orthodoxen Kirche mit der römisch-katholischen Kirche in der Union von 
Brest. Die Konflikte zwischen den Kirchen führten unter dem dominanten russi-
schen Einfluss auf dem Gebiet von Belarus und der Ukraine bereits lange vor der 
sowjetischen Herrschaft zu staatlicher Unterdrückung und gezielter Verfolgung 
der mit Rom vereinten Kirche. Anhänger dieser Kirche wurden zum Beitritt in 
russisch-orthodoxe Gemeinden gezwungen oder flohen ins Ausland, unter sowje-
tischer Herrschaft kam es zu einer Zwangsunion. Nachdem bis in die 1990er Jahre 
hinein die griechisch-katholischen Gläubigen fast ausschließlich im Ausland leb-
ten, gibt es heute wieder 14 registrierte Gemeinden in Belarus, sowie ca. 10.000 
Gläubige6. 
 
Diese beiden großen christlichen Kirchen werden gemeinsam mit der allerdings 
deutlich kleineren lutherischen Kirche dem Judentum und dem Islam durch das 
GОsОЭг „оЛОr GОаТssОnsПrОТСОТЭ ЮnН rОХТРТösО OrРКnТsКЭТonОn“ КХs „ЭrКНТЭТonОХХО 
RОХТРТonОn“ Тn BОХКrЮs НОПТnТОrЭ, НК sТО СТsЭorТsМС КЮП НОЦ GОЛТОЭ vОrаЮrгОХЭ sТnН. 
Das Judentum spielte in Kultur und Geschichte Belarus' bis zum zweiten Welt-
krieg eine bedeutende Rolle. Durch Holocaust und Krieg wurden jedoch fast alle 
Juden getötet. Überlebende hatten dann auch unter sowjetischer Herrschaft Re-

                                                 
3 Statistik nach: Ⱥɩɩɚɪɚɬ ɍɩɨɥɧɨɦɨɱɟɧɧɨɝɨ ɩɨ ɞɟɥɚɦ ɪɟɥɢɝɢɣ ɢ ɧɚɰɢɨɧɚɥɶɧɨɫɬɟɣ 

(01.06.2012). 
4 U.S. State Department (20.05.2012). 
5 U.S. State Department (20.05.2012). 
6 Angaben des apostolischen Visitators für die Griechisch-Katholische Kirche von Bela-

rЮs Тn: ɇɚɲɚ ɇіɜɚ (27.06.2008). 
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pressalien zu erleiden. Nach dem Ende der Sowjetunion nahm die Zahl der sich 
zum Judentum bekennenden Menschen wieder leicht zu. Die einsetzende Emigra-
tion nach Israel und in andere Länder sowie antisemitische Übergriffe bremsten 
allerdings das neue Aufleben der jüdischen Kultur. Zum heutigen Zeitpunkt gibt 
es 46 jüdische Gemeinden (traditionell und progressiv) und sechs genutzte Syna-
gogen, circa 28.000 Menschen bekennen sich zum Judentum7. Die Geschichte des 
Islam auf dem Gebiet des heutigen Belarus geht bis in das 14. Jahrhundert zurück. 
Heute existieren 25 muslimische Gemeinden in Belarus und sechs Moscheen, 
circa 50.000 Menschen bekennen sich zum Islam. Besonders lebhaft gestaltete 
sich die Ausbreitung zahlreicher freikirchlicher Gemeinschaften, welche nach 
dem Fall des Eisernen Vorhangs ihre Tätigkeit in ganz Osteuropa aufnahmen. 
Insgesamt sind fast 1.000 freikirchliche Gemeinden offiziell registriert, die größ-
ten unter ihnen sind Baptisten, evangelikale Kirchen und Pfingstkirchen. 

Religionsgesetzgebung in Belarus 

Um der neuen religiösen Vielfalt einen gesetzlichen Rahmen zu geben, erließ die 
RОРТОrЮnР НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs 1992 НКs „GОsОЭг üЛОr GОаТssОnsПrОТСОТЭ ЮnН 
rОХТРТösОn OrРКnТsКЭТonОn“. DКs GОsОЭг ОrЦöРХТМСЭО RОХТРТonsРОЦОТnsМСКПЭОn НТО 
Arbeit in Belarus und garantierte in Übereinstimmung mit internationalen Stan-
dards das Recht zur freien Religionswahl und -ausübung, die Gleichheit der Reli-
gionen und Weltanschauungen vor dem Gesetz sowie die Gleichheit der Men-
schen vor dem Gesetz unabhängig von ihrer Religionszugehörigkeit. Die 1994 in 
Kraft gesetzte Verfassung8 wiederholte diese Zusicherung der Freiheit von Reli-
gion und Gewissen sowie die Gleichheit der Religionen vor dem Gesetz, und un-
terstrich die Vielfalt der Meinungen und Weltanschauungen als Grundlage der 
Demokratie. 
 
Unter dem 1994 an die Macht gekommenen Präsidenten ALJAKSANDR LUKA-

SCHENKA kam es zu einer zunehmenden Unterdrückung von Meinungs- und Pres-
sefreiheit, Versammlungsfreiheit und Gewissensfreiheit. 1995 wurde durch eine 
Anordnung die Ausgabe von Visa für ausländische religiöse Mitarbeiter deutlich 
erschwert, u. a. werden sie für ihre Tätigkeit auf eine bestimmte Stadt und eine 
Sprache beschränkt. Belarussisch, Russisch und Polnisch werden etwa in der ka-
tholischen Kirche gleichberechtigt verwendet, freikirchliche Missionstätigkeit ist 
oft englischsprachig. 
 
1996 wurde in die Verfassung in den betreffenden Artikel 16 über die Religions-
freiheit die folgende ForЦЮХТОrЮnР ОТnРОЛrКМСЭ: „DТО BОгТОСЮnРОn гаТsМСОn НОЦ 
Staat und religiösen Organisationen werden durch das Gesetz geregelt unter Be-
achtung ihres Einflusses auf die Herausbildung geistlicher, kultureller und staatli-

                                                 
7 Interfax.by (01.06.2010). 
8  National Center of Legal Information of the Republic of Belarus (2013). 
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МСОr TrКНТЭТonОn НОs ЛОХКrЮssТsМСОn VoХФОs.“ DОr nОЮО TОбЭ ОröППnОЭ НОn sЭККЭХi-
chen Einrichtungen damit einen fast uneingeschränkten Interpretationsspielraum, 
НК ОТn „EТnПХЮss КЮП TrКНТЭТonОn“ nТМСЭ oЛУОФЭТv ЦОssЛКr ТsЭ ЮnН КЮМС НТО DОПТnТЭi-
on der eigentlichen Traditionen unterschiedlich bewertet werden kann. Die Ver-
fassung ist damit trotz der ausdrücklichen Zusicherung der Religions- und Gewis-
sensfreiheit kaum mehr ein Schutz dieser. 
 
1997 аЮrНО ОТn „SЭККЭХТМСОs KoЦТЭОО Пür RОХТРТon ЮnН NКЭТonКХО FrКРОn“ ОТnРe-
richtet. Bereits die Bezeichnung des neuen Gremiums deutet auf eine Verknüp-
fung von Religion und nationalen Interessen hin, die auch in dem neuen Verfas-
sungstext deutlich wird. Durch das Komitee wurde eine folgenschwere Einteilung 
der in Belarus aktiven religiösen Gemeinschaften vorgenommen. Danach zählen 
die Belarussische Orthodoxe Kirche, die katholische Kirche, die lutherische Kir-
che, Judentum und Islam zu den traditionellen Religionen. Freikirchen sind 
„nТМСЭ-ЭrКНТЭТonОХХО“ RОХТРТonОn, ПОrnösЭХТМСО RОХТРТonОn ЮnН ОТnТРО КnНОrО гтСХОn 
zu Sekten.9  
 
Gesetzlichen Widerhall fand diese Einteilung in der 2002 verabschiedeten überar-
ЛОТЭОЭОn FКssЮnР НОs „GОsОЭгОs üЛОr GОаТssОnsfreiheit und religiöse Organisatio-
nОn“. DТО EnЭаТМФХЮnР гЮr оЛОrКrЛОТЭЮnР НОs GОsОЭгОs аКr ЛОrОТЭs ТЦ VorСТnОТn 
von inländischen und ausländischen Beobachtern mit Sorge verfolgt worden. 
Schon zum Ende der 1990er Jahre hatte sich der staatliche Umgang mit zahlrei-
chen freikirchlichen Gemeinschaften, aber auch mit ausländischen Mitarbeitern 
der sogenannten traditionellen Religionen verhärtet. Gleichzeitig verstärkte sich 
der Kontakt zwischen belarussischer Regierung und der Belarussischen Orthodo-
xen Kirche. Den Berichten des US-Komitees zur Beobachtung der Religionsfrei-
heit zufolge schuf das geänderte Gesetz die rechtliche Grundlage für den schon 
vorher herrschenden Umgang mit den Religionen. Folgende Änderungen im Ge-
setz sind besonders auffällig:  
 
1. Trotz Zusicherung der Gleichheit aller Religionen wird schon in der Präambel 

НОs GОsОЭгОs НТО „ЛОsЭТЦЦОnНО RoХХО НОr orЭСoНoбОn KТrМСО ТЦ СТsЭorТsМСОn 
Werden und der Entwicklung der spirituellen, kulturellen und staatlichen Tra-
НТЭТonОn НОs АОТßrЮssТsМСОn VoХФОs“ Юnterstrichen. Daneben ist von der be-
sonderen Bedeutung der römisch-katholischen Kirche sowie der lutherischen 
Kirche, des Judentums und des Islams die Rede. 
 

2. Nur eine religiöse Organisation kann Gäste aus dem Ausland einladen. Als 
religiöse Organisation werden Zusammenschlüsse von mindestens zehn reli-
giösen Gemeinschaften, von denen mindestens eine seit 20 Jahren in Belarus 
tätig ist, registriert.  

                                                 
9 Vgl. den Bericht des U.S. Department of State zur Religiösen Freiheit in Belarus: U.S. 

State Department (2002). 
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3. Das Gesetz verpflichtet jegliche religiöse Gemeinschaft zur Registrierung bei 
den zuständigen staatlichen Organen. Eine religiöse Tätigkeit ohne staatliche 
Registrierung ist strafbar. Registriert werden Gemeinschaften mit mindestens 
20 volljährigen Anhängern, einer angemeldeten Adresse sowie Dokumenten 
über Herkunft, Geschichte und Prinzipien der Gemeinschaft, wenn НТОsО „Пrü-
СОr nТМСЭ ЛОФКnnЭ аКr Тn BОХКrЮs“. DТО RОРТsЭrТОrЮnР ОrПoХРЭ ОТnРrОnгОnН Пür 
eine bestimmte Stadt oder Region und für eine der gängigen Sprachen. 

 
4. Unangemeldete religiöse Tätigkeit in privaten Häusern/Wohnungen ist straf-

bar. 
 

5. Jede religiöse Literatur, in erster Linie importierte, ist zur staatlichen Expertise 
vorzulegen. 

 
6. Nur belarussische Staatsbürger dürfen einer religiösen Gemeinschaft vorste-

hen. 
 

Im Jahr 2003 unterschrieben Regierung und Belarussische Orthodoxe Kirche eine 
Übereinkunft zur wechselseitigen Zusammenarbeit, welche auf der gegenseitigen 
Anerkennung der großen Bedeutung von Staat und Belarussischer Orthodoxen 
Kirche für die Stabilität des Landes beruht. Die Übereinkunft stellt einen Rah-
menvertrag für vielfältige Kooperationen zwischen der orthodoxen Kirche und 
staatlichen Einrichtungen dar, die in der folgenden Zeit in erster Linie mit Schulen 
und der Armee beschlossen wurden. Im gleichen Jahr wurden die Bezeichnungen 
„orЭСoНoб“ ЮnН „Belarussische Orthodoxe Kirche“ rОМСЭХТМС РОsМСüЭгЭ КХs РОТsЭi-
ges Eigentum der Belarussischen Orthodoxen Kirche10. Diese Maßnahme wurde 
von der Belarussischen Orthodoxen Kirche angestrebt zum Schutz gegen ein neu-
es Aufleben anderer orthodoxer Kirchen, die nicht in Gemeinschaft mit dem Pat-
riarchat von Moskau stehen. Eine Verwendung dieser Bezeichnungen durch ande-
re Gemeinschaften ist verboten, Gemeinschaften mit diesen Bezeichnungen wer-
den nicht registriert. 
 

2008 wurde ein Beratender Multikonfessioneller Rat eingerichtet, der die staatli-
chen Organe in ihrer Arbeit unterstützen soll. Zu ihm gehört je ein Vertreter aller 
registrierten religiösen Organisationen. Sie beraten unregelmäßig beispielsweise 
zu Fragen der Immobilienrückgabe, dem Denkmalschutz religiöser Gotteshäuser, 
der Herausgabe von religiöser Literatur und anderen Themen der Zusammenarbeit 
religiöser und staatlicher Einrichtungen. 

                                                 
10 Vgl. die Rede des Metropoliten von Minsk und Slutzk und Exarchen von Belarus 

FILARET vor dem Präsidenten von Belarus am 12.12.2002: Ɉɮɢɰɢɚɥɶɧɵɣ ɩɨɪɬɚɥ 
Ȼɟɥɨɪɭɫɫɤɨɣ ɩɪɚɜɨɫɥɚɜɧɨɣ ɐɟɪɤɜɢ (12.12.2002). 
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Verletzung der Religionsfreiheit 

Bereits der Überblick über die gesetzlichen Grundlagen der Religionsfreiheit in 
Belarus lässt erahnen, dass die Situation konfliktreich ist. Seit mehreren Jahren, 
besonders aber nach dem Inkrafttreten des Religionsgesetzes von 2002, berichten 
vor allem ausländische Beobachter internationaler Menschenrechtsorganisationen 
von anhaltenden Einschränkungen der Religionsfreiheit. Da gleichzeitig auch 
Meinungs- und Pressefreiheit massiv eingeschränkt sind11, ist es schwierig, kon-
krete Informationen über einzelne Verstöße gegen die Religionsfreiheit aus dem 
Land selbst zu erhalten. Die Einschätzung der Lage der Religionsfreiheit im Land 
durch die Religionsgemeinschaften selbst entspricht auffallend der dargestellten 
gestuften Wertschätzung der verschiedenen Religionen durch den Gesetzgeber. 
Im Folgenden werden die Rahmenbedingungen für einige Religionsgemeinschaf-
ten näher betrachtet.  

Die Belarussische Orthodoxe Kirche 

Die Belarussische Orthodoxe Kirche begrüßte ausdrücklich das überarbeitete Re-
ligionsgesetz aus dem Jahr 2002 und unterliegt fast keinen spezifischen Beschrän-
kungen in ihrer Tätigkeit durch den Staat.12 Sie unterstützte die Ausarbeitung des 
neuen Gesetzes und distanzierte sich von einer Petition gegen das neue Religions-
gesetz, welche 2007 durch verschiedene andere Religionsgemeinschaften voran-
РОЭrТОЛОn аЮrНО. DОr РОsОЭгХТМСО SМСЮЭг НОr BОгОТМСnЮnР „orЭСoНoб“ СКЭ НКzu 
geführt, dass anderen orthodoxen Kirchen, welche nicht zum Patriarchat von 
Moskau gehören, die Registrierung verweigert wurde und wird. Das betrifft die 
Autokephale Belarussische Orthodoxe Kirche und die seit sozialistischen Zeiten 
im Untergrund bestehende Wahre Orthodoxe Kirche. Außerdem betraf es bis 
2007 auch die Russische Orthodoxe Kirche im Ausland.13 Die Regelung verbietet 
diesen Gemeinschaften faktisch die Existenz in Belarus. Vertreter dieser Kirchen, 
die dennoch aktiv werden und beispielsweise Beerdigungen durchführen, erhalten 
Verwarnungen und werden zu Geldstrafen verurteilt.  
 
Das exklusive Verhältnis des Staats zur Belarussischen Orthodoxen Kirche beruht 
wesentlich auf dem von Präsident LUKASCHENKA seit Amtsantritt forcierten ideo-
logischen und politischen Interesse, das Land in enger gesellschaftlicher Nähe zu 
Moskau zu positionieren. Die von LUKASCHENKA vertretene Kontinuität zu und 
Orientierung an dem sowjetischen politischen und gesellschaftlichen System 
bringt die Belarussische Orthodoxie in ein Abhängigkeitsverhältnis zum Staat. 
Dies ist einerseits Existenzgarantie für sie, macht es ihr jedoch schwer, selbstän-

                                                 
11  Vergleiche den Beitrag von MIKHAIL PASTUKHOV in diesem Band. 
12 Ɉɮɢɰɢɚɥɶɧɵɣ ɩɨɪɬɚɥ Ȼɟɥɨɪɭɫɫɤɨɣ ɩɪɚɜɨɫɥɚɜɧɨɣ ɐɟɪɤɜɢ (12.12.2002). 
13 Die Russische Orthodoxe Kirche im Ausland ist seit 2007 wieder mit dem Moskauer 

Patriarchat vereinigt. Vgl.: Rian.ru (17.05.2007). 
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dig eine Position in der Gesellschaft zu finden. Zeugnis dafür sind Konflikte zwi-
schen Staat und Kirche beim Umgang mit den Opfern der sowjetischen Diktatur. 
Besonders METROPOLIT FILARET (WACHROMEJEV), Oberhaupt der Belarussischen 
Orthodoxie, setzt sich in Übereinstimmung mit dem Moskauer Patriarchat für 
Aufklärung und Gedenken der Opfer des stalinistischen Terrors und sowjetischer 
Verfolgung ein. Dies steht jedoch offensichtlich im Widerspruch zur belarussi-
schen Politik. Orthodoxen Priestern wurde durch den Staatssicherheitsdienst emp-
fohlen, Ikonen der sogenannten Neumärtyrer – Opfer sowjetischer Repressionen 
auf Grund ihres religiösen Bekenntnisses – aus der Kirche zu entfernen. Der durch 
den PATRIARCHEN ALEXEJ II. im Jahr 2001 gesegnete Bau einer Kapelle in dem 
Ort Kuropaty an der Stelle von Massengräbern von Regimeopfern aus sowjeti-
scher Zeit wurde bis heute nicht begonnen. 
 
Die Belarussische Orthodoxe Kirche genießt große Freiheit, solange sie im Rah-
men ihrer streng religiösen, kultischen Tätigkeit bleibt. Sie ist eine Stütze der 
staatlichen Interessen durch ihr hohes Potential zur Identitätsstiftung in Belarus. 
Sobald sie jedoch durch ihr Handeln die staatliche verordnete nationale Ideologie 
in Frage stellt, wird sie Ziel staatlichen Drucks. 

Die römisch-katholische Kirche 

Die katholische Kirche war jahrelang der Willkür lokaler Einrichtungen besonders 
im Bezug auf ihre zahlreichen ausländischen Mitarbeiter ausgesetzt. Diese waren 
oft mit erschwerten Bedingungen beim Erhalt von Aufenthaltserlaubnis und Ver-
längerungen von Visa bis hin zu Arbeitsverboten konfrontiert worden. Die christ-
liche Menschenrechtsorganisation FORUM 18 teilte zu Beginn des Jahres 2010 mit, 
dass zwei Drittel der 33 ausländischen religiösen Mitarbeiter, die in Belarus ein 
Arbeitsverbot haben, aus der römisch-katholischen Kirche kommen. Besonders 
betroffen sind bis heute Priester und Ordensleute, welche öffentlich soziale Prob-
leme wie Alkoholismus und HIV ansprechen14. 2007 wurde der katholischen Kir-
che nahe gelegt, in den kommenden Jahren keine ausländischen Priester und Or-
densleute mehr zu beschäftigen. Ausländische Priester, die ohne vorherige Ge-
nehmigung durch den Staat eine Messe feiern, auch wenn dies nur in einer ande-
ren als ihrer eigenen Pfarrkirche oder einer anderen als der genehmigten Sprache 
geschieht, werden mit Bußgeldern belegt oder im schlimmsten Fall des Landes 
verwiesen. 
 
Auch in infrastruktureller Hinsicht sehen sich die Kirchen mit Herausforderungen 
konfrontiert. So kann die Rückgabe von Gebäuden, welche zu sowjetischen Zeiten 
enteignet und einer neuen Nutzung zugeführt wurden, verweigert werden, wenn 
sie bis heute anderen kulturellen oder sportlichen Zwecken dienen. Gleichzeitig 
wird der Bau von neuen Gebäuden durch hohe bürokratische Auflagen erschwert. 

                                                 
14 Vgl.: Forum18.org (05.01.2010). 
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In nicht registrierten Gebäuden sind religiöse Versammlungen hingegen verboten. 
Auf diese Schwierigkeiten wiesen beispielsweise rund 100 Gläubige in Grodno 
hin, die am 1. Dezember 2006 einen Hungerstreik begannen. Ihre Gemeinde hatte 
seit zehn Jahren keine Erlaubnis zum Bau einer neuen Kirche erhalten. Die soziale 
Arbeit der katholischen Kirche ist zudem durch die Tätigkeitseinschränkungen 
von ausländischen Ordensleuten betroffen. Diakonische Arbeit steht dabei unter 
besonderer Beobachtung durch den Staat, da die staatlichen Behörden in ihr eine 
unterschwellige religiöse Tätigkeit sehen. Unter Einschränkungen bei der Regist-
rierung von Gemeinden leiden außerdem die griechisch-katholischen Gläubigen, 
da sie auf lokaler Ebene weder als orthodoxe, noch als römisch-katholische Ge-
meinden akzeptiert werden. 
 
Trotz dieser Herausforderungen hat sich die Situation der katholischen Kirche in 
den letzten Jahren deutlich verbessert. Dies ist zum einen vor dem Hintergrund 
der verbesserten Beziehungen zwischen dem Moskauer Patriarchat und der römi-
schen Kirche insgesamt zu erklären. Einen wichtigen Beitrag hat außerdem der 
seit 2007 amtierende römisch-katholische Erzbischof von Minsk-Mahiljou, TA-

DEUSZ KONDRUSIEWICZ, geleistet. Der gebürtige Belarusse hat sich verstärkt für 
die Nutzung der belarussischen Sprache als Hauptsprache der Liturgie eingesetzt 
und die Kontakte zwischen dem Vatikan und der belarussischen Regierung unter-
stützt. Präsident LUKASCHENKA erklärte im Juni 2008 anlässlich eines offiziellen 
Besuches des vatikanischen Staatssekretärs KARDINAL BERTONE in Belarus die 
positive Rolle der katholischen Kirche in der belarussischen Gesellschaft und be-
schrieb die guten und konstruktiven Beziehungen zwischen Staat und Kirche. 
KARDINAL BERTONE lobte die Religionspolitik von Belarus. 2009 erhielt LUKA-

SCHENKA eine persönliche Audienz bei PAPST BENEDIKT XVI., der Präsident sei-
nerseits lud den Papst zu einem Besuch ein und es wurden Gespräche über eine 
Vereinbarung zwischen dem Heiligen Stuhl und Belarus vereinbart.15 Die rö-
misch-katholische Kirche ist sowohl in den führenden Staatsmedien als auch bei 
offiziellen Veranstaltungen präsent. 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche 

Die lutherische Kirche ТsЭ КХs „ЭrКНТЭТonОХХО KonПОssТon“ Тn BОХКrЮs КnОrФКnnЭ. 
Allerdings hat sich, ähnlich wie in anderen Länder der ehemaligen Sowjetunion, 
die Zahl der Gläubigen seit den 1990er Jahren durch Emigration radikal verrin-
gert. Die Gemeinschaft selbst hatte lange Zeit mit internen Richtungskonflikten zu 
kämpfen, was die Gründung einer zentralen Organisation verhinderte. Da das Feh-
len einer zentralen gemeinsamen Struktur die vorgeschriebenen Registrierungs-
prozesse erschwert, sind lutherische Gemeinden trotz der offiziellen juristischen 
Gleichstellung mit den Mehrheitskonfessionen häufiger von behördlicher Willkür 
                                                 
15 Bericht über den Besuch des Staatssekretärs KARDINAL BERTONE auf der Homepage 

der römisch-ФКЭСoХТsМСОn KТrМСО: Ʉɨɧɮɟɪɟɧɰɢɹ Ʉɚɬɨɥɢɱɟɫɤɢɯ ȿɩɢɫɤɨɩɨɜ ɜ 
Ȼɟɥɚɪɭɫɢ (01.06.2010). 
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betroffen.16 Gleichzeitig gibt es bereits seit den 1990er Jahren Bemühungen, die 
soziale Tätigkeit der Belarussischen Orthodoxen Kirche und der Lutherischen 
Kirche in Belarus zu vernetzen. 2005 wurde dafür die Vereinigung Christlicher 
Sozialer Dienst durch die Belarussische Orthodoxe Kirche, die Union der Baptis-
ten und die Lutherische Gemeinschaft in Belarus gegründet, die römisch-
katholische Kirche hat einen Beratungsstatus. Die Vereinigung arbeitet eng mit 
staatlichen Stellen zusammen und erhält finanzielle Unterstützung für soziale Pro-
jekte aus dem Ausland.17 

Islam und Judentum 

Islam und Judentum zählen zu den traditionellen Religionen in Belarus und unter-
liegen in ihrer Tätigkeit keinen massiven Beschränkungen. Der Nachrichtendienst 
FORUM 18 meldete in seinem Bericht 2009, dass im Gegensatz zu freikirchlichen 
Gemeinschaften jüdische und islamische Gemeinschaften, welche ebenfalls nicht 
immer in der Lage sind, sich in dafür angemeldeten Räumen zu treffen, kaum mit 
Strafen konfrontiert werden. Ähnlich wie die katholische Kirche gibt es jedoch 
Probleme bei der Rückgabe von Gebäuden. Von insgesamt 92 jüdischen Gottes-
häusern, welche unter sowjetischer Herrschaft enteignet wurden, sind bisher nur 
nОЮn Кn НТО GОЦОТnНОn гЮrüМФ РОРОЛОn аorНОn, НК НТО КnНОrОn „Пür ФЮХЭЮrОХХО 
und sporЭХТМСО ГаОМФО“ РОnЮЭгЭ аОrНОn. KrТЭТsМСО АКСrnОСЦЮnР vОrХКnРЭ гЮНОЦ, 
dass der Staat den zahlreichen antisemitischen Übergriffen in den vergangenen 
Jahren mit auffälliger Gleichgültigkeit begegnet, sie werden weder bestraft, noch 
öffentlich verurteilt. Übergriffe mit eindeutig faschistischem Hintergrund werden 
lapidar Randalierern zugeschrieben. Jüdischen Vertretern in der Stadt Masty wur-
de die Anbringung einer Gedenktafel zur Erinnerung an das damalige Ghetto ver-
boten. Ebenfalls international beachtet wurde die Verhaftung eines jüdischen jun-
gen Mannes, der aus religiösen Gründen den Wehrdienst verweigerte. Im Februar 
2010 wurde er zu drei Monaten Haft verurteilt, das Urteil wurde wegen unvoll-
ständiger Untersuchungen kurz darauf aufgehoben und der Angeklagte unter Auf-
sicht entlassen. Zurzeit werden mehrere Anklagen gegen Personen verfolgt, die 
aus religiösen Gründen einen Wehrersatzdienst leisten wollen. Belarus verfügt bis 
heute über keinen Wehrersatzdienst, obwohl die Verfassung einen solchen vor-
sieht. 

Freikirchen und andere Gemeinschaften 

Die freikirchlichen Religionsgemeinschaften, vor allem Baptisten und Pfingstkir-
chen, und zuvorderst die Zeugen Jehovas, Mormonen sowie charismatische und 
fernöstliche Religionsgemeinschaften, leiden nach wie vor unter der repressiven 

                                                 
16 Vgl. Forum18.org ( 31.10.2006). 
17 ɏɪɢɫɬɢɚɧɫɤɨɟ ɫɨɰɢɚɥɶɧɨɟ ɫɥɭɠɟɧɢɟ (2013). 
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Religionspolitik LUKASCHENKAS. DТО AnРsЭ vor „psОЮНorОХТРТösОn ЮnН НОsЭrЮФЭi-
vОn OrРКnТsКЭТonОn“18, welche die nationale und kulturelle Einheit von Belarus 
gefährden könnten, gilt offensichtlich allen sogenannten nicht-traditionellen Ge-
meinschaften. Dabei befruchten sich die bewussten Unklarheiten in der Gesetzge-
bung, aus sowjetischen Zeiten stammender konservierter Unwille und Unwissen 
der staatlichen Vertreter sowie die zentralisierende, westfeindliche Politik LUKA-

SCHENKAS gegenseitig.  
 
Freikirchliche Gemeinschaften scheitern oft schon früh an den bürokratischen 
Forderungen zur staatlichen Registrierung. Einer zahlenmäßig kleinen Gemein-
schaft ist es nicht möglich, legale religiöse Treffen durchzuführen. Ausländer dür-
fen nicht religiös tätig werden (nicht predigen, nicht beten, keine Vorträge halten 
etc.), wenn sie nicht über eine Dachorganisation ihrer Religionsgemeinschaft offi-
ziell eingeladen wurden. Registrieren darf sich eine Gemeinschaft nur, wenn sie 
unter einer offiziellen Adresse (keine Privatwohnung) gemeldet ist – solche 
Räumlichkeiten dürfen jedoch oft nur mit vorhandener Registrierung gemietet 
werden.  
 
Es kam in den vergangenen Jahren zu zahlreichen Visa-Verweigerungen, Landes-
verweisungen, Arbeitsverboten, Festnahmen und Strafforderungen gegenüber 
Mitarbeitern verschiedener freikirchlicher Gemeinschaften. Hauptursache waren 
das Abhalten von religiösen Treffen in privaten Wohnungen oder anderen unauto-
risierten Räumen sowie in einer nicht für diese Gemeinschaft genehmigten Regi-
on, Stadt oder Sprache; Predigt und Gebet von nicht durch den Staat genehmigten 
Personen; unangemeldete Teilnahme von Ausländern an religiösen Treffen; Ver-
breitung von unzensierter religiöser Literatur; Teilnahme an öffentlichen De-
monstrationen. Nicht ausschließlich, aber vor allem im Umfeld freikirchlicher 
Gemeinden, kam es zu Strafen oder Ausweisungen ausländischer Gäste, die an 
religiösen Veranstaltungen teilnahmen, oСnО НКПür КЮsНrüМФХТМС („гЮ rОХТРТösОn 
ГаОМФОn“) ОТnРОХКНОn worden zu sein. Das 2002 geschaffene Religionsgesetz 
mache es nach Aussagen von Gläubigen unmöglich, innerhalb des Gesetzes aktiv 
zu werden. Zu den gesetzlichen Einschränkungen kommen unbegründete Verwei-
gerungen von Registrierung, Aufenthaltserlaubnis, Einladungen ausländischer 
Personen, Raummiete, Grundstückskauf und Hausbau hinzu, welche die Gemein-
schaften in den gesetzeswidrigen Raum drängen.  
 
Internationales Aufsehen erregte der Fall der charismatischen New Life Church in 
Minsk, welcher seit 2002 die Umregistrierung ihres Hauses verweigert wird. Es 
handelt sich um eine ehemalige Scheune, die mit Geldern der Kirche zu einem 
modernen Gebäude umgebaut worden ist. Ohne eine Umregistrierung des Gebäu-
des ist es nicht erlaubt, religiöse Veranstaltungen durchzuführen. Die Kirche hat 
bereits zahlreiche Strafen dafür gezahlt, schließlich wurde der Bau konfisziert. 
Aus anderen Räumlichkeiten der Stadt wurde die Kirche ebenfalls ausgewiesen, 

                                                 
18 U. a.: President of the Republic of Belarus (20.05.2012). 
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die Gemeinschaft hat keinen Versammlungsraum. 2006 gab die Stadt den Auftrag, 
das Gebäude abzureißen. Der Abriss wurde durch einen Hungerstreik der Anhä-
nger der Gemeinschaft sowie internationalen Protest verhindert, ein neues Ge-
richtsverfahren wurde begonnen. Dieses wurde 2009 abgeschlossen mit der Bestä-
tigung des Urteils, das Haus abzureißen. Letztes Ereignis in diesem Fall ist das im 
Mai 2010 verhängte Gerichtsverfahren gegen den Pastor der Gemeinde und eine 
umfassende Geldstrafe wegen angeblicher Vergiftung des Bodens, auf dem sich 
das Gebäude befindet. Die belastenden Bodenproben wurden nach Aussage des 
Pastors in der Nähe der benachbarten Autowerkstatt entnommen.19 
 
Einige freikirchliche Gemeinschaften, denen dauerhaft die Registrierung verwei-
gert wird, weichen auf soziale Arbeit aus, besonders auf die Rehabilitation von 
Suchtkranken. Die Registrierung als soziale Einrichtung ist deutlich einfacher, 
jedoch stehen die gegründeten sozialen Projekte unter verstärkter staatlicher Kon-
trolle. Wegen angeblicher religiöser Tätigkeit wurden in den letzten Jahren zahl-
reiche Organisationen mit Strafen belegt oder geschlossen. Auslöser war etwa die 
Erwähnung von Jesus in den Texten der Sucht-Rehabilitationsprogramme oder 
das Lesen von englischen Bibeltexten in einer Sprachschule.  

Referendum zum Religionsgesetz 

Angesichts der Situation der Glaubensgemeinschaften regt sich seit 2007 in der 
Gesellschaft eine neue Qualität des Widerstands, als zahlreiche Religionsgemein-
schaften eine Petition gegen das herrschende verfassungswidrige Religionsgesetz 
und die Verletzung der Religionsfreiheit verfasst haben. Petitionen mit mindestens 
50.000 Unterschriften erwerben das Recht, vor dem Verfassungsgericht verhan-
delt zu werden. Es war das erste Mal, dass ein Volksbegehren in Belarus eine sol-
che hohe Beteiligung vorweisen konnte, obwohl die Unterschriftensammlung 
mehrfach in verschiedenen Orten verhindert, bestraft oder aufgelöst wurde. 2008 
wurde die Petition vom Verfassungsgericht zurückgewiesen, da nur der Präsident 
oder andere hohe staatliche Vertreter das Recht haben, die Übereinstimmung von 
Gesetzen mit der Verfassung in Zweifel zu ziehen. Wenig später wurde die Klage 
endgültig zurückgewiesen mit der Begründung, dass die Vorwürfe nicht der Rea-
lität entsprächen.  

Fazit 

Belarus hat die repressivste Religionsgesetzgebung Europas. Dargelegt wurde, 
dass derzeit gerade die kleinen Religionsgemeinschaften mit besonders starken 
Herausforderungen konfrontiert sind. Die Staatsführung besitzt ihnen gegenüber – 
wie auch gegenüber den großen Gemeinschaften mit starker internationaler Ver-

                                                 
19 Petition von Libereco e.V.: Religionsfreiheit für Belarus: Libereco (2010). 
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netzung – das gleiche grundsätzliche Misstrauen wie allen anderen außerstaatli-
chen gesellschaftlichen Strukturen. Neben der direkten Einschränkung der Religi-
onsfreiheit wirkt auf die Tätigkeit der Glaubensgemeinschaften auch die Missach-
tung zentraler Menschenrechte insgesamt. Obwohl die Verfassung Freiheit von 
Religion und Gewissen formal garantiert, werden die Rechte auf freie Religions-
ausübung, freie Meinungsäußerung und Versammlungsfreiheit massiv einge-
schränkt. Dies geschieht auf der einen Seite auf Grundlage des Gesetzes, welches 
eine unautorisierte religiöse Tätigkeit verbietet und unter Strafe stellt, und gleich-
zeitig die Autorisierung durch eine unüberschaubare Fülle von Einzelregelungen 
erschwert. Auf der anderen Seite fördert die autoritäre und zentralisierende Politik 
Präsident LUKASCHENKAS eine gegen spezifische religiöse Gemeinschaften ge-
richtete, willkürliche oder politisch motivierte Auslegung der Gesetze durch die 
lokalen Autoritäten. Präsident LUKASCHENKA verfolgt eine Politik, die die Einheit 
der Nation und die Kontrolle aller gesellschaftlichen Strukturen kompromisslos 
durchsetzen möchte. Die offene Privilegierung der Belarussischen Orthodoxen 
Kirche wird an zahlreichen Stellen – übrigens von staatlicher und kirchlicher Seite 
– mit der herausragenden Rolle der (Russischen) Orthodoxie für den kulturellen, 
spirituellen und moralischen Zusammenhalt des Volkes begründet. Da auch die 
römisch-katholische Kirche, die lutherische Kirche, das Judentum und der Islam 
tief reichende Wurzeln in Geschichte und Kultur des Landes haben, nehmen sie 
eine – wenn auch untergeordnete – stabile und legitimierte Stellung in Belarus ein 
und profilieren sich dezidiert als belarussische Gemeinschaften. Durch ihre Exis-
tenz kann das Regime nach außen Religionsfreiheit präsentieren. Mit diesem 
window dressing nehmen diese Gemeinschaften auch die Stellung eines politi-
schen Instruments ein – schließlich werden gerade die kleinen Religionsgemein-
schaften massiv behindert. Religiöse Minderheiten kommen im Denken der der-
zeitigen Staatsführung nicht vor. Es gäbe keine Minderheiten, sondern nur eine 
„ОТnСОТЭХТМСО ЦonoХТЭСТsМСО GОsОХХsМСКПЭ“, ОrФХтrЭО LUKASCHENKA in einer Rede 
am 22. Mai 2010. Dementsprechend gelten alle anderen Religionen als grundsätz-
ХТМСО GОПКСr Пür НТО „ТnЭОrФonПОssТonОХХО ЮnН nКЭТonКХО EТnСОТЭ“ ЮnН аОrНОn – 
wenn auch nicht verboten – so doch massiv unterdrückt.  

Weiterführende Literatur 

- Weißrussland – Stiefkind im Osten. Zeitschrift Ost-West Europäische Per-
spektiven, Heft 2, 2004. 

- Bericht der Kommission für Religionsfreiheit der Weltweiten Evangelischen 
Allianz (03.01.2011): 
http://www.evangelischeallianz.at/themen/religionsfreiheit/356-10012011-
hoffnung-auf-religionsfreiheit-in-belarus.html. 

- Berichte des Außenministeriums der USA zur internationalen Religionsfreiheit 
2001 – 2011: http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/index.htm. 

- Berichte der Kommission für internationale Religionsfreiheit der USA 2002 – 
2010:  http://www.uscirf.gov/index.php?option=com_content& 
task=view&id=1393&Itemid=1. 
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- Alle Gesetze der Republik Belarus sowie Ergebnisse des Monitorings zur Re-
ligionsfreiheit in Weißrussland sind auf der Seite der Kampagne Sa svabodnae 
veravysnanne (Für Bekenntnisfreiheit) zusammengestellt: 
http://www.forreligiousfreedom.com. 

- Das Netzwerk FORUM 18 berichtet umfassend über Verstöße gegen die Religi-
onsfreiheit in Belarus: www.forum18.org. 
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Recht auf Meinungsfreiheit 

Mikhail Pastukhov  

Laut Artikel 19 der Allgemeinen Deklaration der Menschenrechte, die von der 
UNO-Vollversammlung am 10. Dezember 1948 angenommen wurde, hat jede 
Person das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung1. Dieses 
Recht schließt die Freiheit ein, die eigene Meinung ungehindert zu vertreten, so-
wie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen 
und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. Diese Norm wurde 
in Artikel 19 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte 
(VN-Zivilpakt) konkretisiert. Im ersten Teil des Artikels wird das Recht jeder 
Person zementiert, ihre Meinung ungehindert zu äußern. Im zweiten Teil wird die 
Freiheit festgeschrieben, sich ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen 
und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder 
andere Mittel der eigenen Wahl zu beschaffen, sie zu empfangen und weiterzuge-
ben. Im dritten Teil sind gewisse Einschränkungen bei der Ausübung dieses Rech-
tes vorgesehen, allerdings müssen diese gesetzlich festgeschrieben werden und 
erforderlich sein für: a) die Achtung der Rechte und des Ansehens anderer; b) den 
Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, der Volksgesundheit 
oder der öffentlichen Sittlichkeit2.  
 
In der Verfassung der Republik Belarus sind zwei Artikel der freien Meinungsäu-
ßerung und der Informationsfreiheit gewidmet. Laut Artikel 33 der Verfassung 
wird jedem Bürger Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung garantiert3. 
Demgemäß kann niemand gezwungen werden, seine Meinung zu äußern oder auf 
eine Meinungsäußerung zu verzichten. Eine Monopolisierung der Massenmedien 
durch den Staat, gesellschaftliche Verbände oder einzelne Staatsbürger sowie 
Zensur sind nicht zulässig. Nach Artikel 34 der Verfassung wird jedem das Recht 
auf Erwerb, Aufbewahrung und Verbreitung von vollständigen, glaubwürdigen 
und zeitgemäßen Information über die Tätigkeit der Staatsorgane und der öffentli-
chen Verbände, über politisches, wirtschaftliches und internationales Leben und 
über den Umweltschutz garantiert. 
 
Der dritte Teil des Artikels 34 sieht allerdings die Möglichkeit vor, die Informa-
tionsnutzung durch НТО „GОsОЭгРОЛЮnР“ ОТnгЮsМСrтnФОn, ЮnН гаКr „гаОМФs НОs 
Schutzes der Ehre und Würde der Bürger, ihres Privat- und Familienlebens, sowie 
НОr voХХФoЦЦОnОn AЮsüЛЮnР ТСrОr RОМСЭО“. ГЮ ЛОКМСЭОn ТsЭ СТОr НТО VОrаОnНЮnР 
НОs АorЭОs „GОsОЭгРОЛЮnР“ Тn НОr VОrПКssЮnР, denn sie impliziert, dass Ein-
schränkungen im Bereich Information und Medien nicht nur in der Form von Ge-

                                                 
1  Vereinte Nationen (10.12.1948). 
2  Siehe: Vereinte Nationen (19.12.1966). 
3  National Center of Legal Information of the Republic of Belarus (2013). 
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setzen, sondern auch durch untergesetzliche Akte eingeführt werden können. Im 
Folgenden wird ausgeführt, dass diese Praxis in Belarus recht verbreitet ist. 
 
Die Verfassungsnormen über Meinungs- und Informationsfreiheit wurden im Ge-
sОЭг „оЛОr НТО MКssОnЦОНТОn“ аОТЭОrОnЭаТМФОХЭ. DТОsОs GОsОЭг vОrКЛsМСТОНОЭО 
das belarussische Parlament am 17. Juli 2008, und es trat am 8. Februar 2009 in 
Kraft.4 
 
Im VergleiМС гЮЦ гЮvor РОХЭОnНОn GОsОЭг „оЛОr НКs PrОssОаОsОn ЮnН КnНОrО 
MКssОnЦОНТОn“ (ЦТЭ иnНОrЮnРОn ЮnН ErРтnгЮnРОn) ОrаОТЭОrЭО НКs nОЮО GОsОЭг 
den Umfang der rechtlichen Regulierung bezüglich der Massenmedien. So wird 
hier zum ersten Male die Notwendigkeit der staatlichen Registrierung von Mas-
senmedien erwähnt, die über das globale Netzwerk Internet verbreitet werden. Die 
Regelung der genannten Angelegenheiten muss dabei auf der Basis der Regie-
rungsverordnungen vorgenommen werden (siehe Artikel 11 des Gesetzes). Es ist 
offenkundig, dass dieses Verfahren eine ernstliche Abweichung von den internati-
onalen Standards im Bereich Massenmedien darstellt.  
 
Das komplizierte Verfahren der staatlichen Registrierung (Neuregistrierung) der 
Massenmedien bleibt im Gesetz erhalten (Kapitel 2). Anfänglich ist es erforder-
lich, eine Redaktion des Mediums zu bilden und diese als juristische Person re-
gistrieren zu lassen. Danach ist es notwendig, einen Antrag nach vorgeschriebener 
Form mit den entsprechenden Dokumenten an das nationale Organ der Staatsver-
waltung im Bereich Massenmedien zu stellen – die Funktion dieser Stelle erfüllt 
das Ministerium für Kommunikation und Information der Republik Belarus. Das 
genannte Organ der Staatsverwaltung fasst den Beschluss über Registrierung oder 
Nichtregistrierung des Massenmediums.  
 
Laut dem neuen Gesetz über Massenmedien dürfen ausländische juristische Per-
sonen und Staatsbürger sowie Staatenlose, die ihren ständigen Wohnsitz nicht in 
der Republik Belarus haben, nur gemeinsam mit belarussischen juristischen Per-
sonen, d. h. mit belarussischen Staatsbürgern, Massenmedien gründen. Aus der 
Reihe der potentiellen Gründer von Massenmedien sind einige Kategorien von 
physischen Personen ausgeschlossen, nämlich: Strafverurteilte; Personen, die zu-
vor als Gründer eines Mediums aufgetreten sind, dessen Herausgabe von Ge-
richtswegen eingestellt wurde (im Laufe von drei Jahren ab dem Inkrafttreten des 
Gerichtsurteils); Personen, denen das Recht entzogen wurde, Tätigkeiten auszu-
üben, die mit der Produktion und Herausgabe von Massenmedien zu tun hatte 
(Kapitel 2, Artikel 10 des Gesetzes).  
 
Zugleich wird die Möglichkeit der Befreiung bestimmter Massenmedien vom 
Verfahren der staatlichen Registrierung zugelassen (Kapitel 2, Artikel 13 des Ge-
                                                 
4 NКЭТonКХrОРТsЭОr НОr RОМСЭsКФЭО НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs (2008), №196. Der Gesetzestext 

ist online abrufbar: National Center of Legal Information of the Republic of Belarus 
(2008). 
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setzes). Es handelt sich dabei um die Ausgaben, die durch Staatsorgane oder ande-
re staatliche Organisationen gegründet wurden, um ihre offiziellen Erklärungen zu 
verbreiten und Rechtsakte zu veröffentlichen; Radio- und Fernsehprogramme, die 
innerhalb von Netzwerken verbreitet werden, die auf die Räumlichkeiten einer 
Organisation beschränkt sind oder die nicht mehr als zehn Abonnenten haben; 
Presseerzeugnisse, deren Auflagenhöhe 299 Exemplare nicht übersteigt. Beim 
letzterem geht es um so genannte Ausgaben mit kleiner Auflage, die nur ein be-
grenztes Verbreitungsgebiet haben.  
 
In der neuen Ausgabe ist ein Artikel über die Akkreditierung der Massenmedien 
und Journalisten enthalten. Laut Artikel 35 des Gesetzes können Journalisten auf 
Redaktionsanfragen bei entsprechenden Staatsorganen eine Akkreditierung erhal-
ten. Diese Kannbestimmung trägt dazu bei, dass die Staatsorgane in der Lage 
sind, Journalisten unabhängiger Zeitungen eine Akkreditierung ohne jegliche Er-
klärung zu verweigern. In einer Außenseiterposition befinden sich auch Reporter 
ausländischer Massenmedien, denn das Gesetz (Kapitel 6, Artikel 35) untersagt 
ihnen das Ausüben ihrer Tätigkeit ohne eine entsprechende Akkreditierung5. 
 
Die Verbreitung von Massenmedien muss in Belarus genau der durch die Gesetz-
gebung bestimmten Ordnung entsprechen. So muss jedes Printmedium ein ent-
sprechendes Impressum enthalten, das u. a. Auskunft über die Bezeichnung des 
Printmediums, die Namen seiner Gründer und des Chefredakteurs gibt, sowie eine 
laufende Nummer und das Datum der Herausgabe, den Zeitpunkt der Abgabe zum 
Druck, den Verkaufspreis, die Auflagenhöhe und weitere Angaben enthält. 
 
Im Gesetz wird in Artikel 17 hervorgehoben, dass Produkte ausländischer Mas-
senmedien, die auf dem Gebiet der Republik Belarus im Umlauf sind, nur dann 
ohne Änderungen ihrer Form und ihres Inhalts verbreitet werden können, wenn 
sie eine entsprechende Erlaubnis des republikanischen Organs der Staatsverwal-
tung im Bereich Massenmedien erhalten haben (d. h. vom Ministerium für Kom-
munikation und Information der Republik Belarus). Das Gesetz verordnet den 
Redaktionen der Printmedien außerdem in Artikel 23, kostenfreie Exemplare an 
eine ganze Reihe staatlicher Stellen und Institutionen zu schicken, die vom Minis-
terrat der Republik Belarus aufgelistet werden.  
 
Das Kapitel 9 des Gesetzes ist der Verletzung der Gesetzgebung über die Mas-
senmedien gewidmet. Je nach Schwere der Verletzung gibt es drei Arten der Ein-
flussnahme, die in Bezug auf Redaktionen der Massenmedien verwendet werden 
können: 1) schriftliche Verwarnung; 2) Unterbrechung der Herausgabe des Mas-
senmediums; 3) Einstellung der Herausgabe des Massenmediums.  
 

                                                 
5 Nach der belarussischen Gesetzgebung werden Reporter von ausländischen Massen-

medien durch das Außenministerium akkreditiert. 
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Für jede Verletzung der Gesetzgebung kann das betreffende Medium zur Verant-
аorЭЮnР РОгoРОn аОrНОn. EТnО VОrХОЭгЮnР ФКnn ЛОТspТОХsаОТsО НТО „VОrЛrОТЭЮnР 
von РОПтХsМСЭОn InПorЦКЭТon“ sОТn, „НТО НОn SЭККЭs- oder Gesellschaftsinteressen 
SМСКНОn гЮПüРОn ФКnn“ (KКpТЭОХ 9, ArЭТФОХ 49 des Gesetzes). Die Herausgabe von 
Massenmedien kann per Beschluss des Ministeriums für Kommunikation und 
Information der Republik Belarus in zwei Fällen bis zu drei Monate unterbrochen 
werden: 1) wenn die Gründer oder die Redaktion des Mediums schriftlich ver-
warnt wurden, aber den Gesetzesverstoß, welcher der Verwarnung zugrunde lag, 
nicht beseitigt haben oder wenn sie das Ministerium für Kommunikation und In-
formation nicht über die Beseitigung mitsamt der Vorlage einer urkundlichen Be-
stätigung informiert haben; 2) wenn eine gerichtliche Klage vom Ministerium für 
Kommunikation und Information auf Einstellung der Herausgabe des Mediums 
vorliegt. 
 
Eingestellt werden kann die Herausgabe von Massenmedien auf folgenden Grund-
lagen: 1) bei einmaligem Verstoß gegen die gesetzlichen Bestimmungen über 
Massenmedien, welche die Verbreitungsordnung für ausländische Massenmedien, 
offizielle Informationsmeldungen und (oder) erotisches Material, sowie Radio- 
und Fernsehausstrahlungsordnung festlegen; 2) wenn die juristische Person mit 
Redaktionsfunktionen bzw. der oder die Gründer der Massenmedien im Laufe 
eines Jahres bereits mindestens einmal verwarnt wurden; 3) wenn bei der staatli-
chen Registrierung des Mediums bewusst falsche urkundliche Angaben gemacht 
wurden. 
 
Eine Überprüfung, ob ein Massenmedium geschlossen werden muss, kann sowohl 
das Ministerium für Kommunikation und Information der Republik Belarus als 
auch die Staatsanwaltschaft initiieren. Der Staatsanwalt kann beispielsweise dann 
eine gerichtliche Klage auf die Einstellung der Herausgabe einreichen, wenn der 
oder die Gründer bzw. die juristische Person, die als Redaktion fungiert, im Laufe 
eines Jahres eine oder mehrere Verwarnungen des Staatsanwaltes bekommen ha-
ben, in denen auf die Unzulässigkeit weiterer Gesetzesverletzungen hingewiesen 
wurde (Kapitel 9, Artikel 51 des Gesetzes). 
 
Schließlich sieht das Gesetz vor, dass sich alle Massenmedien im Laufe eines Jah-
res ab dem Inkrafttreten des Gesetzes neu registrieren müssen. Bei der Ausfüh-
rung dieser unrechtmäßigen Aufforderung waren die Redaktionen aller Massen-
medien dazu verpflichtet, einen Antrag nach vorgeschriebener Form (gedruckt 
und elektronisch) an das Ministerium für Kommunikation und Information zu 
stellen, um von dieser Stelle eine Bescheinigung über die Neuregistrierung zu 
erhalten.  
 
Nach Angaben des Ministeriums für Kommunikation und Information der Repub-
lik Belarus haben 1.075 Printmedien, 211 Fernseh- und Radioprogramme und 
sechs Nachrichtenagenturen die Neuregistrierung erhalten. Nicht registriert wur-
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den 230 Printmedien – darunter 179 nichtstaatliche Massenmedien, 17 elektroni-
sche Massenmedien und drei Nachrichtenagenturen.6 
 
Was das Registrierungsverfahren neuer Massenmedien betrifft, wurden anfangs 
(bis Oktober 2009) nur wenige Anträge abgelehnt. Am 7. Oktober 2009 nahm das 
Ministerium für Kommunikation und Information der Republik Belarus dann je-
doch gesetzwidrige Änderungen im Antragsformular für die staatliche Registrie-
rung der Massenmedien vor, indem es zusätzliche Angaben einforderte: erstens 
zur Qualifikation des Chefredakteurs (mindestens fünf Jahre Führungstätigkeit im 
Medienbereich); zweitens zu den Räumlichkeiten, in denen sich die Redaktion des 
Mediums befindet (sie sollen allen Anforderungen entsprechen, die an Büroräum-
lichkeiten gestellt werden). 
 
Die Einführung dieser Anforderungen schuf ein schwer zu überwindendes Hin-
dernis für die Registrierung neuer unabhängiger Medien. Nach Angaben des Bela-
russischen Journalistenverbands wurden allein Anfang 2010 mindestens acht Zei-
tungsgründern auf Grund der ungenügenden Qualifikation ihres Chefredakteurs 
oder der Nichteinhaltung der Anforderungen an die Mieträumlichkeiten die Re-
gistrierung verweigert.  
 
Zum 1. August 2010 sind in der Republik Belarus 1.310 periodische Printmedien 
(655 Zeitungen, 611 Zeitschriften, 36 Bulletins, acht Kataloge und ein Almanach) 
und acht Nachrichtenagenturen registriert. 397 dieser Presseerzeugnisse wurden 
von staatlichen Organen, Organisationen und Unternehmen gegründet. In ihrer 
Gesamtheit bilden sie eine eigenartige ideologische Vertikale: nationale Print-
medien – Gebietsprintmedien – Rayonprintmedien/Stadtprintmedien – behördli-
che Printmedien. Sie werden jährlich mit beträchtlichen Subventionen aus dem 
Staatshaushalt bezuschusst (für das Jahr 2010 war beispielsweise eine finanzielle 
Hilfe in Höhe von umgerechnet 5,5 Millionen US-Dollar vorgesehen). Unter 
nichtstaatlichen Printmedien dominieren solche mit einem engen Themenfeld, 
Unterhaltungs- und Werbeprintmedien. Was nichtstaatliche Printmedien mit einer 
allgemeinpolitischen Ausrichtung (unabhängige Massenmedien im eigentlichen 
Sinne) anbetrifft, wird ihre Zahl vom Belarussischen Journalistenverband auf 20 
geschätzt – 2001 gab es hiervon noch über 50. 
  
Im Bereich der elektronischen Massenmedien ist die Nationale Staatliche Radio- 
ЮnН FОrnsОСРОsОХХsМСКПЭ „НТО гОnЭrКХО sЭККЭХТМСО InsЭТЭЮЭТon НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs“, 
аОХМСО „НТО SЭККЭspoХТtik durch Radio- und Fernsehausstrahlung sicherstellt und 
gleichzeitig einige andere Funktionen des nationalen Organs der Staatsverwaltung 
in Grenzen der durch die Gesetzgebungsakte festgesetzten Machtbefugnisse er-
ПüХХЭ“7. 

                                                 
6 Als Hauptgründe wurden die Nichtablieferung, bzw. die nicht fristgerechte Abliefe-

rung der notwendigen Dokumente angegeben. 
7 Siehe: Erlass des Präsidenten НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs №174 voЦ 24. AprТХ 2003 „оЛОr 

einige Aspekte der Nationalen Staatlichen Radio- und Fernsehgesellschaft der Repub-
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2010 waren in Belarus 78 Fernseh- sowie 158 Radioprogramme registriert. Die 
Mehrheit der elektronischen Massenmedien (164) ist in Staatseigentum. Als 
Gründer von regionalen Fernseh- und Radioprogrammen treten in der Regel loka-
le Regierungsorgane auf. Was die nichtstaatlichen Radio- und Fernsehprogramme 
betrifft, unterliegt ihre Informationspolitik einer starken Kontrolle durch die Re-
gierung, bis hin zur Festlegung der auszustrahlenden Sendungen. 
 
Die Situation der Massenmedien in Belarus ruft bei internationalen Experten im-
mer mehr Besorgnis hervor. REPORTER OHNE GRENZEN bescheinigte der Republik 
Belarus in seinem weltweiten Ranking der Pressefreiheit 2011 ein ausgesprochen 
unfreies Niveau, indem Belarus Rang 168 von 179 Ländern belegte8. Auch beim 
jährlichen Ranking über die Pressefreiheit in der Welt der Organisation FREEDOM 

HOUSE befindet sich Belarus seit Jahren auf den hinteren Rängen und wird hier als 
nicht frei gewertet9. 
 
Im Laufe des hier im Schwerpunkt betrachteten Jahres 2010 verschlimmerte sich 
die Situation im Medienbereich immer mehr. Im Februar und März 2010 durch-
suchten Mitarbeiter der Strafverfolgungsbehörde Arbeitsplätze und private Woh-
nungen der Reporterinnen MARINA KOKTВŠ und SVETLANA KALINKINA von der 
Zeitung NARODNAJA VOLJA („VoХФsаТХХО“), НКs Büro НОr InЭОrnОЭsОТЭО CHARTA 97 
sowie die Wohnungen der Chefredakteurin der Seite, NATALIA RASINA, und der 
Journalistin IRINA KHALIP. In allen Fällen wurden Datenträger konfisziert – Com-
puter, CDs, USB-Datenträger und Speicherkarten von Fotokameras. Hausdurch-
suchungen wurden ebenso im Rahmen des Strafverfahrens wegen Verleumdung 
des ehemaligen Chefs der KGB-Verwaltung im Gebiet Gomel, IVAN KORŽ, vorge-
nommen. Hier wurden Journalisten verdächtigt, sich an der Verbreitung verun-
glimpfender Informationen beteiligt zu haben und erhielten mehrmals Vorladun-
gen zu Vernehmungen. Die bei den Durchsuchungen konfiszierten Datenträger 
wurden zur Beurteilung an Experten geschickt und anschließend den Materialien 
des Strafverfahrens als Sachbeweise beigefügt. 
  
Am 18. Mai 2010 haben die Strafverfolgungsbehörden in vielen Regionen Büros 
ЮnН АoСnЮnРОn von AФЭТvТsЭОn НОr KКЦpКРnО „SКР НТО АКСrСОТЭ“ ЮnН НОn Кn 
der Kampagne beteiligten Journalisten durchsucht. Dabei wurden Computerein-
richtungen, Datenträger, gedruckte Materialien und Bargeld beschlagnahmt. Nach 
den Durchsuchungen wurden die Führungsfigur der Kampagne, ULADSIMIR 
NJAKLJAJEU, und zwei weitere Aktivisten festgenommen und verblieben drei Tage 
in Untersuchungshaft. Sie wurden zunächst freigelassen, standen jedoch weiterhin 
ЮnЭОr SЭrКПvОrНКМСЭ nКМС ArЭТФОХ 270 НОs SЭrКПРОsОЭгЛЮМСs („VОrЛrОТЭЮnР НОr Рe-
ПтХsМСЭОn InПorЦКЭТon üЛОr АКrОn ЮnН DТОnsЭХОТsЭЮnРОn“). 

                                                                                                                                      
ХТФ BОХКrЮs“ ЦТЭ иnНОrЮnРОn ЮnН ErРтnгЮnРОn Тn: DКs NКЭТonКХrОРТsЭОr НОr RОМСЭsКk-
ЭО НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs (2009), №118, 1/10688.  

8 Reporter ohne Grenzen (2011). 
9 Vgl. die jüngeren Daten bei: Freedom House (2013). 
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Im Sommer 2010 sprach das Ministerium für Kommunikation und Information 
gegenüber einer Reihe von unabhängigen Printmedien Verwarnungen aus10, da-
runter den Zeitungen NARODNAJA VOLJA („VoХФsаТХХО“, dritte Verwarnung), SO-

LIDARNOST („SoХТНКrТЭтЭ“), NOVY ČAS („NОЮО ГОТЭ“) ЮnН NAŠA NIVA („Unser 
FОХН“, zweite Verwarnung). Am 13. September 2010 erhielt die Zeitung NAROD-

NAJA VOLJA ОТnО аОТЭОrО VОrаКrnЮnР. In НОn ArЭТФОХn „DОr KGB hat die Staats-
ФonЭroХХО КЮsРОФnoМФЭ“ ЮnН „IЦ KGB ОnЭЛrОnnЭ ОТn nОЮОr KorrЮpЭТonssФКnНКХ“ 
habe sie falsche Angaben veröffentlicht. Somit ist die größte und einflussreichste 
unabhängige Zeitung in Belarus von der Schließung bedroht.  
 
Die belarussischen Machthaber verfolgen auch weiterhin Journalisten, die mit in 
Belarus nicht akkreditierten ausländischen Medien zusammenarbeiten. Dabei 
handelt sich in erster Linie um den unabhängigen Fernsehsender BELSAT, der von 
Polen aus nach Belarus ausstrahlt. Die Reporter dieses Senders wurden mehrfach 
von der Staatsanwaltschaft und dem KGB verwarnt. Am 3. Februar 2010 versuch-
ten Angehörige der Miliz, mit Gewalt in eine Minsker Wohnung einzudringen, die 
von dem BELSAT-Mitarbeiter MIKHAS‘ JANČUK gemietet wurde. Die Journalisten, 
die sich zu dem Zeitpunkt in der Wohnung aufhielten, wurden circa anderthalb 
Stunden festgehalten. Einer der Journalisten, IVAN ŠULGA, wurde beim Verlassen 
der Wohnung festgenommen und zu zehn Tagen Ordnungshaft verurteilt, wobei 
die Anklage – wie in solchen Fällen üblich – auf Kleinrowdytum lautete.  
 
Die Miliz kontrolliert auch die Unternehmen, die die unabhängigen Medienpro-
dukte im Land vertreiben. Nach geltendem Recht müssen sie im Besitz einer Ge-
nehmigung für den Einzelhandel sein, dürfen nur an speziell ausgestatteten Plät-
zen handeln und nur registrierte Printmedien verbreiten. Bei Verletzung der ge-
nannten Anforderungen können sie zu Administrativstrafen verurteilt werden, die 
Medienprodukte werden konfisziert. Im Sommer 2010 haben Mitarbeiter der Mi-
liz in Vitebsk in dieser Hinsicht mehrfach den Verteiler der nicht registrierten 
Zeitung VITEBSKIJ KUR’JER („VТЭОЛsФОr KЮrТОr“) ПОsЭРОnoЦЦОn, GОrТМСЭО СКЛОn 
den Verteiler zu Verwaltungsstrafen verurteilt. Mehrmalige Versuche der Zei-
tungsgründer, den VITEBSKIJ KUR’JER beim Ministerium für Kommunikation und 
Information registrieren zu lassen, scheiterten. Demzufolge wird die Zeitung in 
Russland herausgegeben und nach Belarus eingeführt – dies stellt jedoch ebenfalls 
eine Verletzung der Gesetzgebung bezüglich der Massenmedien dar. 
 
Ein wichtiges Ereignis im Mediensektor war in den letzten Jahren die Veröffentli-
МСЮnР НОs prтsТНТКХОn ErХКssОs №60 voЦ 1. FОЛrЮКr 2010 „оЛОr MКßnКСЦОn гЮr 
VОrvoХХФoЦЦnЮnР НОr InЭОrnОЭnЮЭгЮnР“, НОr КЦ 1. JЮХТ 2010 Тn KrКПЭ ЭrКЭ11. Wie 
Оs Тn НОr PrтКЦЛОХ НОs ErХКssОs ПОsЭРОСКХЭОn ТsЭ, НТОnЭ Оr „ГаОМФОn НОs SМСЮЭгОs 
von Personen-, Gesellschafts- und Staatsinteressen im Informationsbereich; der 

                                                 
10 Nach der belarussischen Gesetzgebung kann der Erhalt von zwei und mehr als zwei 

Verwarnungen im Jahr als Grundlage dienen, ein Prüfungsverfahren über die Einstel-
lung des Massenmediums einzuleiten. 

11 NКЭТonКХrОРТsЭОr НОr RОМСЭsКФЭО НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs (2010), №29, 1/11368. 
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Schaffung von Bedingungen für die weitere Entwicklung des nationalen Segments 
des globalen Computernetzwerkes Internet und der Verbesserung der Qualität und 
Zugänglichkeit der Information über die Tätigkeit der Staatsorgane sowie anderer 
Organisationen und Internetdienste, die Bürgern und juristischen Personen zur 
VОrПüРЮnР РОsЭОХХЭ аОrНОn“. 
 
Im erwähnten Akt ist eine Reihe von Maßnahmen enthalten, die auf die Ein-
schränkung der Rechte von Gründern und Nutzern der Internetressourcen ausge-
richtet sind. Der Erlass sieht die staatliche Registrierung von Informationsnetz-
werken, Systemen und Ressourcen des nationalen Internetsegmentes vor, die in-
nerhalb der Republik Belarus lokalisiert sind; die Provider werden zur Identifizie-
rung und Registrierung von Internetnutzern und deren technischer Geräte für den 
Internetzugang, sowie zur Erfassung und Speicherung der Daten über die geleiste-
ten Dienste verpflichtet; es besteht eine Identifizierungspflicht für Nutzer von 
Internetcafés, Besitzer von Stellen öffentlicher Internetnutzung oder ihre Bevoll-
mächtigten sind zur Identifizierung von Nutzern, zur Erfassung und Speicherung 
ihrer Personaldaten, sowie der Angaben zu den Internetdiensten verpflichtet.  
 
Eine kennzeichnende Besonderheit des Erlasses ist es, dass dem Kriminalamt, der 
Staatsanwaltschaft und den Voruntersuchungsorganen, den Organen des KGB, den 
Steuerbehörden und den Gerichten auf Aufforderung Angaben zu den verwende-
ten technischen Geräten, den Nutzerpersonaldaten sowie den geleisteten Internet-
diensten zur Verfügung gestellt werden müssen.  
 
Eine weitere Neuerung des Erlasses besteht darin, dass Internetprovider auf An-
frage von Internetnutzern (z. B. Bildungsanstalten, Eltern) den Zugang der Nutzer 
zu Informationen einschränken können, deren Inhalt auf folgende Ziele ausgerich-
tet ist: 1) Ausführung extremistischer Handlungen; 2) illegaler Handel von Waf-
fen, Munition, Sprenganlagen, Spreng- und Giftstoffen, radioaktiven Stoffen, psy-
chotropen Stoffen und Drogen; 3) Mitwirkung an illegaler Migration und Men-
schenhandel; 4) Verbreitung von pornographischen Materialien, Gewaltpropagan-
da; sowie andere Aktivitäten, die gesetzwidrig sind. 
 
Im Erlass wird hervorgehoben, dass die Verteilung und Verbreitung von Informa-
tionen und/oder Materialien im Internet, die von Nachrichtenagenturen oder von 
anderen über das Internet verbreiteten Massenmedien stammen, nur unter Ver-
wendung eines Verweises auf die Adresse (Hyperlink) der Informationsprimär-
quelle zulässig ist, insofern der Urheber keine anderen Bedingungen ihrer Ver-
breitung festgelegt hat (§9). 
 
Der Verstoß gegen die Bestimmungen des Erlasses stellt eine erhebliche Rechts-
verletzung dar und zieht von der Gesetzgebung vorgesehene Konsequenzen nach 
sich. Die Kontrollorgane können beispielsweise den juristischen Personen und 
Unternehmern, die solche Verstöße zugelassen haben, auferlegen, diese innerhalb 
einer bestimmten Frist zu beseitigen. Beim Feststellen von groben Rechtsverstö-
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ßen, sowie von erneuten Verstößen binnen sechs Monaten nach der Anordnung, 
kann die Einstellung der Internetdienste erfolgen. Der Sonderbeauftragte im Be-
reich der Nutzungssicherheit des Internetsegments ist das Operativ-Analytische 
Zentrum beim Präsidenten der Republik Belarus, das über beachtliche Koordina-
tionsbefugnisse verfügt (§13). 
 
AЮП GrЮnНХКРО ЮnН гЮr EnЭаТМФХЮnР НОs prтsТНТКХОn ErХКssОs №60 ТsЭ НТО VОrord-
nung des Ministerrats der RepubliФ BОХКrЮs №644 voЦ 29. AprТХ 2010 „оЛОr Оi-
nige Fragen der Nutzungsverbesserung des nationalen Segments des globalen 
NОЭгаОrФОs InЭОrnОЭ“ СОrКЮsРОРОЛОn аorНОn12. Auf Basis dieser Verordnung 
wurde ein Staatsregister der in der Republik Belarus verfügbaren Informations-
netzwerke, Systeme und Ressourcen des nationalen Segments des globalen Com-
puternetzwerkes Internet geschaffen. Das Ministerium für Kommunikation und 
Information wurde beauftragt, die staatliche Registrierung der genannten Netz-
werke, Systeme und Ressourcen bis zum 1. Juli 2010 umzusetzen. 
 
Bei der Umsetzung des präsidialen Erlasses und der Regierungsverordnungen sind 
de facto ernsthafte Schwierigkeiten aufgetreten. Sie wurden durch die kurze Zeit 
verursacht, innerhalb derer die Registrierungsaktion einer relativ großen Zahl von 
Internetressourcen13 durchgeführt werden musste. Nach vorliegenden Informatio-
nen sind beim Ministerium für Kommunikation und Information über 25.000 An-
träge auf Registrierung von Informationsnetzwerken, Systemen und Ressourcen 
eingegangen.  
 
Am 29. Juni 2010 haben das Operativ-Analytische Zentrum beim Präsidenten der 
Republik Belarus14 gemeinsam mit dem Ministerium für Kommunikation und 
Information ОТnОn РОЦОТnsМСКПЭХТМСОn BОsМСХЮss №4/11 „оЛОr НТО АОТЭОrОnt-
wicklung der Verordnung zur Regelung der Zugangsbeschränkungen von Inter-
nОЭНТОnsЭОn гЮr InПorЦКЭТon, НОrОn VОrЛrОТЭЮnР НЮrМС RОМСЭsКФЭО ЮnЭОrsКРЭ ТsЭ“ 
gefasst.15 Diesem Beschluss gemäß muss die Staatliche Inspektion für Elektrover-
bindungen auf Grundlage von Empfehlungen der Staatsorgane eine Liste mit ver-
ЛoЭОnОn InЭОrnОЭsОТЭОn КЮПsЭОХХОn. DОr ГЮРКnР гЮ „vОrЛoЭОnОn“ SОТЭОn аТrН Пür НТО 
Internetnutzer nicht möglich sein.  
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Meinungsfreiheit in der Republik 
Belarus in der Gesetzgebung zwar deklariert wird, in der Praxis jedoch nicht ge-
währleistet ist. Eine Reihe unzulässiger Beschränkungen bei der Realisierung die-
ses Rechts auf der Ebene von Gesetzen und untergesetzlichen Akten stellt eine 
Verletzung internationaler Verpflichtungen dar. Dies zeigt sich durch das Regist-
rierungsverfahren von Massenmedien, einschließlich Internetressourcen, die staat-

                                                 
12  NКЭТonКХrОРТsЭОr НОr RОМСЭsКФЭО НОr RОpЮЛХТФ BОХКrЮs (2010), №108, 5/31750. 
13 Zum 1. Juni 2010 gab es in Belarus ungefähr 30.000 Internetressourcen. 
14 Dieses Organ wurde auf Basis von geheim gehaltenen Erlassen des Präsidenten ge-

gründet. 
15  Belarusian Association of Journalists (2010). 
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liche Kontrolle des Inhalts der Informationsmaterialien, die Diskriminierung von 
nichtstaatlichen Printmedien, die Verfolgung von Mitarbeitern der nicht registrier-
ten ausländischen Fernseh- und Radiosender, sowie hinsichtlich der Verteiler von 
nichtstaatlichen sozial-politischen Printmedien. Insofern kann man hier von der 
Monopolisierung des gesamten Massenmedienbereichs durch den Staat sprechen, 
einschließlich der elektronischen Massenmedien und Printmedien, der polygraphi-
schen Basis und der Verteilungssysteme für Printmedien. Unter solchen Bedin-
gungen gibt es keine Möglichkeit der freien medialen Äußerung von alternativen 
Meinungen und Überzeugungen. Unabhängige Massenmedien, durch zwei Dut-
zend sozial-politische Printmedien vertreten, können nicht mit einer mächtigen 
Propagandamaschinerie der staatlichen Massenmedien konkurrieren. Die Situati-
on der Meinungsfreiheit in Belarus ist damit als unbefriedigend zu bezeichnen. 
Erhebliche Veränderungen in Richtung demokratischer Standards sind dringend 
erforderlich. 
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Zur Lage der Versammlungsfreiheit in 
Belarus 

Wolfgang Sender 

Bei öffentlichen Protestversammlungen gegen Wahlfälschungen kam es nach den 
Präsidentenwahlen 2006 in Belarus zu einem massiven Einschreiten der Staats-
gewalt und zur Verhaftung des oppositionellen Präsidentschaftskandidaten AL-

JAKSANDR KASULIN.1 2010 lösten die Sicherheitsbehörden in Minsk unter ver-
gleichbaren Bedingungen erneut Protestdemonstrationen mit Gewalt auf: Nicht 
weniger als neun der zehn Präsidentschaftskandidaten und rund 700 weitere Per-
sonen wurden verhaftet und viele von ihnen verurteilt. Dramatische Ereignisse 
wie diese bleiben der Weltöffentlichkeit nicht zuletzt durch Videoaufnahmen in 
Erinnerung, die durch hier dokumentierte Brutalität verschrecken2. Nicht überse-
hen werden darf dabei, dass die staatlichen Beeinträchtigungen dieser Zusammen-
künfte Ausdruck einer systematischen Verletzung des Rechtes auf Versamm-
lungsfreiheit in Belarus sind.  
 
Seit Jahren werden in Belarus Menschen verfolgt oder verhaftet, weil sie eines 
ihrer Grundrechte wahrnehmen möchten: sich friedlich zu versammeln, um ihre 
Meinung im öffentlichen Raum zu bekunden. Dieses Recht ist weder neu noch 
regional spezifisch – seit über 70 Jahren wird die freie Versammlung durch ein-
schlägige internationale3 und regionale4 Verträge und Vereinbarungen garantiert. 
Seine weltweite Geltung – sowie die Mitgliedschaft bzw. Teilnahme von Belarus 
in internationalen Institutionen und Organisationen – fordern die Beachtung der 
Versammlungsfreiheit auch in der früheren Sowjetrepublik. Darüber hinaus gelten 
auch entsprechend die Regelungen im belarussischen Recht. Als höchste nationale 
Rechtsquelle legt die Verfassung zur Versammlungsfreiheit fest: 

‘TСe Пreedom to Сold assemblies, meetinРs, street marcСes, demonstrations and 
pickets that do not disturb law and order or violate the rights of other citizens 

                                                 
1 Die in diesem Beitrag vertretenen Auffassungen reflektieren die persönliche Meinung 

des Autors. 
2 Siehe ЛОТspТОХsаОТsО: REN.Эv (20.12.2010), Ɋɚɞɵё ɋɜɚɛɨɞɚ (20.12.2013), RКНТo FrОО 

Europe/Radio Liberty (20.12.2010). 
3 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Resolution 217 A (III) der Generalver-

sammlung vom 10. Dezember 1948 (1948, Artikel 20); Internationaler Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (Zivilpakt) (1966a, Artikel 
22); mit Blick auf Gewerkschaften auch: Internationaler Pakt vom 16. Dezember 1966 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) (1966b, Artikel 8). 

4 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung des 
Protokolls Nr. 11 (Europäische Menschenrechtskonvention) (1950, Artikel 11); Charta 
von Paris für ein neues Europa (deutsche Fassung) (1990, S. 2); Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union (2000, Artikel 12). 
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of the Republic of Belarus, shall be guaranteed by the State. The procedure for 
holding the above-mentioned events sСall be determined bв laа.’5 

 
Die nationale belarussische Regelung schließt damit nicht nur an oft ähnlich lau-
tende Vorgaben tatsächlich liberaler Ordnungen an. Sie reflektiert auch eine da-
hinter liegende Wertvorstellung. Schließlich verbindet sich mit der Zubilligung 
von Versammlungsfreiheit eine Rechtsüberzeugung, nach der sich mündige 
selbstbewusste Bürger hierüber frei und unabhängig an der gesellschaftlich-
politischen Willensbildung beteiligen sollen6. Auch andere Grundrechte sollen 
dieses Ziel unterstützen – darunter die Vereinigungsfreiheit7 und die Meinungs-
freiheit. Im Unterschied zu anderen Grundrechten weist die Freiheit zur Ver-
sammlung aber einen besonders unmittelbaren räumlichen Bezug auf. Es geht hier 
um die konkrete physische Anwesenheit von Menschen in der Öffentlichkeit, die 
politischen Ideen eine ganz persönliche Gestalt und damit Sichtbarkeit verleihen, 
beispielsweise durch Kundgebungen und Demonstrationen: 
 

„InНОЦ НОr DОЦonsЭrКnЭ sОТnО MОТnЮnР Тn pСвsТsМСОr PrтsОnг, Тn voller Öf-
fentlichkeit und ohne Zwischenschaltung von Medien kundgibt, entfaltet auch 
er seine Persönlichkeit in unmittelbarer Weise. In ihrer idealtypischen Ausfor-
mung sind Demonstrationen die gemeinsame körperliche Sichtbarmachung von 
Überzeugungen, wobei die Teilnehmer einerseits in der Gemeinschaft mit an-
deren eine Vergewisserung dieser Überzeugungen erfahren und andererseits 
nach außen – schon durch die bloße Anwesenheit, die Art des Auftretens und 
des Umgangs miteinander oder die Wahl des Ortes – in einem eigentlichen 
SТnnО НОs АorЭОs SЭОХХЮnР nОСЦОn ЮnН ТСrОn SЭКnНpЮnФЭ ЛОгОЮРОn.“8 

 
In jeder freien Gesellschaft kommt dem Grundrecht der Versammlungsfreiheit 
bereits eine zentrale Trägerrolle für die gesellschaftliche Willensbildung zu. Diese 
Funktion wird dort umso stärker, wo die Wirkung anderer Grundrechte einge-
schränkt ist. Gerade im letzten Jahrzehnt wurde diese Bedeutung der Versamm-
ХЮnРsПrОТСОТЭ НЮrМС НТО „FКrЛТРОn RОvoХЮЭТonОn“ Тn OsЭОЮropК ОrnОЮЭ Тn ЛОsonНe-
rer Weise sichtbar. Fehlende Zugangsmöglichkeiten zu Massenmedien, gefälschte 
Wahlen und organisatorische Behinderungen gesellschaftlicher Gruppen bildeten 
u. a. in Georgien, der Ukraine und Kirgistan Konstellationen, in denen die Sicht-

                                                 
5 Constitution of the Republic of Belarus of 1994 with changes and additions adopted at 

the republican referenda of November 24, 1996 and of October 17, 2004 (2004, 
Artikel 35). 

6 Hesselberger (2001, S. 127). 
7 Das stark organisatorisch geprägte Grundrecht der Vereinigungsfreiheit als Ausdruck 

des Zusammenwirkens mehrerer Personen zur Erreichung gemeinsam geteilter Ziele 
und der räumliche Aspekt der Versammlungsfreiheit, nach dem diese Personen hierfür 
auch in geschlossenen Räumen zusammentreffen oder in der Öffentlichkeit gemein-
sam physisch in Erscheinung treten können, stellen zwei unverbrüchliche Seiten einer 
Medaille dar – ohne ein Recht auf Vereinigungsfreiheit ist die Möglichkeit der Orga-
nisation öffentlicher Versammlungen kaum vorstellbar. Ähnliches gilt auch für den 
Zusammenhang zwischen Meinungsfreiheit und Versammlungsfreiheit. 

8 Hesselberger (2001, S. 128). 
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barmachung gesellschaftlicher Interessen durch öffentliche Versammlungen (in 
der Ukraine im besonderen Ausdruck als Zeltstadt auf dem Majdan) unverzichtbar 
аЮrНО. DТО ЦТЭ НОn „FКrЛТРОn RОvoХЮЭТonОn“ ОrПoХРЭО РrОТПЛКrО ГЮrsМСКЮsЭОХХЮnР 
zuvor weitgehend verborgener politischer Meinungen in der Bevölkerung findet 
in historischer Perspektive an vielen Stellen Vergleichspunkte zu anderen Mas-
senkundgebungen, die unter ebenfalls eingeschränkten Bürgerrechten durchge-
führt wurden – darunter die Demonstrationen der Bevölkerung in Russland gegen 
den Augustputsch 1991, die Tianmen-Demonstration oder die Montagsdemos in 
Leipzig. 
 
Wie in diesem Band dargelegt wird, findet sich in Belarus seit Jahren eine sehr 
vergleichbare Ausgangssituation: Wahlen als Ausdruck politischer Willenserklä-
rungen werden offenkundig gefälscht, wodurch deren Ergebnisse nicht dem politi-
schen Willen der Bevölkerung entsprechen können9. Ebenso wird in Belarus das 
Grundrecht der Vereinigungsfreiheit verletzt, wodurch die Errichtung offener ge-
sellschaftlicher politischer Diskurse durch organisatorische Begrenzungen stark 
behindert ist10. Zudem ist die Produktion von freien Massenmedien und der Zu-
gang der Bevölkerung zu ihnen wie dargelegt beschränkt und die gesellschaftliche 
Debatte auch hierdurch begrenzt11. Gerade in Belarus erhöht sich durch diese Um-
stände die Bedeutung der Versammlungsfreiheit für eine produktive oder rezepti-
ve Teilnahme am gesellschaftlichen Willensbildungsprozess12.  
 
Im Folgenden soll analysiert werden, wie sich die Diskrepanz zwischen den ein-
gangs dargelegten normativen Anforderungen an die Versammlungsfreiheit in 
Belarus und der realen Ausgestaltung dieses Menschenrechtes darstellt. Nicht die 
Schilderung einzelner Ereignisse soll hierbei im Vordergrund stehen, sondern die 
Darlegung der Systematik, mit der die Versammlungsfreiheit in Belarus durch die 
staatlichen Institutionen tagtäglich ausgehebelt wird. Bevor im zweiten Teil die 
Bedingungen für die individuelle Partizipation an Versammlungen untersucht 
werden, soll zunächst die Ebene des Rechts und der kollektiven Rahmenbedin-
gungen betrachtet werden. Die Analyse beider Ebenen staffelt sich zeitlich in die 
Darlegungen zu den Bedingungen vor, während und nach der Durchführung von 
Versammlungen. Der Schwerpunkt liegt auf Betrachtungen zu Veranstaltungen 
unter freiem Himmel. 

Die Realität der Versammlungsfreiheit in Belarus 

Den Betrachtungen vorauszustellen ist zunächst, dass hinsichtlich der Rahmenbe-
dingungen für das Wirken von gesellschaftlichen Gruppen in Belarus grundsätz-
lich zwischen zwei Polen unterschieden werden muss: Auf der einen Seite grup-

                                                 
9 Siehe den Beitrag von ADAM BUSULEANU und WOLFGANG SENDER in diesem Band. 
10 Siehe den Beitrag von STEPHAN MALERIUS in diesem Band. 
11 Siehe den Beitrag von MIKHAIL PASHTUKOV in diesem Band. 
12 Aufbauend auf: Hesselberger (2001, S. 128). 
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pieren sich all diejenigen Institutionen, die politisch dem systemkonformen und 
systemnahen Lager zuzuordnen sind. Sie erhalten nicht nur einen Großteil der 
staatlichen Finanzierung für diesen Bereich, sondern profitieren von weitreichen-
den weiteren staatlichen Unterstützungen zum gesellschaftlichen Transport ihrer 
Ansichten. Hierzu zählen unter anderem Medienzugänge, die Nutzungsmöglich-
keit administrativer Ressourcen und nicht zuletzt die Gewährung von Versamm-
lungsfreiheiten. Gleichwohl dürfen diese Einrichtungen, darunter in einer heraus-
ragenden Position die Belarussische Jugendunion (Sojuz Molodezhi) und die Or-
ganisation Belaja Rus, trotz ihrer Sichtbarkeit weder institutionell noch hinsicht-
lich ihrer Funktion mit intermediären Institutionen in liberalen Gesellschaften 
verwechselt werden. Bei ihnen handelt es sich vielmehr um von oben konzipierte, 
РОsЭКХЭОЭО ЮnН РОНЮХНОЭО EТnrТМСЭЮnРОn ТЦ RКСЦОn „ФonЭroХХТОrЭОr FrОТСОТЭ“13, die 
einzig dem Machterhalt ALJAKSANDR LUKASCHENKAS zu dienen haben. Sie zielen 
nicht auf politische Aktivierung der Bürgerinnen und Bürger, sondern sollen dazu 
beitragen, systemkonforme gesellschaftliche Beteiligungen in Form eines window 
dressing zu erzielen, im Kern jedoch gesellschaftliches Desinteresse an der Politik 
hervorzurufen14. In öffentlicher und internationaler Wahrnehmung treten diese in 
vielen Fällen als GoNGOs gegründeten Institutionen15 als Feigenblatt für eine 
angeblich in Belarus bestehende zivilgesellschaftliche Vielfalt in Erscheinung. Da 
sie u. a. gesellschaftliche Beteiligungsmöglichkeit sowie Vereinigungs- und Ver-
sammlungsfreiheit vortäuschen, durch die staatlich gesteuerte Besetzung dieser 
Felder jedoch die tatsächlich auf gesellschaftliche Wirkung zielenden Institutio-
nen behindern, dokumentieren ihre Aktivitäten keine Freiheit, sondern reflektieren 
Repression.  

 
Von Relevanz für die Betrachtungen sind hier jedoch vor allem diejenigen Grup-
pierungen, die nicht dem politischen Lager LUKASCHENKAS zuzuordnen sind und 
folglich zur Opposition gezählt werden (ein neutraler Raum ist kaum zu bestim-
men). Gruppenmerkmal ist ihre Verfolgung und Unterdrückung durch staatliche 
Einrichtungen, die sich auch auf die Behinderung der Wahrnehmung ihres Rech-
tes auf Versammlungsfreiheit beläuft. Praktisch seit Amtsantritt LUKASCHENKAS 

wurden die Arbeitsbeschränkungen dieser Organisationen und Gruppen deshalb 

wiederkehrend in Berichten internationaler Beobachter, beispielsweise des Euro-
parates, der Vereinten Nationen, nationaler Parlamente oder von Menschenrechts-
gruppen thematisiert16. Ihre Zahl und Mitgliederstärke ist ausgesprochen über-
schaubar, in den letzten Jahren erfolgten praktisch keine weiteren Neuzulassun-
gen17. 
 

                                                 
13 Vgl.: Malerius (2011b, S. 40). 
14 VРХ.: ŠЮФКn (2013, S. 207П.). 
15 Vgl.: Malerius (2011b, S. 39). 
16  Beispielsweise: UN Human Rights Council (28.06.2012), Belapan (17.10.2011b). 
17  Amnesty International (2013, S. 9). 
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Deutlich wird aus den Inhalten und Anlässen dieser Berichte, dass das LUKA-

SCHENKA-Regime immer dann besondere Beeinträchtigungen der Versammlungs-
freiheit dieser Gruppen vollziehen ließ, wenn es sich um größere Veranstaltungen 
politischen Charakters handelte, die einen engen Bezug zu den Grundpfeilern des 
bestehenden Machtsystems aufwiesen. Dies waren in aller erster Linie Veranstal-
tungen zu Anlässen nationaler Erinnerungen, beispielsweise Jahrestage der Grün-
dung der Weißrussischen Volksrepublik oder Proteste gegen einen Straßenbau im 
stark mit historischen Erinnerungen verbundenen Wald Kurapaty18, Veranstaltun-
gen zu umweltpolitischen Themen wie das Gedenken an die Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl19 oder Demonstrationen gegen einen geplanten Kernkraftwerk-
neubau nahe der Kleinstadt Astrawjez und schließlich politische Veranstaltungen, 
darunter Erinnerungen an die Verschwundenen Politiker in Belarus20. Unter den 
ebenfalls wiederkehrend durch die Staatsmacht beeinträchtigten oder behinderten 
Versammlungen zählten Demonstrationen für die Rechte von Homosexuellen21. 
 
Herausragend unter den politischen Veranstaltungen und in ihrer Mobilisierung 
unerreicht waren in dieser Hinsicht die Protestkundgebungen nach den Präsiden-
tenwahlen 2006 und 2010, die Vorwürfe von Wahlfälschungen in die öffentliche 
Aufmerksamkeit brachten. 

 

FALLBEISPIEL: Nach den Präsidentenwahlen 2006 versammelten sich am 
Wahlabend geschätzte 10.000 Bürger auf dem Oktoberplatz in Minsk zu einer 
Protestkundgebung. Sowohl Präsidentschaftskandidat ALJAKSANDR KASULIN 
wie auch sein Mitbewerber ALJAKSANDR MILINKEWITSCH erklärten, dass die 
Wahlen durch das Regime gefälscht worden seien und forderten Neuwah-
len. Fünf Tage lang ging die Staatsmacht nicht direkt gegen die Protestler 
vor, verhaftete aber Protestteilnehmer, die den Platz verließen oder ihn be-
treten wollten. Bis zur Stürmung des Geländes durch die Polizei konnten so 
weder ausreichend Nahrungsmittel, noch Kleidung oder wärmende Decken 
beigeschafft werden. Es schlossen sich teils brutale Verhaftungen der De-
monstranten an. Von besonderer Perfidität war das neue Verhaltensmuster, 
dass Miliz, Gerichte und Krankenhäuser anfragende Angehörige massenhaft 
nicht über den Verbleib inhaftierter Demonstranten informieren durften.22 

 
Das rücksichtslose Vorgehen gegen politisch andersdenkende Demonstranten 
unter Einsatz massiver Gewalt und Missachtung von Bürgerrechten machte dabei 
wiederholt auch vor den Spitzen der Opposition nicht halt. Als am 19. Dezember 
2010 nach erneuten Wahlfälschungen die unterlegenen Präsidentschaftskandida-
ten mit ihren Anhängern in Minsk protestierten, wurden sie durch Sicherheitskräf-

                                                 
18 Chaschtschewatskij (2007, Zeitcode 01:05:33), Belapan (30.10.2011). 
19  Vgl.: Sahm (25.05.2011, S. 19). 
20 Chaschtschewatskij (2007, Zeitcode 01:08:23). 
21  Belapan (17.10.2011a). 
22 OSCE/ODIHR (07.06.2006, S. 25f.). 
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te verhaftet und misshandelt23. ANDREI SANNIKAU, MYKALAI STATKEVICH und 
DZMITRY USS wurden wegen Organisation oder Teilnahme an Massenunruhen 
verurteilt, ULADSIMIR NJAKLJAJEU und VITAL RВMASHȿUSKI wegen Organisation 
und Vorbereitung von Handlungen, die die öffentliche Ordnung massiv stören24. 
 
Diese Ereignisse sind prominenter Ausdruck eines seit dem Amtsantritt AL-

JAKSANDR LUKASCHENKAS erkennbaren Trends zur Beeinträchtigung der Ver-
sammlungsfreiheit Andersdenkender. Obschon die liberal konzipierten Verfas-
sungsregelungen fortgelten, erfuhr die Versammlungsfreiheit in den letzten Jahren 
vor allem durch Änderungen der nachrangigen Gesetzgebung sowie durch eine 
immer weiter verschärfte Auslegungs- und Verwaltungspraxis erkennbare Ein-
schränkungen. Von diesen Begrenzungen waren in erster Linie all diejenigen 
Gruppierungen betroffen, die für andere politische Wege als das belarussische 
Machtzentrum eintreten. Zentrale Herausforderung für die Umsetzung des Verfas-
sungsrechtes ist dabei zunächst das nach dem Amtsantritt LUKASCHENKAS im Jahr 
1997 vОrКЛsМСТОНОЭО ЮnН ФЮrг vor НОn PrтsТНОnЭОnаКСХОn 2010 üЛОrКrЛОТЭОЭО „Ge-
sОЭг üЛОr MКssОnvОrКnsЭКХЭЮnРОn“25. Dieses wird von Menschenrechtsorganisatio-
nen nicht nur kritisiert, weil es besonders restriktiv ausfällt26 und nicht zwischen 
politischen und anderen Massenveranstaltungen differenziert. Das Gesetz enthält 
auch eine Vielzahl von Ausführungsbestimmungen, die eine politische Willens-
bildung in Form öffentlicher Veranstaltungen systematisch behindern, darunter 
die folgenden Regelungen: 

1. Nur zugelassene Parteien oder andere Organisationen dürfen Veranstaltungen 
mit mehr als 1.000 Teilnehmern organisieren (Artikel 4). Nicht, noch nicht 
oder nicht mehr organisierte und genehmigte Gruppierungen sind mithin von 
Anmeldemöglichkeiten ausgeschlossen. Insbesondere Genehmigungen für 
Spontanveranstaltungen von ad-hoc-Gruppen sind hierdurch unmöglich zu er-
halten. 

2. Veranstaltungen müssen mindestens 15 Tage bzw. fünf Tage vor dem er-
wünschten Termin von den Organisatoren angemeldet werden (Artikel 5). 
Spontanversammlungen (Sofortversammlungen oder Eilversammlungen) sind 
hierdurch nicht möglich, auf aktuelle Entwicklungen kann durch gesellschaft-
liche Interessengruppen so nur eingeschränkt unmittelbar reagiert werden.27 

3. Die Behörden können Genehmigungen erst fünf bzw. drei Tage vor der ge-
planten Durchführung von Veranstaltungen erteilen (Artikel 6), bis dahin dür-
fen Organisatoren nicht in der Öffentlichkeit über die Veranstaltung informie-

                                                 
23 United Nations High Commissioner for Human Rights (10.10.2012, S. 12). 
24 Vgl.: United Nations High Commissioner for Human Rights (10.10.2012, S. 11). 
25 Law of the Republic of Belarus on Mass Actions in the Republic of Belarus (2010). 
26 Amnesty International (2011). 
27 Im Land Berlin beträgt die Anmeldefrist zum Vergleich 48 Stunden, Spontanver-

sКЦЦХЮnРОn „НТО nТМСЭ von ХКnРОr HКnН vorЛОrОТЭОЭ sТnН, sonНОrn КЮs ОТnОЦ КФЭЮОХХОn 
AnХКss ОnЭsЭОСОn“, ФönnОn ЛОТ ЛОsonНОrОr EТХО КЮМС nТМСЭ КnЦОХНОpПХТМСЭТР sОТn: PoХi-
zei Berlin (2013). 
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ren (Artikel 8). Eine Mobilisierung von Anhängern ist hierdurch oft nur kurz-
fristig möglich, es ist von Auswirkungen auf Teilnehmerzahlen auszugehen. 

4. Massenveranstaltungen sind auf den Zeitraum zwischen 8 und 22 Uhr be-
grenzt (Artikel 9). Mehrtägige Demonstrationen oder Veranstaltungen in den 
Nachtstunden werden hierdurch praktisch unmöglich gemacht.  

5. Temporäre bauliche Errichtungen zur Schutz der Teilnehmer vor Witterung, 
ausdrücklich auch in Form von Zelten, sind grundsätzlich untersagt (Artikel 
11). Demonstranten sind hierdurch bei Versammlungen unter freiem Himmel 
schutzlos der Witterung ausgesetzt, wobei daran zu erinnern ist, dass Wahlen 
in Belarus auch in dortigen Schlechtwettermonaten durchgeführt werden. 

 
Bereits durch die – nicht abschließende – Betrachtung dieser rechtlichen Grundla-
gen wird deutlich, dass hier die Wahrnehmung des Verfassungsrechtes auf Ver-
sammlungsfreiheit stark erschwert wird. Insbesondere die Anmeldefristen, erra-
tisch in Rechnung gestellte Verwaltungs- und Dienstleistungskosten und der für 
eine Anmeldung erforderliche Rechtsstatus begrenzen die Möglichkeiten für diese 
Form demokratischer Willensäußerungen im öffentlichen Raum strukturell. Ne-
ben diesen unmittelbar im Bereich der Versammlungsfreiheit wirkenden Begren-
zungen besteht ein ganzer Fächer von Regularien zur Zulassungspraxis von NGOs 
und Parteien sowie zu deren Finanzen und Eigentumsverhältnissen, die ebenfalls 
als umfassende Beschränkungen der Entfaltungsmöglichkeit liberaler intermediä-
rer Institutionen gewertet werden müssen28. Diese Begrenzungen wirken bereits 
umfänglich auf die Chancen zur Durchführung kleinerer Veranstaltungen auch in 
geschlossenen Räumen. Die nicht linientreuen Parteien und politischen Gruppie-
rungen – aber auch diejenigen Gruppierungen, denen eine Durchführung von 
Massenveranstaltungen grundsätzlich möglich ist – müssen stets eine genaue Ab-
wägung dahingehend treffen, ob und in welcher Form sie Versammlungen durch-
führen möchten. Exponieren sich NGOs oder politische Gruppen als eigenständig 
handelnde Akteure durch Demonstrationen oder andere Maßnahmen zu sehr ge-
genüber dem die öffentliche Meinung zentral steuernden Staat, laufen sie Gefahr, 
durch ihn verfolgt zu werden. Halten sie zur Vermeidung von staatlichen Repres-
sionen Vorgänge vertraulich, kann ihnen vorgeworfen werden, innerorganisatori-
sche Demokratiedefizite zu besitzen oder nicht transparent zu arbeiten29. Nicht 
selten besteht in diesem Spannungsfeld die Gefahr hoher Demotivation auf Seiten 
politisch Aktiver. Diese Entmutigung für politischen Protest muss als eines der 
zentralen Ziele des Machtsystems LUKASCHENKAS in Bezug auf die gesellschaft-
liche Mobilisierung gewertet werden. 
 
Deutlich äußert sich dieses Ziel beim konkreten Blick auf die Phase der kol-
lektiven Planung einer Versammlung durch nichtstaatliche Vereinigungen, in der 

                                                 
28  Vgl. ausführlich: Amnesty International (2013), Legal Transformation Center (2012), 

Legal Transformation Center (2011) sowie den Beitrag von STEPHAN MALERIUS in 
diesem Band. 

29 Vgl.: Sahm (2009, S. 53). 
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das Gesetz über Massenveranstaltungen und weitere Verordnungen sowie die 
Verwaltungspraxis als Begrenzungen zur Geltung kommen. So ist die zwingende 
Übernahme und Finanzierung von Sicherheitsmaßnahmen, Sanitäts- und Ret-
tungsdiensten sowie die Reinigung des Veranstaltungsorts (Artikel 10 des Geset-
zes über Massenveranstaltungen) gerade dann für gesellschaftliche Strukturen 
eine Hürde, wenn diese wie im FaХХО BОХКrЮs‘ ПrКРТХ sТnН ЮnН НЮrМС sЭККЭХТМСО 
Weichenstellungen praktisch nicht über eigene Einnahmen oder Vermögen verfü-
gen30. Die finanziellen Ausgaben für eine Versammlung sind für die Organisato-
ren im Vorfeld oft auch nur schwer zu berechnen. Dass Unkosten für medizini-
sche Versorgung und Reinigung des Versammlungsortes Veranstaltern in Rech-
nung gestellt werden, ist zwar im internationalen Maßstab nicht ungewöhnlich. 
Die Herausforderung liegt aber in Belarus in spezieller Weise auch in der fehlen-
den Planungssicherheit, da es im Gutdünken der lokalen Behörden liegt, wie stark 
sie anfallende Kosten auf die Veranstalter von Demonstrationen umlegen31. 
 
Die Tragweite dieses Aspektes verdeutlicht sich auch beim Blick auf die organisa-
torischen Voraussetzungen der Nichtregierungsorganisationen in Belarus. Die 
Behörden erteilen an sie, aber auch an Medien, Kirchen und Glaubensgemein-
schaften und nicht zuletzt an politische Gruppierungen strenge Auflagen hinsicht-
lich ihrer Finanzierung und anderer Arbeitsgrundlagen32. Insbesondere das Finden 
und Behalten von Büroräumen – als Grundlage vieler Gruppen, um hier Veran-
staltungen durchzuführen oder sie vorzubereiten – stellt eine zentrale organisatori-
sche Erschwernis bei der Wahrnehmung der verfassungsmäßigen Rechte dar33. 
Die zumeist staatlichen Eigentümer von Büroräumen entscheiden in Abstimmung 
mit dem Geheimdienst oft gegen eine Vermietung an politisch aktive Gruppen 
und NGOs. Private Vermieter setzen sich bei Eingehen einer Geschäftsbeziehung 
mit diesen Gruppen der unmittelbaren Gefahr staatlicher Repressionen aus. Politi-
sche Gruppierungen oder Menschenrechtsorganisationen stehen unter diesen Be-
dingungen vor der Herausforderung, als ersten Schritt ihrer Interessenformulie-
rung und -aggregation erst einmal ein Büro zu finden – und dieses während ihrer 
Betätigung auch gegen staatlichen Druck zu behalten34. Für die Durchführung von 
Veranstaltungen der Gruppenmitglieder in ihren Büroräumen wie für die Vorbe-
reitung öffentlicher Veranstaltungen wirken diese Bedingungen beschränkend.  
 
Als Ausdruck einer grundlegenden Skepsis des Staates gegenüber seinen Bürge-
rinnen und Bürgern sind darüber hinaus die fortgesetzten Versuche staatlicher 

                                                 
30 Siehe zu den Herausforderungen der Finanzierung durch ausländische Geber: Smol-

janko (15.02.2012, S. 4f.). 
31 Belapan (26.03.2012). 
32  Vgl. hierzu: Legal Transformation Center (2011). 
33  Vgl.: Amnesty International (2013, S. 11), Legal Transformation Center (2011, S. 12) 

sowie den Beitrag von STEPHAN MALERIUS in diesem Band. 
34 Siehe beispielsweise die Suche nach einem Büro durch die Menschenrechtsorganisati-

on VIASNA, nachdem deren früheres Büro beschlagnahmt wurde: Belapan 
(01.04.2013). 
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Institutionen zu werten, Informationen über politische Aktivitäten wie Versamm-
lungen bereits lange vor ihrer Realisierung zu erhalten. Organisatoren von Veran-
staltungen mit politischer Aussage werden hier umfassend und mit geheimdienst-
lichen Mitteln wie dem Einsatz von Informanten und Abhörmaßnahmen präemp-
tiv ausgekundschaftet. Regelungswerk und Handlungsmuster wurden speziell in 
den letzten Jahren verfeinert, um den staatlichen Stellen durchgängig einen Zeit-
vorsprung zu sichern, der in jedem Einzelfall einer geplanten Veranstaltung aus-
reichend Gelegenheit für die Einleitung von Gegenmaßnahmen eröffnet. Zu die-
sem Informationsbeschaffungsnetz zählen neben dem üblichen Einsatz von (frei-
willigen und unfreiwilligen) Zuträgern und Informanten insbesondere auch das 
umfänglichste Abhören und die Auswertung der elektronischen Kommunikation. 
Erleichtert wird dies durch eine neuere Gesetzgebung, nach der nicht nur alle In-
ternet-Server einheimischer Organisationen ihren Standort in Belarus haben müs-
sen, sondern Mobilfunk- und Internetanbieter ihre Systeme auch dem KGB zu 
öffnen haben und jeder Internetzugriff auf individuelle Nutzer zurückzuführen 
sein muss35. Gruppen mit Auslandsbezug wird wie im Falle der Kirchen und 
Glaubensgemeinschaften in ihrer Kommunikation auferlegt, nur bestimmte 
Fremdsprachen zu verwenden36 – eine Maßnahme, die nicht zuletzt die Auswer-
tung in den staatlichen Stellen erheblich vereinfachen dürfte. LUKASCHENKA 
selbst bestätigte in dieser Hinsicht zwar einerseits die Herausforderungen der 
Machtorgane durch die sozialen Netzwerke, gab aber andererseits zu Protokoll, 
dass staatlicherseits bereits alles zu ihrer Kontrolle erforderliche unternommen 
worden sei37. Dokumentiert sind darüber hinaus auch Versuche der Staatsführung, 
Zugang zu Informationen im Umfeld der Nutzung von Internet-Onlinediensten 
wie SKYPE zu erhalten38. Als Ergebnis dieser umfassenden Aufklärung muss die 
Kenntnis der Staatsführung über mögliche Termine, Orte, Teilnehmer und Inhalte 
von Veranstaltungen lange vor deren Durchführung angenommen werden. Diese 
umfassende Informationsbeschaffung ist mit den nahezu durchgängig anzutref-
fenden konzentrierten Gegenmaßnahmen des Staates unmittelbar vor, während 
und nach den Veranstaltungen in Beziehung zu setzen. Im Gesamtbild reflektieren 
diese Gegenmaßnahmen das Ziel der Zerstreuung nicht systemkonformer Grup-
pen als Aggregation der unten dargestellten Maßnahmen auf Individualebene. 
 
In umfassender Kenntnis der ausgekundschafteten Vorhaben gesellschaftlicher 
Gruppen wird den Organisatoren von öffentlichen Veranstaltungen typischerweise 
vorab eine Reihe von speziell zugeschnittenen Auflagen erteilt, die den Charakter 
von politischen Veranstaltungen oft verändern und letztlich auch zu geringen 
Teilnahmezahlen beitragen können. Zu den hier verwendeten üblichen Maßnah-
men zählen fast durchgängig die Beschränkung von Demonstrationswegen bei-

                                                 
35 Vgl.: Manaev, Manaeva und Yuran (2012, S. 197). Siehe hierzu den Beitrag von 

MIKHAIL PASTUKHOV in diesem Band. 
36 Siehe hierzu den Beitrag von REGINA ELSNER in diesem Band. 
37  Siehe: Belapan (26.10.2011b).  
38 Belapan (25.03.2013). 
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spielsweise zur Hauptverkehrszeit auf die Bürgersteige39 oder Anordnungen zur 
Verlegung von Veranstaltungen an schwer erreichbare und abgelegene Orte oder 
Stadtteile. Nicht selten finden Veranstalter auch schlicht keinen passenden Ver-
sammlungsort, da die wenigen hierfür geeigneten Räume oder Plätze von den Be-
hörden oder linientreuen Eigentümern just für (gegebenenfalls speziell angesetzte) 
andere Veranstaltungen vergeben werden40. Beobachtern und Beteiligten drängt 
sich hier der Eindruck einer staatlich gesteuerten vorsätzlichen Anberaumung von 
Alternativveranstaltungen auf, um missliebige politische Versammlungen anderer 
Akteure zu unterbinden.  
 
Schattierung dieses Ansatzes zur gezielten räumlichen Beschränkung ist auch die 
Etablierung von umfassenden Bannmeilen. In Belarus wurde diesbezüglich nicht 
eine international durchaus häufiger anzutreffende örtliche Demonstrationsbe-
schränkung um einzelne zentrale Bauten besonderer Wichtigkeit gezogen, son-
dern ein engstmaschiges Verbotsnetz um eine Vielzahl von Regierungsgebäuden, 
Fabriken und Schulen gelegt. Für Demonstrationen zulässige und geeignete Plätze 
in größeren Städten sind so kaum noch zu identifizieren41. 
 
Gelingt es Organisatoren trotz dieser Umstände, eine öffentliche oder geschlosse-
ne Veranstaltung anzuberaumen, besteht gleichwohl fortwährend die Gefahr einer 
Auflösung, indem die Staatsorgane Vorwände konstruieren, die als Begründung 
für eine Beendigung herangezogen werden. 
 

FALLBEISPIEL: Ein Punkkonzert im Rahmen der Aktion FOOD NOT BOMBS mit 
100 Teilnehmern wurde am 24. März 2012 durch die Polizei aufgelöst. Die Be-
hörden stürmten die Veranstaltung im Kulturhaus des Minsker Traktoren Wer-
kes mit der Begründung, dass die jugendlichen Teilnehmer mit Drogen handeln 
und diese verbreiten würden – Verhaftungen erfolgten im Anschluss jedoch 
nicht aufgrund von Drogenfunden, sondern mit der Begründung des Kleinrow-
dytums.42 

 
Neben der Auflösung von Veranstaltungen nach Vorwürfen von Gesetzesübertre-
tungen verschiedenster Art kommt während der Durchführung der Veranstaltun-
gen ein breiter Maßnahmenfächer zur Auflösung der beteiligten sozialen Gruppen 
zum Einsatz. Innerhalb der Gruppe spricht viel dafür, dass hier seitens der Sicher-
heitsbehörden gezielt agents provocateurs engagiert werden, die Veranstaltungen 
in eine bestimmte Richtung leiten – zumeist mit dem Ziel der Auflösung einer 
Veranstaltung oder der Diskreditierung des Teilnehmerkreises43. Darüber hinaus 

                                                 
39 Beispielsweise das Verbot der Straßennutzung durch den Demonstrationszug für den 

‚CСarnobвlski SСlвakС‘ (‚PatС oП CСernobвl‘) im Jahr 2012: Belapan (06.04.2012), 
Belapan (05.04.2013). 

40 Siehe beispielsweise: Belapan (19.03.2013). 
41  Amnesty International (2013, S. 20). 
42 Belapan (26.03.2012). 
43 Ein prominentes Beispiel eines solchen wahrscheinlichen Einsatzes ist das Handeln 

einer Gruppe von Teilnehmern während der Demonstrationen gegen die Wahlfäl-
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gibt es Hinweise auf staatlich bestellte Gegendemonstranten44. Allgegenwärtig 
sind Zivilpersonen und Uniformierte, die als Angehörige der Staatsorgane öffent-
liche Veranstaltungen aufs engste begleiten, steuern und dokumentieren. Zum 
Einsatz kommen darüber hinaus regelmäßig nicht nur umfängliche Videoauf-
zeichnungen durch die Staatsorgane zur späteren Auswertung und ggf. Strafver-
folgung, sondern auch die gesteuerte Medienberichterstattung der Staatssender 
über diese Veranstaltungen, die oft nicht die Wiedergabe eines objektiven Bildes 
zum Auftrag haben. Gerade diese Diskreditierung von Protestteilnehmern in den 
staatlichen Massenmedien wurde als integraler Bestandteil der Propagandama-
schinerie LUKASCHENKAS etabliert. Spielart dieser Verunglimpfung ist auch die 
anzutreffende staatliche Erweckung des Eindrucks, dass es sich bei politischen 
Demonstranten um (potentielle) Kriminelle handelt, was der Öffentlichkeit u. a. 
durch den Einsatz von Metalldetektoren am Eingang von Veranstaltungsorten45 
oder durch die Dokumentation angeblich bei Demonstrationen gefundener Waf-
fen46 suggeriert wird. Mit dieser Perspektive müssen auch die Sachbeschädigun-
gen im Umfeld der Proteste gegen die Wahlfälschungen im Dezember 2010 ge-
wertet werden. Sie wurden von vermummten Personen durchgeführt – und ob-
wohl sie untypisch für das Verhalten der politischen Demonstranten waren – als 
reines Rowdytum der Demonstranten im Staatsfernsehen medial verbreitet47. Eine 
abschließende unabhängige Untersuchung der Prozesse steht aus. In der Folge 
dienten die Sachbeschädigungen für den Staat nicht nur als Vorwand, die Veran-
staltung abzubrechen, sondern auch für die nachhaltige Niederschlagung der da-
maligen politischen Protestbewegung. In der Breite wurde durch diese Zuspitzung 
ein staatlich konstruiertes öffentliches Zerrbild der nicht linientreuen Kräfte ge-
zeichnet, das auch außenstehende Bürgerinnen und Bürger hinsichtlich eines poli-
tischen Engagements demotivieren soll. Hierdurch – sowie durch Verhaftungen 
von Teilnehmern, Passanten und Führungspersonal und die Beschlagnahmung 
von Ausrüstungsgegenständen wie Beschallungs- und Mikrofonanlagen48 – wird 
künftiges Engagement auf kollektiver Ebene maßgeblich und zielgerichtet er-
schwert.  

Einschränkung der Grundrechte auf individueller Ebene 

Es ist seit vielen Jahren ein Charakteristikum der Herrschaft LUKASCHENKAS in 
Belarus, dass Bürgerinnen und Bürger bereits im langen Vorfeld der Organisation 
von politischen Versammlungen gezielt durch staatliche und staatsnahe Institutio-

                                                                                                                                      
schungen am 19. Dezember 2010. Die Gewalttätigkeiten einer Teilgruppe führten hier 
zum massiven Einschreiten der Sicherheitsbehörden gegen alle Demonstranten. Vgl.: 
United Nations High Commissioner for Human Rights (10.10.2012, S. 9). 

44 Siehe: Chaschtschewatskij (2007, Zeitcode 00:37:20). 
45 Beispiel: Duen Voli („FrОТСОТЭsЭКР“) КЦ 24.03.2013 Тn MТnsФ: BОХКpКn (24.03.2013К). 
46 Chaschtschewatskij (2007, Zeitcode 00:20:10). 
47  Belteleradiocompany (20.12.2010, Zeitcode 0:31). 
48  Siehe: Chaschtschewatskij (2007, Zeitcode 01:00:26). 
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nen hinsichtlich ihrer verfassungsmäßigen Rechte der Versammlungsfreiheit be-
einträchtigt werden. Politisch Andersdenkende stehen in Belarus zumeist unter 
Generalverdacht der Staatsführung, sobald sie sich jenseits staatlicher Kontrolle 
öffentlich artikulieren. Überschreiten sie dabei eine gewisse Aufmerksamkeits-
schwelle – diese wurde in den letzten zwei Jahrzehnten immer weiter abgesenkt – 
konstruieren staatliche Behörden in der Folge oft ein Netz von Rahmenbedingun-
gen, die klar als Erschwernisse der politischen Entfaltung des Einzelnen gewertet 
werden müssen. Hierzu zählen Durchsuchungen von Privateigentum aufgrund oft 
vorgeschobener haltloser Vorwände, um hier gezielt nach politischem oder ande-
rem strafrechtlich verwertbarem Material zu suchen (‚Kompromat‘). Dieses wird 
dann bei Bedarf u. a. zur Beeinflussung der politischen Aktivität der Betroffenen 
eingesetzt. Üblich sind darüber hinaus intensive Kontrollen politisch und gesell-
schaftlich Aktiver bei Grenzübertritten oder Reisen im Land49, die jedoch nicht 
immer zwingend im konkreten Zusammenhang mit geplanten politischen Ver-
sammlungen stehen müssen. Sie tragen zu einem stetigen Klima von Kontrolle 
und Behinderung im gesellschaftlichen und privaten Leben politisch Aktiver bei. 
 
Die Beeinflussung beschränkt sich dabei oft nicht auf die systematische fallbezo-
gene Behinderung politischer Betätigung. LUKASCHENKA hat vielmehr eine Welt 
umfassender Beeinträchtigung auch des Alltagslebens von politisch Andersden-
kenden und Rechtsverteidigern etabliert, durch das sich politisches, juristisches 
oder menschenrechtliches Engagement oft negativ auf deren Bildungschancen, 
Erwerbsleben, private Beziehungen, Bewegungsfreiheit im Land und über die 
Grenzen50 und nicht zuletzt auf ihre persönliche finanzielle Situation auswirkt. 
Das Alltagsleben der Betroffenen wird nicht selten von speziell abgestelltem Be-
hördenpersonal aufs Engste überwacht. Die Behörden zeigen hierbei ein kompro-
missloses Vorgehen gegen mit diesem Ansatz identifizierte Gesetzes- und Ver-
ordnungsverstöße selbst dann, wenn es sich lediglich um Bagatellvergehen han-
delt51. 

 

FALLBEISPIEL: Im März 2012 wurde der politische Aktivist SYARHEY KA-

VALENKA nach einem Medienbericht zu einer Geldstrafe verurteilt, nachdem er 
beschuldigt wurde, eine Straße zu Fuß gesetzwidrig überquert zu haben. Der 
Aktivist gab an, dass es sich um eine einfache Straße zwischen zwei Wohnhäu-
sern gehandelt habe und Fußgängerübergänge in der Nähe nicht vorhanden ge-
wesen seien. Die Verhaftung erfolgte durch Polizisten in Begleitung einer Per-
son in Zivil. Der Betroffene brachte seine Verhaftung und Verurteilung in Zu-
sammenhang mit dem damals unmittelbar bevorstehenden Versammlungen 
zum 95. Jahrestag der Proklamation der Weißrussischen Volksrepublik.52 

 

                                                 
49 Siehe beispielsweise: Belapan (29.03.2013a). 
50 Siehe beispielsweise: Belapan (24.03.2012a). 
51 Vgl. beispielsweise: Belapan (29.03.2013c). 
52 Belapan (29.03.2013b). 
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Nicht immer jedoch können entsprechende Gesetzesverstöße unter Beobachtung 
stehender Bürgerinnen und Bürger durch die Staatsmacht ausgemacht werden. In 
vielen Fällen werden daher durch die Sicherheitsbehörden auch auf individueller 
Ebene Vorfälle konstruiert – seien es Anschuldigungen wie Verstöße gegen die 
Straßenverkehrsordnung oder Diebstahl – um Aktivisten vor allem dann zu oft 
mehrstündigen Verhören oder Überprüfungen auf Polizeiwachen festzuhalten, 
wenn politische Veranstaltungen anstehen oder gerade durchgeführt wurden53. 
Immer wieder führen auch Vorwürfe des illegalen Drogenbesitzes oder ungebühr-
lichen Verhaltens zur Festsetzung und Überprüfung politischer Aktivisten bereits 
im Vorfeld von Veranstaltungen54. Damit die ins Blaue geschossenen Anschuldi-
gungen der Behörden in der Öffentlichkeit nicht allzu offensichtlich als systemati-
sche Bedrohung selbstbestimmter Bürger herausstechen, ist es zur Aufrechterhal-
tung einer Legitimation dieses Staatshandelns dann geläufig, Strafen auf Basis des 
ФКЮЦ РrОТПЛКrОn VorаЮrПs НОr VОrаОnНЮnР „oЛsгönОr SprКМСО“55 gegenüber Po-
lizisten oder in der Öffentlichkeit auszusprechen. Obschon sich also viele An-
schuldigungen als haltlos herausstellen und offenkundig konstruiert sind, führen 
sie für die Betroffenen dennoch zur Verhinderung der Teilnahmemöglichkeit an 
politischen Treffen oder Veranstaltungen56. Diese speziell auf die Spitzen der 
Menschenrechtsorganisation sowie politischen Oppositionsparteien und -
bewegungen zielenden Maßnahmen sind wiederkehrend Gegenstand internationa-
ler Kritik57. 
 
Gerade in den Zeiträumen, die Veranstaltungen vorausgehen, zeigt sich auch die 
allumfassende und gesteuerte Zusammenarbeit der staatlichen Institutionen, um 
politische Aktivisten von ihrem Recht auf öffentliche Meinungsbekundung fern 
zu halten. Typisches Muster ist es, Betroffene immer dann zu verpflichtenden 
Behördenterminen in Bildungseinrichtungen, Stadtverwaltungen oder Polizeistati-
onen einzubestellen, wenn oppositionelle Gruppierungen Veranstaltungen anbe-
raumen58. Berichtet wird in diesem Zusammenhang auch von Gerichtsterminen, 
die für Zeitpunkte angesetzt werden, zu denen im Ausland durch Aktivisten per-
sönlich über die Behinderung der Versammlungsfreiheit in Belarus berichtet wer-
den sollte59.  
 

FALLBEISPIEL: VIKTAR DASHKEVICH, ein politischer Aktivist, wurde für den 
25. März 2012 zu einer Anhörung bei einem Staatsanwalt vorgeladen – einem 
Tag, an dem Oppositionelle Demonstrationen anlässlich des Dzen Voli (Frei-
heitstag) angesetzt hatten. Nach Aussagen von VIKTAR DASHKEVICH habe ihm 

                                                 
53 Siehe beispielsweise: Belapan (26.03.2013). 
54  Belapan (18.10.2011a), Belapan (18.10.2011b). 
55 Beispielsweise: Belapan (29.03.2012). 
56 Siehe beispielsweise: Belapan (28.03.2012). 
57  Beispielsweise: UN Human Rights Council (28.06.2012). 
58  ŠЮФКn (2013, S. 206). 
59  Belapan (26.10.2011a). 
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die Polizei bekundet, dass das Büro des Staatsanwalts speziell für seine Einbe-
stellung am Sonntag geöffnet wurde.60 

 

Auffällig ist, dass sich die Aufmerksamkeit der staatlichen Einrichtungen oft nicht 
auf die unmittelbar betroffenen politischen Aktivisten, Oppositionellen und Men-
schenrechtsverteidiger beschränkt, sondern wiederkehrend auch deren Angehörige 
einbezogen werden. Der Disziplinierungsdruck auf einzelne Mitglieder oder 
Sympathisanten systemkritischer Gruppen wird so durch die Einbeziehung des 
familiären Umfelds nochmals verstärkt. Mustergültig sind in dieser Hinsicht Dro-
hungen des Verlustes von Studien-, Schul- oder Kindergartenplätzen, Arbeitsstel-
len oder von staatlichen Wohnungen. Zur Ausübung dieses Druckes zählen auch 
Versuche, regimekritisch eingestellte Personen zur Mitarbeit für die Sicherheits-
behörden zu gewinnen61. 
 

ALES’ MICHALEVIČ, Präsidentschaftskandidat in Belarus 2010, berichtete auf 
einer Pressekonferenz62 und auf einer Veranstaltung im Dezember 2011 in Ber-
lin, während seiner Inhaftierung vom KGB zu einer Mitarbeit für den Sicher-
heitsdienst angehalten worden zu sein. Der Druck auf ihn wurde dadurch ge-
steigert, dass bei Nichtbefolgung der Vorstellungen der belarussischen Behör-
den Auswirkungen auf seine Familie angedroht wurden. 

 
Gegenüber missliebigen Personen verletzen die Behörden dabei nicht nur die auch 
für sie geltenden Gesetze, sondern legen für Personen unter Beobachtung be-
stimmte Gesetze und Verordnungen häufig auch in besonderer Weise aus – ent-
weder in der Nichtanwendung eines Rechtes oder in der engsten Auslegung von 
Vorschriften. An dieser und an anderen Stellen wirkt ein erkennbares Maß an 
staatlicher Willkür und Ungleichbehandlung. Es erscheint offensichtlich, dass es 
hier oft einzig darum geht, die Teilnahme von Schlüsselpersonen zu verhindern, 
wenn nicht bereits die Veranstaltung unterbunden werden kann. 
 

FALLBEISPIEL: Im Vorfeld einer geplanten Demonstration anlässlich des 95. 
Jahrestages der Proklamation der Weißrussischen Volksrepublik wurde der po-
litische Aktivist ULADZIMIR KAPELKIN während seiner Anreise zum Versamm-
lungsort in Minsk nach Medienberichten von einer in Zivil gekleideten Person 
gezielt aus einem Linienbus befohlen, der sich bereits außerhalb der Stadt Po-
latsk auf der Strecke nach Minsk befand. KAPELKIN stand zehn Tage vor seiner 
Volljährigkeit und durfte daher nach Angaben der Polizei nicht ohne Beglei-
tung seiner Eltern reisen. Er wurde sodann für drei Stunden auf einer Polizei-
station festgehalten – ohne dass die Eltern des Minderjährigen hierüber durch 
die Staatsorgane unterrichtet wurden.63 

 

                                                 
60 Belapan (24.03.2012b). 
61  Vgl.: Legal Transformation Center (2011, S. 8). 
62  Malerius (04.03.2011, S. 2). 
63 Belapan (24.03.2013b). 
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Trotz aller Versuche der Staatsführung, die eigenständig denkende Gesellschaft 
mundtot und gesichtslos zu gestalten, gelang es aktiven Bürgerinnen und Bürgern 
in Belarus in den letzten Jahren immer wieder, einige Großveranstaltungen durch-
zuführen – zumeist dann, wenn sich internationale Aufmerksamkeit auf Belarus 
richtete, v. a. im Umfeld von Wahlen. Bei ihrer Durchführung kam es während 
des für den zweiten auf individueller Ebene zu betrachtenden Zeitabschnitts – 
dem Verlauf der Veranstaltungen im öffentlichen Raum – zu einem erkennbaren 
Handlungsmuster der Staatsorgane, das auf Abbruch der Veranstaltungen zielte. 
Verbreitet waren so Drohkulissen durch hunderte schwarz gekleidete Uniformier-
te mit Schutzhelmen, Schutzschilden und Schlagstöcken, die im Umfeld von poli-
tischen Demonstrationen ein Klima der Einschüchterung vor Ort schufen64. Wie-
derkehrendes Element sind Personenkontrollen und Verhaftungen in der Umge-
bung von Veranstaltungen, wobei die Verhaftungsgründe vielfältig sind. Sie be-
laufen sich oft nicht nur auf die Teilnahme an ggf. nicht genehmigten Veranstal-
tungen, sondern auch auf Ergebnisse von Personenkontrollen, Vorwürfe der Ver-
wendung obszöner Sprache oder – als häufiger Pauschalgrund der Sicherheitsor-
gane, wenn sich sonst nichts finden lässt – КЮП VorаürПО НОs „KХОТnroаНвЭЮЦs“ 
von Demonstranten. Darüber hinaus ist auch eine vorsätzliche Verletzung der 
Fürsorgepflicht des Staates festzuhalten. So unterbanden es Staatsvertreter bei den 
Protesten 2006, dass die Protestgruppen wärmende Decken, Nahrung und Geträn-
ke erhalten konnten. Darüber hinaus trugen die staatlichen Institutionen nicht zur 
Entsorgung von Abfall während längerer Demonstrationen bei und erweckten 
durch die gezielte Thematisierung von Abfall und der Räumung des Protestlagers 
in der Berichterstattung der Staatsmedien den Eindruck, es hätte sich bei den Pro-
testteilnehmern um ordnungsmissachtende Chaoten gehandelt.  
 
Im dritten zu betrachtenden Abschnitt der Individualebene – der Zeit nach Durch-
führung einer Versammlung – ist mit Blick auf die Entwicklung der letzten Jahre 
zu bilanzieren, dass hier seitens der Staatsorgane wiederkehrende Maßnahmen 
ergriffen wurden, mit denen auf eine Erschwerung der Haftbedingung von verur-
teilten oder in Untersuchungshaft sitzenden Protestteilnehmern abgezielt wurde. 
Insassen berichten von unwürdigen und gesundheitsschädlichen Haftumständen65, 
Angehörige wurden nicht über das Schicksal der Verhafteten unterrichtet. Dies 
alles führt zu einer Verunsicherung nicht nur der gesellschaftlich exponiert wir-
kenden Bürgerinnen und Bürger, sondern auch des Familien- und Freundeskreises 
der Protestteilnehmer. 
 

Die Beeinträchtigung der persönlichen Lebensumstände von Demonstranten endet 
in vielen dokumentierten Fällen in Belarus nicht mehr zwingend nach einer Ver-
urteilung und dem Absitzen von Haftstrafen. Verurteilungen und Gefängnisstrafen 
führen in der Folge nicht selten zu einer erheblichen Einschränkung der Beschäf-
tigungsmöglichkeiten von verurteilten Protestteilnehmern. Dies beläuft sich nicht 

                                                 
64  Siehe: Chaschtschewatskij (2007,  Zeitcode 00:52:56). 
65  Vgl.: Malerius (04.03.2011, S. 4). 
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nur auf den ausgeprägten staatlichen Sektor, sondern auch auf den privaten Be-
reich, der gegenüber staatlichen Stellen oft die Situation vermeiden möchte, als 
Arbeitgeber für die politische Opposition in Erscheinung zu treten. Die politi-
schen Aktivisten – oftmals im Zwang zur Einkommenserzielung unter der Rah-
menbedingung eines staatlichen Erwerbsbanns66 sind damit in vielen Fällen auf 
Finanzierungen aus dem Ausland angewiesen. Die hiermit verbundenen Zuwei-
sungen aus dem Ausland und die erforderlichen Grenzübertritte führen jedoch zu 
intensiven Kontrollen und Maßnahmen der Behörden, um auch diese Finanzie-
rungsquelle zu unterbinden und damit letztlich auch die innerstaatlichen Möglich-
keiten für politische Versammlungen zu limitieren67. 
 

FALLBEISPIEL: ‚ALES BYALYATSKI, Gründer der belarussischen Menschen-
rechtsorganisation VYASNA und Vizepräsident der INTERNATIONAL FEDERA-

TION FOR HUMAN RIGHTS wurde am 4. August 2011 in Minsk verhaftet und am 
24. November 2011 mit dem Vorwurf der großangelegten Steuerhinterziehung 
zu viereinhalb Jahren Gefängnis verurteilt. Die Strafe wurde verhängt, nach-
dem belarussische Behörden zuvor durch polnische und litauische Behörden 
Informationen über BYALYATSKIS dort geführte ausländische Konten erhielten. 
Während der Verhandlungen beteuerte der Menschenrechtsaktivist, dass ihm 
das auf diesen Konten liegende Geld durch verschiedene Stiftungen zugeflos-
sen und zur Finanzierung der Aktivitäten der belarussischen Menschenrechts-
organisation VYASNA vorgesehen gewesen sei. Es könne daher nicht als sein 
persönliches Geld betrachtet werden, das der belarussischen Einkommenssteuer 
ЮnЭОrХТОРО.‘68 

 

Die Betrachtung der individuellen Ebene illustriert dabei in allen drei untersuch-
ten Zeitabschnitten, wie die belarussischen Behörden unter LUKASCHENKA erstens 
offenkundig systematisch, zweitens harsch und drittens nachhaltig gegen einzelne 
Personen vorgehen, die an nicht durch die Staatsführung legitimierten Veranstal-
tungen teilnehmen wollen. Deutlich erkennbar ist daraus die Absicht der Schaf-
fung eines Klimas, in dem sich Individuen – auch unter konkreter Berücksichti-
gung der Lage ihrer Angehörigen – zwischen ihrer Absicht der Ausübung der 
ihnen zustehenden gesellschaftlichen Mitspracherechte und ihrer persönlichen und 
familiären Unversehrtheit entscheiden müssen. Nicht allein die Zerschlagung der 
organisatorischen Strukturen muss damit als Absicht des Handelns LUKASCHEN-

KAS bilanziert werden, sondern auch die Zerstreuung jeglicher Wünsche nach ge-
sellschaftlicher Teilhabe bereits auf Individualebene. Beim Handeln der Staatsor-
gane entsteht gerade nicht der Eindruck, dass es wie von LUKASCHENKA argumen-
tativ angegeben nationalem Recht und Gesetz zum Durchbruch verhelfen soll, 
sondern dass es politischen Aktivisten persönlich die Motivation und politisch die 
Aktivitätsgrundlagen zur Ausübung ihrer Bürgerrechte entziehen soll.  

 

                                                 
66  Vgl.: Legal Transformation Center (2011, S. 11). 
67  Vgl.: Amnesty International (2013, S. 12f.). 
68 Belapan (18.12.2012), Übersetzung durch den Autor, W. S. 
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Die dargestellten direkten Maßnahmen des Staates – aber auch die Einschränkun-
gen anderer in diesem Band behandelter Grundfreiheiten – führen im Ergebnis 
dazu, dass zum hier betrachteten Themenbereich staatlicherseits systematische 
Verstöße gegen Verfassungsartikel 35 (Versammlungsfreiheit) und Artikel 22 
(Gleichheit vor dem Gesetz), Artikel 25 (persönliche Freiheit, Unverletzlichkeit 
und Würde) und Artikel 28 (Recht auf Schutz vor unrechtmäßiger Behandlung) 
vorliegen. Sowohl auf kollektiver wie auch auf individueller Ebene und zeitlich 
vor, während und nach der Durchführung von Veranstaltungen lässt sich die in 
diesem Beitrag dargelegte Vielzahl von Einzelmaßnahmen staatlicher Strukturen 
gegen die Wahrnehmung des Grundrechtes der Versammlungsfreiheit bilanzieren 
(siehe Abbildung 1). Es handelt sich um ein umfassendes und systematisches Ras-
ter von Gegenmaßnahmen, vor dessen Hintergrund insbesondere Artikel 21 der 
Verfassung – ‚SaПeРuardinР tСe riРСts and Пreedoms oП citizens oП tСe Republic oП 
Belarus sСall be tСe supreme Рoal oП tСe State‘ – als reine Farce in Erscheinung 
tritt.  

Die Suche nach Auswegen 

Aus Perspektive der Machtsicherung des herrschenden Systems ist der geschilder-
te Ansatz der Staatsführung außerordentlich erfolgreich. Seit mehr als einem Jahr-
zehnt gelingt es LUKASCHENKA, die Opposition durch Nutzung dieser Maßnahmen 
am Zugang zu Legislative, Exekutive, Judikative und zu den Staatsmedien zu be-
hindern. Auch vor Individualkontakte Andersdenkender mit der Bevölkerung legt 
er einen Riegel, indem er die Versammlungsfreiheit wie dargestellt unterminieren 
lässt. Mit diesem allumfassenden Ansatz gelingt es ihm nachhaltig, alternative 
politische Ideen und Personen aus der gesellschaftlichen Sichtbarkeit herauszuhal-
ten. Angesichts dieses Umstandes und weiterer eingeschränkter Grundrechte ist 
festzuhalten, dass Versammlungen unter den gegebenen Bedingungen in Belarus 
gegenwärtig keinerlei Rolle einnehmen können, um eine gesellschaftliche Mitbe-
stimmung zu ermöglichen oder um die bestehenden Einschränkungen im Bereich 
der Meinungsfreiheit und der Vereinigungsfreiheit teilweise zu kompensieren. 

 

Angesichts des Zeithorizonts einer nun schon viele Jahre dauernden Unterdrü-
ckung der Zivilgesellschaft stellt sich immer drängender die Frage nach mögli-
chen Auswegen. Nicht wenige Beobachter und Beteiligte, nicht zuletzt aus dem 
Ausland, warteten unerschütterlich auf Liberalisierungsoptionen unter LUKA-

SCHENKA. Immer wieder – jüngst im Vorfeld der Präsidentenwahl 2010 – wurden 
diese Hoffnungen auf innere Änderungen des Systems durch gezielte Augenwi-
scherei LUKASCHENKAS genährt. Er legte erfolgreich falsche Fährten, als er oppo-
sitionellen Gruppen und Parteien zu dieser Zeit eine vergleichsweise freie politi-
sche Tätigkeit ermöglichte und die EU auf einen Annäherungskurs brachte. Die 
vОrЦОТnЭХТМСО „nОЮО ЛТoРrКПТsМСО ErПКСrЮnР“69 politischer Freiheit stellte sich je-

                                                 
69 Malerius (2011a, S. 124). 
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doch schnell als Trugschluss heraus: Es handelte sich bei ihr lediglich um eine 
temporäre Liberalisierung, die offenkundig rein machtpragmatischen Umständen 
der damaligen Zeit geschuldet war. Eine Aussicht auf eine tatsächliche Öffnung 
aus dem System heraus scheint mit diesem Erfahrungshorizont nun ceteris pari-
bus endgültig nicht vorstellbar. 

 

Abbildung 1: Systematik der Einschränkungen der Versammlungsfreiheit in Belarus 
für nicht systemkonforme Gruppen durch staatliche Stellen und Regularien 
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Vor dem Hintergrund einer seit Jahren bestehenden Situation, in der politisch An-
dersdenkende und für Menschenrechte eintretende Bürger letztendlich doch ver-
folgt werden und sie kaum in der Lage sind, ihre Ideen in der Öffentlichkeit u. a. 
durch Versammlungen kund zu tun, nimmt es daher nicht Wunder, dass viele ex-
ponierte Individuen und Gruppierungen aus der Zivilgesellschaft seit langen Jah-
ren immer wieder eine exit option geltend machen und das Land verlassen. Dies 
geschieht nicht selten in Reaktion auf direkten Druck, aber auch häufig in der 
Hoffnung, dass im Ausland unter den gegebenen Bedingungen erfolgreich gewirkt 
werden könne. Prominente Beispiele sind Politiker, Menschenrechtsverteidiger, 
Aktivisten und Verfolgte sowie Institutionen wie die Europäische Humanistische 
Universität EHU oder das Meinungsforschungsinstitut IISEPS. Obschon sie nicht 
selten in der geographischen Nähe von Belarus eine Ansiedlung fanden, geht die 
so gewonnene Sicherheit im Ausland oft zulasten der Wirkungsmöglichkeiten in 
Belarus. Gerade die eingeschränkten Möglichkeiten zur Schaffung physischer 
Präsenz in Belarus – nicht zuletzt durch Versammlungen – können von außen nur 
schwer kompensiert werden. 
 
Jüngere Entwicklungen in Belarus haben allerdings auch unter den gegebenen 
Bedingungen mögliche Handlungsperspektiven der Zivilgesellschaft im Inland 
aufgezeigt. Noch unter dem Eindruck der gefälschten Präsidentenwahl 2010 und 
vor dem Hintergrund großer wirtschaftlicher Herausforderungen verabredeten 
sich im Juni und Juli 2011 vornehmlich junge Bürgerinnen und Bürger in Belarus 
mithilfe sozialer Netzwerke für spontane Kundgebungen in Minsk, die im Kern 
aus einem Flashmob bestanden. Eine Form dieses Protestes war die öffentliche 
Versammlung, deren Inhalt lediglich aus einem gemeinschaftlichen Händeklat-
schen bestand (clapping hands-Bewegung)70. Nicht nur die hier gezeigte Mobili-
sierung von mehreren hundert Menschen überraschte. Auch die Dynamik der 
Veranstaltungen und die zunächst zu beobachtende Hilflosigkeit der Sicherheits-
behörden erregte Aufmerksamkeit. Als nonverbale Protestform verstießen diese 
Demonstrationen nicht gegen bestehende Regelungen. Nach kurzer Besinnung der 
Staatsführung wurden sie gleichwohl verboten, obschon sie außer der Zurschau-
stellung des Wunsches nach Versammlungsfreiheit keine explizite Protestaussage 
besaßen71. Zügig im Anschluss trafen sich Interessierte sodann weiterhin und pro-
testierten an öffentlichen Plätzen – ohne dabei in die Hände zu klatschen. Stille 
Protestler wie Unbeteiligte, die sich in der Nähe dieser Menschenansammlungen 
aufhielten, wurden von Sicherheitsbehörden des Platzes verwiesen oder abgeführt 
und verhört. Eine Trennung zwischen Beteiligten und Unbeteiligten war für die 
Sicherheitsbehörden praktisch unmöglich – entsprechende Versuche gaben die 
Behörden der Lächerlichkeit preis. Groteske Blüten trieb das Verhalten der Si-
cherheitsorgane, als einige Bürgerinnen und Bürger anlässlich einer öffentlichen 
Rede von ALJAKSANDR LUKASCHENKA applaudierten – und hierfür verhaftet wur-
den, da im Applaus Zeichen politischen Protestes gesehen wurden72. Nach um-
                                                 
70  SТОСО: NTV (23.06.2011), Ɋɨɫɫɢɹ 24 (23.06.2011). 
71  ŠЮФКn (2013, S. 206). 
72 The New York Times (03.07.2011). 
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fangreichen Gegenmaßnahmen des Staates73 sind clapping hands-Versammlungen 
in der Zwischenzeit nicht mehr in größerem Umfang dokumentiert.  
 
Einen Ausweg aus den Restriktionen hinsichtlich der Versammlungsfreiheit stell-
ten für eine Zeit lang auch friedliche Autokorsos in den Straßen von Minsk dar74. 
Sie waren Ausdruck einer sich dramatisch verschärfenden Wirtschaftslage nach 
den Präsidentenwahlen 2010 und infolge der weltweiten Finanzkrise. Die sozialen 
Netzwerke bildeten auch hier den Organisationsraum und das Mobilisierungs-
instrument. Während die clapping hands-Bewegung lediglich nonverbal Protest 
äußerte, nahmen die Demonstrierenden im Rahmen der Autokorsos auch inhalt-
lich Stellung und zeigten so ihren Charakter als politische Willensbekundung aus 
der breiten Bevölkerung heraus. „IМС ЛТn РОРОn НТО ErСöСЮnР НОr KrКПЭsЭoППprОi-
sО“ sЭКnН КЮП PХКФКЭОn75 und auf Websites zu lesen. Passanten auf dem Bürgers-
teig jubelten hunderten Demonstranten in Autos auf den Straßen von Minsk zu 
und skandierten – auch unter Einsatz von Händeklatschen – „SЭopp BОnгТn“76. 
Vor den Augen machtloser Sicherheitsbehörden wurden Geldscheine zum Zei-
chen des Protestes gegen Preissteigerungen zerrissen77. Auch hier überraschten 
die Mobilisierungsbreite und -intensität. Aber auch diese Form öffentlicher Ver-
anstaltung hielt sich durch eingeleitete Gegenmaßnahmen des Staates nicht dauer-
haft, obschon die wirtschaftliche Krise des Systems in der Folgezeit fortbestand. 
 
Die Proteste des Jahres 2011 zeigten Dreierlei: Erstens eröffnen soziale Netzwer-
ke auch unter den gegebenen Bedingungen in Belarus neue Möglichkeiten zur 
Wahrnehmung des Rechts auf Versammlung. Politisch Unzufriedene konnten 
durch die Koordination der clapping hands-Auftritte und der Autokorsos über 
soziale Netzwerke im Internet zumindest temporär seit langem bestehende Ein-
schränkungen der Versammlungsfreiheit umgehen. Zu einem gesellschaftlichen 
Schwung wie die Arabellion führte dies aber ebenso wenig wie sich Belarus eini-
РО JКСrО гЮvor von НОn „FКrЛТРОn RОvoХЮЭТonОn“ КnsЭОМФОn ХТОß. Zweitens zeigte 
sich jedoch, dass ein bemerkenswerter Teil der Bevölkerung über die gewählten 
Veranstaltungsformate ansprechbar war und sich dahinter offenbar eine breite 
Unzufriedenheit mit dem politischen und wirtschaftlichen System des Landes 
verbarg. Das Internet ermöglichte eine spontane, umfängliche und zunächst ver-
borgene Vorbereitung solcherart Veranstaltungen. Auf nicht weniger als einige 
tausend Teilnehmer wird die Beteiligung an der clapping hands-Bewegung ge-
schätzt78. Drittens zeigten die Reaktionen der Behörden, dass diese zum Ziel hat-

                                                 
73 Vgl.: Smoljanko (15.02.2012, S. 2ff.). 
74 Spiegel Online (11.07.2011). 
75  Ȼɟɥɚɪɭɫɤɚɹ ɋɜɚɛɨɞɚ (24.05.2011, Zeitcode: 0:18). Der Protestspruch fand sich auch 

КХs „АТr sТnН РОРОn НТО ErСöСЮnР НОr KrКПЭsЭoППprОТsО“: ВoЮЭЮЛО.МoЦ (07.06.2011, 
Zeitcode: 0:37). 

76  Youtube.com (07.06.2011, insbesondere Zeitcode 4:06). 
77  Youtube.com (07.06.2011, Zeitcode: 2:45). 
78 Siehe hierzu: The Economist (28.06.2011), BBC News (29.06.2011). Siehe hierzu 

auch die oben angegebenen Videos. 
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ten, auch diese Formen der Wahrnehmung des Versammlungsrechtes systema-
tisch zu unterbinden: Nach kurzer Besinnungsphase reagierten die Sicherheitsbe-
hörden beim Auftreten dieser Protestformen zunächst ausgesprochen gereizt, er-
teilten Platzverweise, setzten Tränengas ein und nahmen Verhaftungen vor79. Nur 
wenige Wochen nach Beginn der Proteste wurden dann unmittelbar Gesetze ver-
abschiedet, die die bisherige Rechtslage so anpassten, dass auch die neuen non-
verbalen Protestaktionen verboten werden konnten. Sie richteten sich nun nicht 
nur gegen politische Meinungsäußerungen durch Taten (Handlungen), sondern als 
bizarrer Ausdruck des staatlichen Unterdrückungsapparates auch gegen Tatenlo-
sigkeit80.  
 
Trotz dieser Maßnahmen der Staatsführung zur weiteren Einschränkung der Ver-
sammlungsfreiheit gibt es gleichwohl einige Anzeichen dafür, dass Aktivisten in 
Belarus auch unter den Bedingungen nacheilender Gesetzesreformen und sich 
immer weiter schließender Freiräume auch in Zukunft innovative Protestformen81 
suchen werden. Allerdings handelt es sich hierbei zwischenzeitlich um ein ausge-
sprochen ungleichgewichtiges Katz-und-Maus-Spiel zwischen nach Freiheit su-
chenden Bürgerinnen und Bürgern einerseits und dem weitgehend erreichten Ziel 
voller gesellschaftlicher Kontrolle durch die Staatsmacht andererseits.  
 
Wenn die Ansätze neuer und traditioneller Versammlungsformen von außen un-
terstützt werden, ist dies zweifelsfrei eine Möglichkeit, die Bevölkerung in Bela-
rus zur Wahrnehmung ihrer verfassungsmäßig zustehenden Rechte zu ermutigen. 
Die internationale Unterstützung kann sich dabei jedoch nicht auf eine reine Be-
gleitung der Exilinstitutionen beschränken. Weder sie noch innovative Ausweich-
veranstaltungen wie clapping hands oder Autokorsos können die traditionell 
überbrachte und nach wie vor aktuelle Funktion der klassischen Ausdrucksformen 
der Versammlungsfreiheit ersetzen, die unmittelbar aus der Gesellschaft heraus 
und für die Gesellschaft in Belarus wirken. Es sollte im Fokus der Aufmerksam-
keit bleiben, die in Belarus lebenden Bürgerinnen und Bürger selbst in die Lage 
zur politischen Regeneration ihres Landes zu versetzen. Auf diese Einschätzung 
СКЛОn НТО ПrОТСОТЭХТМСОn GОsОХХsМСКПЭОn Тn НОr NКМСЛКrsМСКПЭ BОХКrЮs‘ ЛОrОТЭs Рe-
baut und entsprechende Maßnahmen ergriffen.82 Die Frage, ob im diesbezügli-
chen Umgang mit dem Regime künftig besser verstärkt auf sticks oder auf carrots 
gesetzt werden sollte, ob besser auf einen Wandel durch Annäherung gehofft oder 
ein kritischer Dialog anzustrengen ist, kann sich in einem ergebnisorientierten 
Ansatz nicht stellen: Die Instrumente beider Seiten müssen lagespezifisch ange-
wendet werden. Statt sich in historisch geprägten Strategiedebatten über den rich-

                                                 
79 Siehe hierzu u. a.: The New York Times (03.07.2011) sowie als Video: Russia Today 

(07.04.2011). 
80 Siehe: Smoljanko (15.02.2012, S. 3). 
81 Beispielsweise Protestveranstaltungen unter Einsatz von Plüschtieren statt Demonst-

ranten: Belapan (13.03.2012). 
82  Darunter beispielsweise auch im Ausland agierende Medien, die in Belarus rezipiert 

werden können. 
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tigen politischen Ansatz zu verlieren, sollten die handlungsfähigen Einrichtungen 
vielmehr stärker gestaltend-proaktiv wirken und könnten beispielsweise im Sinne 
der Vorschläge von Bundespräsident JOACHIM GAUCK mit Blick auf die Einhal-
tung von Menschenrechten in Belarus konkrete Ziele verfolgen83. Die Stärkung 
des Versammlungsrechtes würde den politischen Ideen in der Gesellschaft wieder 
mehr Sichtbarkeit und Attraktivität verleihen. Wichtig ist dabei, dass die von au-
ßen unterstützenden Mittel und Instrumente künftig zielgerichteter, effizienter und 
nachhaltiger eingesetzt werden. Gerade in der Konzentration und Verbesserung 
der bekannten Mittel und in der Vermeidung der Zusammenarbeit mit den Unter-
drückung repräsentierenden Teilen des Regimes liegt vor allem in den europäi-
schen Hauptstädten noch viel ungenutztes Potential.  
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Zur Lage der Vereinigungsfreiheit in Belarus 

Stephan Malerius 

Hinsichtlich der Lage der Vereinigungsfreiheit besteht – analog zu anderen 
Grundrechten – in Belarus eine große Diskrepanz zwischen dem Verfassungstext 
einerseits und der oft dazu im Widerspruch stehenden, durch die autoritäre Ver-
fasstheit des LUKASCHENKA-Staates geprägten präzisierenden Gesetzgebung so-
wie der repressiven Anwendung der Gesetze andererseits.1 Diese Diskrepanz so-
wohl strukturell als auch anhand illustrierender Fallbeispiele zu beschreiben, ist 
die Aufgabe, die sich der nachfolgende Text gestellt hat. 

1. Verfassungsrechtliche Grundlagen hinsichtlich der 

Vereinigungsfreiheit in Belarus 

Artikel 36 der belarussischen Verfassung2 legt fest, dass Bürgerinnen und Bürger 
der Republik Belarus ein Recht auf Vereinigungsfreiheit besitzen. Gleichzeitig ist 
hier festgeschrieben, dass einige Gruppen von Staatsbediensteten (Personen im 
Richteramt, Beschäftigte bei Staatsanwaltschaften sowie der Behörden des Inne-
ren oder von Aufsichts-, Überwachungs- und Sicherheitsämtern sowie Beschäftig-
te des Militärs) nicht Mitglied von politischen Parteien oder zivilgesellschaftli-
chen Vereinigungen werden können, die politische Ziele verfolgen.3 
 
Die Rahmenbedingungen für die Gründung einer Vereinigung und ihre Tätigkei-
ten sind im Bürgerlichen Gesetzbuch der Republik Belarus festgelegt, die Einzel-
heiten, z. B. die Registrierung verschiedener Vereinigungsformen, finden sich 
dort in entsprechenden Gesetzen geregelt. So ist etwa der rechtliche Rahmen von 
AФЭТvТЭтЭОn poХТЭТsМСОr PКrЭОТОn ТЦ 1994 vОrКЛsМСТОНОЭОn GОsОЭг „оЛОr poХТЭТsМСО 
PКrЭОТОn“ ЛОsМСrТОЛОn, das mit einem Addendum von 2005 und weiteren Ände-
rungen angewendet wird; die Aktivitäten von Arbeitskollektiven oder Gewerk-
sМСКПЭОn sТnН ТЦ GОsОЭг „оЛОr GОаОrФsМСКПЭОn“ (vОrКЛsМСТОНОЭ 1992), НТО AФЭТvi-
ЭтЭОn rОХТРТösОr VОrОТnТРЮnРОn ТЦ GОsОЭг „оЛОr НТО GОwissensfreiheit und über 
rОХТРТösО VОrОТnТРЮnРОn“ (vОrКЛsМСТОНОЭ Тn 1992, КnРОаКnНЭ Тn ОТnОr FКssЮnР von 
2002 mit weiteren Änderungen) geregelt. Organisationen, die nicht politischen 
Parteien, Gewerkschaften oder religiösen Gruppierungen zugeordnet werden kön-

                                                 
1  Die in diesem Artikel vertretenen Auffassungen reflektieren die persönliche Meinung 

des Autors. 
2  Constitution of the Republic of Belarus of 1994 with changes and additions adopted at 

the republican referenda of November 24, 1996 and of October 17, 2004 (2004, 
Artikel 36). 

3  Vgl. hierzu und im Folgenden die Analyse: Assembly of Pro-democratic Non-
Governmental Organizations in Belarus (2009).  
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nen, gelten als öffentliche Vereinigungen (ɨɛɳɟɫɬɜɟɧɧɵɟ ɨɛɴɟɞɢɧɟɧɢя), ihre 
AФЭТvТЭтЭОn sТnН ЛОsМСrТОЛОn ТЦ GОsОЭг „оЛОr öППОnЭХТМСО VОrОТnТРЮnРОn“ (КnРe-
nommen 1994, angewandt in einer ergänzten Fassung von 2005).4 
 
Weitere Einzelheiten in Hinblick auf das Recht der Vereinigungsfreiheit bestim-
men sogenannte Präsidiale Akte (auch: Dekrete). Diese Dekrete besitzen größeres 
rechtliches Gewicht als Gesetze und werden von LUKASCHENKA in der Regel zur 
unmittelbaren Durchsetzung politischer Ziele erlassen. Sie waren und sind ein 
wichtiges Instrument zur Konsolidierung und Wahrung seiner autoritären Herr-
schaft und kennzeichnen – ähnlich wie in Russland – das durch eine streng durch-
deklinierte präsidiale Vertikale dominierte politische System in Belarus. So regel-
te z. B. НКs DОФrОЭ Nr. 2 voЦ 26. JКnЮКr 1999 „оЛОr ОТnТРО AnРОХОРОnСОТЭОn СТn-
sТМСЭХТМС poХТЭТsМСОr PКrЭОТОn, GОаОrФsМСКПЭОn ЮnН КnНОrОr VОrОТnТРЮnРОn“ НТО 
Registrierung von Vereinigungen neu und auf eine sehr viel striktere Art, als es 
die Prozeduren in den entsprechenden Gesetzen vorsahen. Das Dekret war seiner-
zeit der offensichtliche Versuch LUKASCHENKAS, sich ein Instrument zu schaffen, 
um im Vorfeld der Parlamentswahl 2000 und der Präsidentenwahl 2001 die Tä-
tigkeit unabhängiger Organisationen umfassender kontrollieren und das Segment 
von kritischen und potentiell gefährlichen Organisationen filtrieren zu können. 
Demnach wurden alle bereits registrierten Vereinigungen dazu verpflichtet, sich 
neu zu registrieren, was zur Folge hatte, dass Hunderte von Organisationen ihren 
legalen Status verloren.5 
 
Die belarussische Gesetzgebung unterscheidet drei Formen von öffentlichen Ver-
einigungen: internationale, nationale (landesweit tätige) und regionale. Die ersten 
beiden Kategorien müssen beim Justizministerium in Minsk registriert werden 
und können im ganzen Land tätig sein. Um eine nationale Vereinigung zu grün-
den, werden mindestens 50 Personen benötigt, zehn aus vier unterschiedlichen 
Regionen sowie aus Minsk. Um eine regionale Organisation registrieren zu kön-
nen, sind mindestens zehn Gründer aus der Mehrheit der administrativ-
territorialen Einheiten der Region erforderlich. Personen aus benachbarten Regio-
nen zählen nicht als Gründer. Dass dies kompliziert sein kann, zeigt das folgende 
Beispiel: In der Region Minsk gibt es 22 Rajone (Distrikte), 307 Dorfräte, 22 
Städte und 20 stadtähnliche Gemeinden, so dass entsprechend dem Gesetz 186 
Gründer für eine Organisation notwendig wären, die in der Region Minsk tätig 
sein wollte.6 
Regionale Organisationen dürfen lediglich in der Region, Gegend oder Stadt tätig 
sein, in der sie gegründet wurden. Sie werden aufgelöst oder ihre Tätigkeit wird 

                                                 
4  Eine Vielzahl von Gesetzestexten auch in englischer Sprache sowie umfangreiche 

weitere Informationen zum Thema (auf Englisch und Russisch) finden sich auf der 
Homepage der Stiftung für die Entwicklung von rechtlichen Technologien: 
http://lawtrend.org. 

5  Vgl. zu den Hintergründen des Dekrets No. 2: Elena Tonkacheva (04.02.2004). 
6  Vgl.: International Center for Not-for-Profit Law (ICNL) (06.02.2013). 
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ausgesetzt, wenn sie über diesen Bereich hinaus aktiv sind. Regionale Organisati-
onen werden bei der lokalen Justizverwaltung registriert.  
 
Zusammen mit dem Registrierungsantrag muss eine Liste mit Anzahl und Namen 
der Gründer eingereicht werden. Das wiederum macht die Gründer verletzlich 
gegenüber psychologischem Druck oder konkreten Strafmaßnahmen seitens der 
Behörden. 

2. Staatliche Registrierung von Vereinigungen 

Die genannten Gesetze und Dekrete beschreiben im internationalen Vergleich 
ausgesprochen hohe rechtliche Hürden für die Gründung einer Vereinigung in 
Belarus. Um diese Gründung rechtlich abzusichern, ist eine staatliche Registrie-
rung notwendig. In der autoritären Praxis des gegenwärtigen Belarus ist es üblich, 
politisch nicht genehmen Organisationen die staatliche Registrierung zu verweh-
ren. Betroffen ist davon zwar das gesamte Spektrum von unabhängigen Vereini-
gungen, allerdings sind es vor allem politische Parteien (auch deren regionale 
Vereinigungen oder Jugendflügel) sowie Menschenrechtsorganisationen, denen 
über Jahre und wiederholt eine Registrierung verweigert wird.7 Die jeweiligen 
Entscheidungen der Justizbehörden erscheinen dabei ganz überwiegend politisch 
motiviert:  

 

‘A Рovernment commission revieаs and approves all reРistration applications, 
in practice its decision were based largely on political and ideological compat-
ibilitв аitС tСe Рovernment`s autСoritarian pСilosopСв.’8  

 

Laut Angaben des belarussischen Justizministers ALEH SLIZHEWSKI wurde 2012 
insgesamt 19 Vereinigungen oder politischen Parteien die Registrierung verwei-
gert.9 Gegen diese Entscheidungen kann theoretisch vor dem zuständigen Gericht 
(bei nationalen und internationalen Organisationen vor dem Obersten Gericht) 
Berufung eingelegt werden. Tatsächlich aber stützen die Gerichte ausschließlich 
die Entscheidung der oberen Justizbehörden. Seit 2001 gab es kein Berufungsver-
fahren gegen die Ablehnung von Registrierungen, das positiv beschieden wurde.10 
Auch wenn zumindest für die Registrierung regionaler Organisationen die Justiz-
behörden in den Regionen zuständig sind, von denen man meinen könnte, dass sie 
über eigenen Handlungsspielraum verfügen, können diese über Registrierungsan-
träge wegen der fast alle gesellschaftlichen Bereiche durchziehenden Vertikalen 
de facto nur nach Approbation des Justizministeriums in Minsk entscheiden. 
 

                                                 
7  Vgl. auch die Absätze 2a und 2b. 
8  Vgl.: United States Department of State (24.05.2012). 
9  Belapan (07.02.2013). 
10  Vgl.: International Center for Not-for-Profit Law (ICNL) (06.02.2013). 
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Nach den Angaben des Justizministeriums waren zum Januar 2013 in Belarus 
2.477 Vereinigungen registriert.11 Diese Zahl hat sich in den letzten zehn Jahren 
kaum verändert. Zum Vergleich: Am 1. Januar 2004 existierten laut Justizministe-
rium 2.214 registrierte Vereinigungen. Jedes Jahr erhalten zwar 50 bis 100 neue 
VОrОТnТРЮnРОn Тn BОХКrЮs ОТnОn ХОРКХОn SЭКЭЮs, аКs КЛОr „ФoЦpОnsТОrЭ“ аТrН 
НЮrМС НТО AnгКСХ НОr „ХТqЮТНТОrЭОn“ OrРКnТsКЭТonОn, Н. h. der Vereinigungen, die 
entweder freiwillig oder durch Gerichtsbeschluss geschlossen werden. 2012 wur-
den 111 Vereinigungen neu registriert, 56 davon waren Sportvereinigungen, keine 
Organisation war im Bereich von Menschenrechten oder zu Themen tätig, die die 
Demokratisierung von Belarus betreffen. Mindestens 1.000 tatsächlich existente 
Organisationen verfügen über keinen legalen Status, weil ihnen die Registrierung 
verweigert wurde oder sie keine Chance sehen, registriert zu werden. Davon sind 
etwa 100 Organisationen juristisch im Ausland angesiedelt – zumeist in Litauen, 
aber auch in Polen oder der Tschechischen Republik. 
 
Für viele Vereinigungen besteht eine wesentliche Hürde bei der Registrierung in 
der Notwendigkeit, ein Büro in einem öffentlichen Gebäude vorzuweisen, bei dem 
es sich nicht um ein Wohnhaus handelt.12 Das stellt ein großes Problem dar, so-
wohl angesichts der extrem prekären finanziellen Situation der meisten NGOs 
(einschließlich Parteien und Gewerkschaften) als auch der Furcht der Vermieter 
vor Repressionen, sobald sie ihre Büroräume an unabhängige Vereinigungen ver-
mieten. Rechtlich gesehen kann keine öffentliche Vereinigung, nicht einmal ein 
ФХОТnОr OrЭsvОrЛКnН ОТnОr PКrЭОТ, prТvКЭОn АoСnrКЮЦ КХs sОТnО „ХОРКХО AНrОssО“ 
angeben. Gleichzeitig zwingen aber die Weigerung der Behörden, staatliche Büro-
fläche an noch nicht registrierte Vereinigungen zu vermieten sowie der hohe Preis 
für kommerzielle Mieten viele Organisationen dazu, Adressen in Wohnhäusern 
anzugeben. Das wiederum ermöglicht es den Behörden jederzeit, die Registrie-
rung zu verweigern bzw. bereits registrierte Organisationen zu schließen, wie das 
aktuelle Beispiel der Organisation SUSTRECHA (ɋɭɫɬɪɟɱɚ – Begegnung) zeigt, 
die seit 1998 legal gegen die Ausbreitung von HIV/AIDS in Belarus arbeitet. 
SUSTRECHA wurde von der Abteilung für Gebäudemanagement in der Präsidial-
administration ohne Begründung bis Mitte Mai 2013 Zeit gegeben, die Büroräume 
in Minsk, die selbstverständlich in staatlichem Besitz sind, zu verlassen: 

 
’SustracСa oППices in some otСer cities Сave also received eviction notices. 
‘But tСe most critical is tСe need to urРentlв vacate tСe Minsk oППice, аСicС 
is tСe orРanizational’s leРal address. It can lead to tСe orРanization beinР 
closed doаn,’ tСeв said.’13 

 

Ende 2012 appellierte der Ausschuss zur Vereinigungsfreiheit der Internationalen 
Arbeitsorganisation (IAO, auch ILO, International Labor Organization) an die 

                                                 
11  Vgl.: Ɇɢɧɢɫɬɟɪɫɬɜɨ ɘɫɬɢɰɢɢ Ɋɟɫɩɭɛɥɢɤɢ Ȼɟɥɚɪɭɫɶ (2013). 
12  Vgl. zu diesem Aspekt auch: Amnesty International (2013). 
13  Belapan (12.05.2013). 
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belarussische Regierung, die rechtlichen Anforderungen hinsichtlich einer Büro-
adresse so zu verändern, dass diese kein Hindernis für die Registrierung von Ge-
werkschaften bilden – die hier pars pro toto für das gesamte Spektrum unabhän-
giger Organisationen stehen.14 
 
Es lassen sich unzählige Fälle anführen, wo eine Büroadresse, die nicht den recht-
lichen Anforderungen entsprach, zur Ablehnung eines Registrierungsantrags oder 
zur Schließung einer Organisation geführt hat. Im Oktober 2011 etwa wurde vom 
Obersten Gericht die Verweigerung der Registrierung für die Bewegung SAG DIE 

WAHRHEIT des Präsidentschaftskandidaten von 2010, ULADSIMIR NJAKLJAJEU, 
bestätigt. Das Justizministerium hatte zuvor den Antrag auf Registrierung u. a. mit 
der Begründung abgelehnt, dass die Vereinigung kein Dokument eingereicht ha-
be, in dem der Vermieter der Wohnung, in der sich das Büro der Bewegung hätte 
befinden sollen, seine Eigentümerschaft nachwies. Im Vorfeld der Präsident-
schaftswahlen im September 2010 war die Bewegung mit der Begründung ge-
schlossen worden, sie würde kommerziellen und nicht öffentlichen (sprich: staat-
lichen) Büroraum als rechtliche Adresse angeben und somit die Räumlichkeiten 
für Zwecke nutzen, für die sie nicht vorgesehen waren.15 Als die nicht registrierte 
Menschenrechtsorganisation VIASNA im April 2013 ihre neuen Büroräume der 
Öffentlichkeit vorstellte, erklärte der stellvertretende Leiter, VALANCIN STEFANO-

VICH, es sei sehr schwer für VIASNA gewesen, neue Mieträume für ein Büro zu 
ПТnНОn. UnЭОr НОn РОРОЛОnОn UЦsЭтnНОn ФönnО ОТРОnЭХТМС nЮr ОТn MОnsМС, „der 
КЮП НОЦ MonН ХОЛЭ“ ЮnН ФОТnО FКЦТХТО oНОr GОsМСтПЭsЭтЭТРФОТЭОn Тn BОХКrЮs ЛОsТt-
ze, an eine Organisation wie VIASNA vОrЦТОЭОn. „GХüМФХТМСОrаОТsО ХОЛЭ НОr BОsТt-
zer der Büroräume nicht in Belarus und ist kein Bürger dieses Landes. Wir haben 
weitgehende ReМСЭО ЮnН VoХХЦКМСЭОn, НТОsО АoСnЮnР гЮ nЮЭгОn“, ОrФХтrЭО STE-

FANOVICH.16 Das langjährige Büro von VIASNA war im Herbst 2012 konfisziert 
worden, nachdem ALES BYALYATSKI, der Vorsitzende der Organisation, auf 
Grund angeblicher Steuervergehen im Jahr zuvor inhaftiert worden war. 
 
Weitere Beispiele, die die rechtliche Benachteiligung von oppositionellen Verei-
nigungen anschaulich illustrieren, sind die Registrierungsgebühr und das Be-
richtswesen. Eine staatliche Registrierung kostet für lokale Vereinigungen genau-
so viel wie für kommerzielle. Für nationale oder internationale Organisationen 
liegt die Gebühr sogar doppelt so hoch (etwa 95 Euro). Sind die Vereinigungen 
erst einmal registriert, unterliegen sie Berichtspflichten, die ganz offensichtlich 
den offiziellen Instanzen eine größtmögliche Kontrolle über ihre operativen Akti-
vitäten geben sollen. Obligatorisch sind Jahresberichte mit detaillierten Angaben 
über die fortlaufenden Aktivitäten der Vereinigung, die Mitglieder, die Organisa-
tionsstruktur und Führungsgremien.17 

                                                 
14  Vgl.: International Labour Office (2012). 
15  Vgl.: International Labour Office (2012) sowie Belapan (12.04.2013). 
16  Vgl.: Viasna (02.04.2013). 
17  Vgl.: International Center for Not-for-Profit Law (ICNL) (06.02.2013). 
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a. Politische Parteien 

Dass die Erteilung von Registrierungen an Vereinigungen kein rein administrati-
ver Vorgang ist, sondern es sich dabei in den meisten Fällen um nüchtern kalku-
lierte politische Erwägungen der Staatsführung handelt, zeigt am deutlichsten die 
Situation der politischen Parteien in Belarus: Um eine Partei zu gründen, sind 
mindestens 1.000 Personen notwendig, die die Mehrheit der Regionen und die 
Stadt Minsk repräsentieren. Die Gründe für die Ablehnung eines Registrierungs-
antrags sind im entsprechenden Gesetz so vage formuliert, dass das Justizministe-
rium praktisch jeder Partei die Registrierung verweigern und seine Entscheidung 
mit fadenscheinigen Argumenten belegen kann. Auch regionalen Parteiverbänden 
wird die Registrierung immer wieder mit vorgeschobenen Begründungen verwei-
gert. So erklärte im Mai 2009 ein Gericht die Entscheidung einer zuständigen Jus-
tizbehörde für rechtens, die Registrierung für einen regionalen Parteiverband der 
BELARUSSISCHEN VOLKSFRONT in Grodno zu verweigern, weil der Text der einge-
reichten Dokumente in einer falschen Schriftgröße abgefasst war.18 Seit dem Jahr 
2000 ist in Belarus keine neue politische Partei registriert worden. Gegenwärtig 
besitzen lediglich 15 politische Parteien einen legalen Status in Belarus (in 
Deutschland weit über 60). Der Partei FREIHEIT UND FORTSCHRITT wurde zwi-
schen 2003 und 2009 neun Mal die Registrierung verweigert, die PARTEI DER 

BELARUSSISCHEN CHRISTLICHEN DEMOKRATIE (BCHD) unternahm von 2007 bis 
2011 fünf erfolglose Versuche, sich zu registrieren. 
 
Im Februar 2011 bestätigte das Oberste Gericht die Entscheidung des Justizminis-
teriums, der BCHD die Registrierung zu verweigern, da die Partei falsche Infor-
mationen über ihre Gründer angegeben hätte. Parallel dazu wurde bei diesem wie 
bei jedem der vier anderen Registrierungsversuche von den Behörden (das ist in 
der Regel der Geheimdienst) massiver Druck auf die Anhänger ausgeübt, ihre 
Affilierung mit der Partei zu leugnen bzw. die Unterschrift in den Gründungsdo-
kumenten zu widerrufen. Es wurde ihnen angedroht, sie würden ihren Arbeitsplatz 
verlieren, von der Universität ausgeschlossen oder angeklagt werden. So wurde 
etwa ANASTASIA MATSAK, ein Mitglied des ORGANISATIONSKOMITEES ZUR 

GRÜNDUNG DER BCHD, die in einem Kindergarten im Gebiet Gomel arbeitete, in 
der Folge des Gründungstreffens der BCHD am 17. Dezember 2011 in das lokale 
Bildungskomitee einbestellt. Dort zeigte man ihr eine Akte aus dem Justizministe-
rium in Minsk, und es wurde ihr mitgeteilt, dass ihr Arbeitsvertrag im Kindergar-
ten nicht verlängert würde, wenn sie das Gründungskomitee der Partei nicht ver-
ließe. Wie alle Staatsbediensteten besitzt auch Frau MATSAK lediglich einen zeit-
lich befristeten Vertrag, der nur bei politischer Folgsamkeit verlängert wird.19 
Auch auf Familienangehörige wird in vergleichbaren Fällen häufig psychologi-
scher Druck ausgeübt.  

                                                 
18  Vgl.: Assembly of Pro-democratic Non-Governmental Organizations in Belarus 

(2009). 
19  Vgl.: Amnesty International (2013). 
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Trotz massiver Schikanen nutzt die BCHD wie andere Organisationen ein rechtli-
ches Schlupfloch und ist auch ohne Registrierung als ORGANISATIONSKOMITEE 

FÜR DIE GRÜNDUNG EINER PARTEI aktiv.  

b. Öffentliche Vereinigungen 

Mit der Registrierung von öffentlichen Vereinigungen verhält es sich ähnlich wie 
mit Parteien: Häufig werden Ablehnungen von Registrierungsanträgen mit Unge-
nauigkeiten in der äußeren Form der eingereichten Dokumente begründet.20 Nicht 
selten werden zudem die Registrierungsunterlagen in einer Art interpretiert, dass 
sich Gründe für die Ablehnung des Antrags finden lassen. Es ist praktisch unmög-
lich, eine Organisation zu registrieren, wenn die Gründer durch ihre Opposition 
zum herrschenden Regime bekannt sind. Während des Registrierungsprozesses 
wirken die zuständigen Behörden häufig auf die in der Satzung formulierten Ziele 
der Antrag stellenden Organisation ein und ändern diese erheblich, obwohl laut 
Gesetz eine solche Einmischung in innere Angelegenheiten der Vereinigung nicht 
erlaubt ist:  
 

‘TСe Laа on Public Associations provides tСat interПerence oП state bodies and 
officials into the activity of public associations is not allowed. However, such 
interference takes place even at the registration stage, as the registration offi-
cial may modify the goals, tasks, methods of activity, and the internal structure 
of public associations.’21 

 

Selbst um das Jahr 2009 – während einer Phase gewisser innerer Liberalisierung 
in Belarus – wurden die Registrierungsanträge des Menschenrechtszentrums 
VIASNA, der VEREINIGUNG PRO-DEMOKRATISCHER NGOS IN BELARUS, der Ju-
gendorganisation JUNGE SOZIALDEMOKRATEN, der Jugendorganisation MODES, 
der Jugendorganisation JUNGE CHRISTLICH-SOZIALE UNION und anderer Vereini-
gungen abgelehnt. Zahlreichen NGOs und politischen Parteien wurde unter unter-
schiedlichen Vorwänden eine Registrierung verweigert, ОТnsМСХТОßХТМС „ЭОМСni-
sМСОr ProЛХОЦО“ ЦТЭ НОn RОРТsЭrТОrЮnРsКnЭrтРОn. 
  

                                                 
20  Vgl.: International Center for Not-for-Profit Law (ICNL) (06.02.2013): ‘A public as-

sociation may be denied registration for insignificant breaches of the legislation in its 
charter as well as for submitting other documents and/or information that do not meet 
the requirements of applicable legislation, including forged or invalid documents. 
Since the legislation regulates even the font size in the registration documents and 
demands that every founder indicate their place of employment and home and busi-
ness telephone numbers, it is not uncommon for a public association to be refused reg-
istration because oП minor mistakes.’ 

21  Vgl.: International Center for Not-for-Profit Law (ICNL) (06.02.2013, Unterkapitel 
’InterПerence in internal aППairs‘).  
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’AutСorities Пrequentlв Сarassed and intimidated individuals аСo identiПied 
themselves as founding members of organizations in an effort to induce them to 
abandon their membership and thus deprive groups of the number of petition-
ers necessarв Пor reРistration.’22 

 

Symptomatisch ist der Fall des ZENTRUMS FÜR DIE ENTWICKLUNG DER FREIWILLI-

GENARBEIT. Sein Gründer, MIKALAI KVANTALIYANI, stellte im März 2011 einen 
Registrierungsantrag, woraufhin ihn der KGB als Informant zu rekrutieren ver-
suchte und im Gegenzug nicht nur eine problemlose Registrierung, sondern auch 
die Möglichkeit in Aussicht stellte, ausländische Unterstützung zu erhalten. 
Nachdem KVANTALIYANI das Angebot abgelehnt und den Vorgang öffentlich ge-
macht hatte, wurde seiner Organisation die Registrierung vom Justizministerium 
verweigert.23 
 
Justizminister SLIZHEWSKI hingegen erklärte die Ablehnung von Registrierungs-
anträgen im Februar 2013 auf einer Pressekonferenz damit, dass die Organisatio-
nen es grundsätzlich nicht ernsthaft genug versuchten, eine Registrierung zu er-
halten und die Veranstaltungen (etwa den Gründungskongress), die dafür notwen-
dig seien, nicht gut genug vorbereiteten.24 

c. Religiöse Organisationen 

Laut dem norwegisch-dänischen Internetportal FORUM 18, das auf das Monitoring 
der Einschränkung von Glaubens-, Gewissens- und Religionsfreiheit vor allem in 
den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion spezialisiert ist, befinden sich 
religiöse Gemeinschaften in Belarus in einem unsichtbaren Gefängnis von Regu-
lationen.25 Zentral für das staatliche Netz an diskriminierenden Einschränkungen 
ist das Religionsgesetz von 2002, das als das am stärksten restriktive in ganz Eu-
ropa gilt.26 Es umfasst strenge Auflagen hinsichtlich der staatlichen Registrierung 
für alle religiösen Gemeinschaften und erhebliche Limitierungen in Bezug auf den 
Ort, an dem ihre religiösen Aktivitäten stattfinden können.  
 
Religiöse Organisationen werden laut Gesetz in zwei Kategorien unterteilt: religi-
öse Vereinigungen und religiöse Gemeinschaften (Gemeinden). Letztere besitzen 
weniger Rechte, sie können keine konfessionellen Medien herausgeben oder reli-
giöse Bildungseinrichtungen unterhalten. Eine staatliche Registrierung ist für alle 
religiösen Organisationen obligatorisch (Artikel 14). Die Mindestzahl an Mitglie-
dern beträgt 20. Religiöse Vereinigungen müssen zehn registrierte Gemeinschaf-
ten in verschiedenen Regionen des Landes vorweisen, die seit mehr als 20 Jahren 

                                                 
22  United States Department of State (24.05.2012). 
23  United States Department of State (24.05.2012). 
24  Vgl.: Belta (09.02.2013) und Belapan (07.02.2013). 
25  Vgl. hierzu: Forum18.org (30.01.2013). 
26  Siehe auch den Beitrag von REGINA ELSNER in diesem Band. 
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aktiv sind und jeweils mindestens zehn Gemeindemitglieder haben. Deshalb kön-
nen sich etwa die Anhänger Krishnas nicht als religiöse Organisation registrieren. 
Nicht registrierte religiöse Aktivität wird üblicherweise als Ordnungswidrigkeit 
ЮnЭОr НОЦ VОrаКХЭЮnРssЭrКПРОsОЭг ЛОСКnНОХЭ: КХs „BТХНЮnР oНОr LОТЭЮnР ОТnОr re-
ХТРТösОn OrРКnТsКЭТon oСnО sЭККЭХТМСО RОРТsЭrТОrЮnР“ oНОr КХs „AФЭТvТЭтЭ ОТnОr rОХi-
giösen Organisation, die nicht im Einklang mit den registrierten SЭКЭЮЭОn sЭОСЭ“ 
(Artikel 9.9, Teil 1). Die dafür vorgesehene Strafe liegt zwischen vier und zehn 
Basiseinheiten. Eine Basiseinheit betrug im April 2012 100.000 belarussische 
Rubel (etwa 9 Euro).  
 
Das Gesetz berücksichtigt nicht den Fall von Personen, die sich aus Überzeugung 
nicht registrieren lassen wollen, was in erster Linie den RAT DER BAPTISTISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN betrifft. Seine Mitglieder glauben, dass staatliche Registrierung 
zu staatlicher Einmischung führt und deshalb mit ihrem Glauben nicht vereinbar 
ist. Gegen den RAT DER BAPTISTISCHEN GEMEINSCHAFTEN wurden in den Jahren 
2005 bis 2006 auf Grund von nicht registrierten religiösen Aktivitäten zwölf, 2007 
bis 2008 elf und von Juni 2009 bis Januar 2013 fünf Strafen verhängt.  
 
Nach dem Religionsgesetz hat eine religiöse Organisation, die die belarussischen 
Gesetze verletzt, sechs Monate Zeit, um diese Verletzungen zu korrigieren und 
darf sie innerhalb eines Jahres nicht wiederholen. Wenn sie dem nicht nach-
kommt, können die Behörden die Organisation schließen (Artikel 37). Eine solche 
Entscheidung kann rechtlich nicht angefochten werden. 

d. Gewerkschaften  

Gewerkschaften spielen in Belarus im Kontext der hier diskutierten Frage insofern 
eine besondere Rolle, weil in ihrem Fall die Einschränkung der Vereinigungsfrei-
heit zu konkreten Wirtschaftssanktionen seitens der EU geführt hat. Seit Ende der 
1990er Jahre ist es in Belarus üblich, dass gewerkschaftliche Vereinigungen, die 
nicht Mitglied der regimetreuen FÖDERATION VON GEWERKSCHAFTEN IN BELARUS 

(FPB) sind, in vielfacher Hinsicht benachteiligt werden. Die INTERNATIONALE 

ARBEITSORGANISATION (IAO/ILO) kritisierte die Praxis wiederholt und verlangte, 
Gewerkschaften müssten frei und ohne staatliches Eingreifen arbeiten können, so 
wie es in den IAO-Übereinkommen festgelegt ist, die auch Belarus unterzeichnet 
hat. Die EUROPÄISCHE KOMMISSION beschloss daraufhin im Jahr 2003 die Einlei-
tung einer Untersuchung der Lage der Vereinigungsfreiheit und der Gewährung 
der Arbeitnehmerrechte in Belarus. Dabei wurden schwerwiegende und systema-
tische Verstöße festgestellt, woraufhin ein IAO-Untersuchungsausschuss im Juli 
2004 zwölf Empfehlungen formulierte, um den grundlegenden Prinzipien und 
Rechten der Beschäftigten Geltung zu verschaffen. Belarus wurde eine Frist von 
sechs Monaten eingeräumt, um auf die Empfehlungen zu reagieren. Nachdem 
diese Frist ohne Folgen verstrichen war, beschloss der EUROPÄISCHE RAT im De-
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zember 2006, Belarus die APS-Privilegien27 zu entziehen, räumte dem Land je-
doch weitere sechs Monate ein, um den IAO-Empfehlungen nachzukommen. Die 
daraufhin von Belarus ergriffenen Maßnahmen waren vorwiegend verfahrens-
technischer Natur, die die Situation in der Praxis nicht verbesserten und die als 
„ОТnНОЮЭТР ЮnгЮrОТМСОnН“ ЛОЮrЭОТХЭ аЮrНОn. In НОr FoХРО nКСЦ НТО EU die Han-
delspräferenzen für Belarus mit Wirkung vom 21. Juni 2007 zurück. Die Kom-
mission bedauerte, dass Belarus trotz wiederholter Aufforderung keinerlei konkre-
te Maßnahmen zur Achtung der Rechte von Gewerkschaften ergriffen hat.  
 
Durch die Rücknahme der Zollpräferenzen gelten die normalerweise für Waren-
einfuhren in die EU erhobenen Zölle, die drei Prozent höher liegen als die APS-
Zölle. Von den Sanktionen sind etwa zehn Prozent der belarussischen Ausfuhren 
betroffen.28 Nach unterschiedlichen Angaben verliert Belarus damit jährlich 30 bis 
40 Millionen Euro.29 

3. Einschränkung von Vereinigungsfreiheit: Verbot von 

Aktivitäten im Namen von nicht-registrierten Organisationen 

(Artikel 193.1) und die Gesetzesänderungen vom Oktober 2011 

Bei der Diskussion über Vereinigungsfreiheit in Belarus spielt der Artikel 193.1 
des Strafgesetzbuches eine besondere Rolle. Er ist – so erklären es die führenden 
Menschenrechtsorganisationen – einer der wesentlichen Gründe für das fehlende 
zivilgesellschaftliche und politische Engagement der Menschen im Land. Die 
Vorgeschichte zum Artikel 193.1 geht wie Vieles auf ein präsidiales Dekret zu-
rück, das Ende der 1990er Jahre erlassen wurde: 
 
Mit einem Präsidentenerlass vom 26. Januar 1999 wurde Vereinigungen ohne 
staatliche Registrierung gesellschaftliche Tätigkeiten untersagt. Dieses Verbot 
ПКnН spтЭОr КЮМС EТnРКnР Тn НТО GОsОЭгО „оЛОr poХТЭТsМСО PКrЭОТОn“ ЮnН „оЛОr 
öППОnЭХТМСО VОrОТnТРЮnРОn“. PОrsonОn, НТО РОРОn НТОsОn ErХКss vОrsЭТОßОn, Н. h. im 
Namen von nicht-registrierten Organisation aktiv waren, konnten mit einer Ord-
nungsstrafe (Geldstrafe oder Haftstrafe bis zu 15 Tagen) belangt werden. 
 
Im Dezember 2005, wenige Monate vor der damaligen Präsidentenwahl, bei der 
LUKASCHENKA für eine dritte Amtszeit antrat, wurde eine verschärfte strafrechtli-
che Verantwortlichkeit für Tätigkeiten nicht-registrierter Vereinigungen einge-

                                                 
27  Das Allgemeine Präferenzsystem (APS) ist ein handelspolitisches Instrument der EU 

und gewährt den Entwicklungsländern (EL) Zollfreiheit bzw. Zollermäßigung („ГoХl-
prтПОrОnгОn“) ЛОТ der Einfuhr von zahlreichen industriellen Fertig- und Halbfertiger-
zeugnissen sowie landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen mit Ursprung in ei-
nem EL. 

28  Vgl.: Europäische Union (18.06.2007).  
29  Vgl.: Andrei Yeliseyeu (14.02.2013). 
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ПüСrЭ. IЦ ArЭТФОХ 193.1 НОs SЭrКПРОsОЭгЛЮМСs, üЛОrsМСrТОЛОn ЦТЭ „DТО ТХХОРКХО Or-
ganisation von Aktivitäten einer öffentlichen Vereinigung, einer religiösen Orga-
nТsКЭТon oНОr НТО TОТХnКСЦО Кn soХМСОn AФЭТvТЭтЭОn“, аЮrНО ПОsЭРОХОРЭ, НКss AФЭi-
vitäten im Namen von nicht-registrierten Organisationen (unabhängig von ihren 
Zielen und Hauptaktivitäten) mit einer Geldstrafe oder einer Gefängnisstrafe von 
bis zu zwei Jahren geahndet werden können. Das Verbot bezog sich auch auf Or-
ganisationen (Parteien, öffentliche oder religiöse Vereinigungen), die per bereits 
existierendem Gerichtsbeschluss geschlossen waren bzw. aufgelöst werden soll-
ten. Die gesetzlichen Änderungen bildeten den strafrechtlichen Rahmen für eine 
repressive Praxis, die nicht nur eine massive weitere Einschränkung der Vereini-
gungsfreiheit in Belarus bedeutete, sondern zugleich ein wichtiges Element der 
präemptiven Herrschaftssicherung LUKASCHENKAS darstellte. Erstmalig ange-
wandt wurde der Artikel 193.1 im Februar 2006 gegen Mitglieder der Organisati-
on PARTNERSCHAFT (Partnerstwa), die zu den Präsidentschaftswahlen im März 
2006 eine unabhängige lokale Wahlbeobachtung organisieren wollten. Vier Per-
sonen, MIKALAY ASTREYKA, ENIRA BRANIZKAYA, ALYAKSANDR SHALAYKA und 
TSIMAFEY DRANCHUK, wurden zu Haftstrafen von sechs Monaten bis zwei Jahren 
verurteilt. Ab Ende 2006 waren es vor allem Mitglieder der Jugendorganisation 
JUNGE FRONT, die hohe Haftstrafen auf der Grundlage von Artikel 193.1 erhielten. 
ZMITSER DASHKEVITCH musste von November 2006 bis Januar 2008 fast die ge-
samten anderthalb Jahre, zu denen er verurteilt worden war, in Haft verbringen für 
„НТО OrРКnТsКЭТon von oНОr TОТХnКСЦО Кn ОТnОr AФЭТvТЭтЭ ОТnОr nТМСЭ-registrierten 
Nicht-RОРТОrЮnРsorРКnТsКЭТon“. Der JUNGEN FRONT war zuvor mehrfach die Re-
gistrierung verweigert worden, sie ist mittlerweile in der Tschechischen Republik 
registriert. Von 2006 bis 2009 wurden insgesamt 17 Urteile nach Artikel 193.1 
gesprochen. Kein Fall, bei dem Anklage wegen Artikel 193.1 erhoben worden 
war, wurde zugunsten der Angeklagten entschieden.  
 
Neben den Verurteilungen wurde es mit dem veränderten Gesetz zu einer gängi-
gen behördlichen bzw. geheimdienstlichen Praxis, Oppositionelle oder zivilgesell-
schaftliche Aktivisten auch psychologisch unter Druck zu setzen, indem sie offi-
ziell verwarnt und ihnen Strafverfolgung nach 193.1 für den Fall angedroht wur-
de, dass sie ihr gesellschaftliches Engagement nicht einstellten. Im Fokus der Be-
hörden standen dabei zunächst vor allem Mitglieder der aufgelösten BELARUSSI-

SCHEN STUDENTENORGANISATION, Aktivisten der POLNISCHEN UNION, Mitglieder 
der Organisation FÜR EINE FREIE ENTWICKLUNG VON UNTERNEHMERTUM und der 
Initiative FÜR EIN SAUBERES BORISOW. Verstärkt seit 2012 richtet sich diese Pra-
xis zunehmend gegen religiöse Organisationen: Im Juni 2012 wurden drei Mit-
glieder einer Protestantischen Kirche auf der Grundlage von Artikel 193.1 ver-
warnt.30 Im April 2013 erhielten drei Aktivisten der BChD Verwarnungen mit 
Hinweis auf Artikel 193.1. 
 

                                                 
30  Vgl.: Amnesty International (2013). 
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2011 erklärte die VENEDIG-KOMMISSION des EUROPARATES, НКss „НТО КХХОТnТРО 
Existenz des Artikels 193.1 eine abschreckende Wirkung auf die Aktivitäten von 
Nicht-RОРТОrЮnРsorРКnТsКЭТonОn ЛОsТЭгЭ“ ЮnН НКss „НТО RОsЭrТФЭТonОn so sЭrОnР 
sind, dass sie nicht nur die Vereinigungsfreiheit, sondern auch die Meinungsfrei-
СОТЭ Тn ОТnОЦ nТМСЭ гЮ rОМСЭПОrЭТРОnНОn UЦПКnР ОТnsМСrтnФОn.“31 
 
Eine weitere einschneidende Gesetzesänderung erfolgte im Oktober 2011, offen-
sichtlich als Reaktion auf die Proteste während der Präsidentenwahlen im Dezem-
ber 2010 sowie vor allem auf die schweigenden Proteste im Sommer 2011.32 Bei-
de Kammern des Parlaments billigten mehrere von der Präsidialadministration 
vorЛОrОТЭОЭО иnНОrЮnРОn НОr GОsОЭгО „оЛОr öППОnЭХТМСО VОrОТnТРЮnРОn“, „оЛОr 
politische ParteiОn“ soаТО НОs SЭrКПРОsОЭгЛЮМСОs. DТО иnНОrЮnРОn ЛОгoРОn sТМС 
vor allem auf die Versammlungsfreiheit, schränkten aber auch die Möglichkeiten 
für Vereinigungen in Belarus ein, Kontakte zu ausländischen und internationalen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen zu unterhalten. Ausländischen Staaten 
wurde verboten, belarussische Vereinigungen in irgendeiner materiellen Form zu 
unterstützen, außerdem wurde es nationalen und lokalen Vereinigungen in Belarus 
ЮnЭОrsКРЭ, „GОХН, аОrЭvoХХО MОЭКХХО ЮnН КnНОrО АОrЭsКМСОn in Banken und ande-
rОn FТnКnгТnsЭТЭЮЭТonОn КЮП НОЦ GОЛТОЭ КЮsХтnНТsМСОr SЭККЭОn гЮ ХКРОrn.“ VОrsЭößО 
gegen das Gesetz können demnach mit Geldstrafen oder Freiheitsentzug mit bis 
zu drei Jahren geahndet werden, was de facto eine Kriminalisierung des Erhaltes 
von ausländischer finanzieller Unterstützung bedeutet.33 Da für unabhängige oder 
gar regimekritische Vereinigungen keinerlei Möglichkeiten existieren, in Belarus 
selbst finanzielle Mittel für die Unterstützung der eigenen Arbeit anzuwerben, ist 
diese Gesetzesänderung in ihrer Substanz auch ein Instrument zur unmittelbaren 
Einschränkung der Vereinigungsfreiheit. Die mehrfach zitierte ICNL-Studie be-
schreibt im Detail, wie die Barriers to Resources für das autoritäre Regime ein 
wichtiger Baustein bei der staatlichen Kontrolle unabhängiger Vereinigungen in 
Belarus sind: Von der Notwendigkeit, ausländische Unterstützung beim Ministe-
rium für humanitäre Zusammenarbeit zu registrieren bis zur fehlenden steuerli-
chen Absetzbarkeit für Zuwendungen an gemeinnützige Vereine.34 Bezeichnen-
derweise beziehen sich die beschriebenen Änderungen nicht auf Privatpersonen 
oder Wirtschaftsunternehmen. 
 

                                                 
31  Vgl.: Venice Commission of the Council of Europe (15.11.2011). 
32  Im Sommer 2011 versammelten sich einmal wöchentlich an zentralen Orten mehrerer 

größerer Städte in Belarus Demonstranten, klatschten in die Hände, ohne etwas zu ru-
fen und gaben so ihrem Protest gegen das Regime LUKASCHENKA Ausdruck. Autos 
fuhren hupend vorbei, um ihre Solidarität mit den Demonstrierenden zu bekunden. 
Die schweigenden Proteste wurden im Wesentlichen über soziale NetzwerФО („RОvo-
ХЮЭТon НЮrМС soгТКХО NОЭгО“) ТЦ InЭОrnОЭ orРКnТsТОrЭ, Оs ФКЦ гЮ гКСХrОТМСОn FОsЭnКh-
men. Siehe auch den Beitrag von WOLFGANG SENDER in diesem Band. 

33  Vgl.: Amnesty International (2013). 
34  Vgl.: International Center for Not-for-Profit Law (06.02.2013). 
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Auch – und das ist im Prinzip in einem negativen Zusammenhang mit der weite-
ren Einschränkung der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit zu sehen – das 
Gesetz über die Geheimdienste wurde im Oktober 2011 verändert: Der KGB er-
hielt Vollmachten, die für Ausnahmezustände charakteristisch sind. So wurde er 
autorisiert, zu jeder Tages- und Nachtzeit ohne vorherigen Gerichtsbeschluss in 
Wohnungen und Büroräume einzubrechen. Mehrere belarussische Nichtregie-
rungsorganisationen stellten in einer Analyse der veränderten Gesetze vom Okto-
ber 2011 fest, dass diese sowohl der Verfassung der Republik Belarus (insbeson-
dere den Artikeln 25, 33, 35, 36) als auch der allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte sowie anderen internationalen Verpflichtungen widersprechen, zu 
denen sich Belarus bekannt hatte.35 Auch die OSZE urteilte, die Gesetze würden 
die Vereinigungsfreiheit in Belarus weiter unterhöhlen.36 

4. Verwarnung, Schließung bzw. Auflösung von Vereinigungen 

Beim Thema Verwarnung, Schließung bzw. Auflösung von Vereinigungen wird 
im gegebenen Zusammenhang am deutlichsten, dass die Rudimente von Vereini-
gungsfreiheit, die in Belarus existieren, lediglich eine Fassade sind, die nur solan-
ge aufrechterhalten wird, wie die autoritäre Substanz des Regimes nicht ernsthaft 
gefährdet ist.  
 
Laut Gesetz reichen zwei Verwarnungen gegen eine Vereinigung, um einen 
Schließungsprozess einzuleiten. Das rechtliche Verfahren von Verwarnung und 
Einleitung eines Schließungsverfahrens ist in der ICNL-Studie im Detail be-
schrieben.37 Verwarnungen wurden in der Vergangenheit nicht nur gegen NGOs 
ausgesprochen, sondern häufig auch gegen unabhängige Zeitungen (2008 waren 
die beiden führenden unabhängigen Zeitungen, NARODNAYA WOLJA und NASCHA 

NIVA, davon betroffen) in der Hoffnung, das würde zu einer Selbstzensur bzw. 
einer weniger kritischen Berichterstattung führen. Verwarnungen dienen – ähnlich 
wie die Drohungen des Geheimdienstes gegen Oppositionelle mit Hinweis auf 
Artikel 193.1 – РrЮnНsтЭгХТМС НОr EТnsМСüМСЭОrЮnР ЮnН „GОПüРТРЦКМСЮnР“ ЮnКb-
hängiger Personen oder Institutionen. Der seit vielen Jahren prominenteste Fall 
betrifft das BELARUSSISCHE HELSINKI KOMITEE (BHK). Das BHK wurde im Janu-
ar 2011 verwarnt, weil es gegenüber dem UN-Sonderberichterstatter zur Unab-
hängigkeit von Richtern und Anwälten den staatlichen Druck beklagte, der auf die 
Verteidiger der Personen ausgeübt wurde, die im Zusammenhang mit den Protes-
ten am 19. Dezember 2010 inhaftiert worden waren. Das Justizministerium be-
hauptete, das BHK würde falsche Informationen verbreiten sowie die Vollzugsbe-

                                                 
35  Vgl. u. a. den jährlichen Bericht (hier: 2011) des Zentrums für rechtliche Transforma-

tionen und der Vereinigung der prodemokratischen Nichtregierungsorganisationen in 
BОХКrЮs: Ɏɨɧɞ ɪɚɡɜɢɬɢɹ ɩɪɚɜɨɜɵɯ ɬɟɯɧɨɥɨɝɢɣ (2011). 

36  Vgl.: OSCE/ODIHR (24.10.2011). 
37  Vgl.: International Labour Office (2012, Unterkapitel ’Sanctions, suspension, liquida-

tion’). 
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hörden und die Justiz diskreditieren. Eine zweite Verwarnung wurde im Juni 2011 
im Zusammenhang mit angeblich nicht gezahlten Steuern aus dem Jahr 2004 aus-
gesprochen. Dabei ging es um Zuwendungen, die das BHK in den Jahren 2002 
und 2003 von der EUROPÄISCHEN UNION erhalten hatte und die nach einer auch 
von Belarus unterzeichneten internationalen Vereinbarung steuerbefreit waren. 
Sind zwei Verwarnungen ausgesprochen, schwebt das Damoklesschwert der 
Schließung über der betroffenen Organisation, die Behörden können dann willkür-
ХТМС ОnЭsМСОТНОn, аКnn sТО ОТnО VОrОТnТРЮnР „ХТqЮТНТОrОn“.  
 
Nach der bereits erwähnten erzwungenen Neuregistrierung von Vereinigungen in 
1999, bei der zahlreiche Organisationen ihren legalen Status verloren, fand zwi-
schen 2003 und 2005 eine Welle von erzwungenen Auflösungen von Organisatio-
nen statt. VITALI SILITSKI schreibt in seiner brillanten Analyse des präemptiven 
Autoritarismus in Belarus: 
 

‚TСe reРime also Пorced almost 100 NGOs to close doаn or selП-liquidate in 
2003-4. Because many of these organizations were prominent human rights 
groups or regional umbrella NGOs that assisted in the development of grass-
roots initiatives, the infrastructure of civil society was deeply damaged. Creat-
ing new organizations with agendas running counter to official policy became 
practically impossible, and the media faced severe penalties for reporting on 
tСe аork oП dereРistered NGOs.‘38 

 
Die Schließung von unliebsamen Organisationen wurde – analog zu den verwei-
gerten Registrierungen – in der Regel mit unwesentlichen Verstößen gegen unter-
geordnete Paragraphen (zumeist bezogen auf die schriftliche Dokumentationen 
oder das Berichtswesen) begründet. 2003 wurden 51 Organisationen aufgelöst, 
2004 waren es 38 und 2005 weitere 68 Organisationen. In den Jahren danach 
schwankte die Zahl der zwangsweise geschlossenen Vereinigungen zwischen 20 
und 30 jährlich. Darunter waren einige der einflussreichsten unabhängigen Orga-
nisationen, wie etwa das Menschenrechtszentrum VIASNA, das UNABHÄNGIGE 
INSTITUT FÜR SOZIO-ÖKONOMISCHE UND POLITISCHE STUDIEN (IISEPS), RATUSHA 
(Grodno), ZIVILE INITIATIVEN (Gomel), LEGALE HILFE FÜR DIE MENSCHEN, die 
UNABHÄNGIGE VEREINIGUNG FÜR RECHTLICHE STUDIEN, die EUROPÄISCHE HU-

MANISTISCHE UNIVERSITÄT (EHU) und andere. Erzwungene Schließungen betra-
fen auch politische Parteien: 2004 wurde die BELARUSSISCHE ARBEITSPARTEI, 
2007 die ökologische Partei BEZ und die Frauenpartei NADZEJA aufgelöst. Auch 
wenn der Höhepunkt der quasi-Verbote von unabhängigen Vereinigungen in den 
Jahren 2003 bis 2005 lag, bleiben erzwungene Schließungen übliche Methoden 
aus dem Instrumentenkasten, mit dem das Regime LUKASCHENKA fortlaufend 
aufkommende innenpolitische Bedrohungen im Keim zu ersticken versucht. Ein 
aktuelles Beispiel ist der Fall von PLATFORMA, einer Menschenrechtsorganisation, 
die sich für die Rechte von Gefangenen einsetzt: Am 9. Oktober 2012 beschloss 

                                                 
38  Silitski (2010, S. 286). 



Zur Lage der Menschenrechte in Belarus 
 

131 

das Wirtschaftsgericht in Minsk die Schließung von PLATFORMA, nachdem die 
Steuerbehörden des Savestki-Bezirkes mitgeteilt hatten, dass die Organisation die 
Steuererklärung zu spät hinterlegt und eine Adressänderung nicht mitgeteilt hätte. 
Vertreter von PLATFORMA konnten zwar nachweisen, dass sie die Steuererklärung 
rОМСЭгОТЭТР ОТnРОrОТМСЭ ЮnН НТО SЭОЮОrЛОСörНОn НКs DoФЮЦОnЭ „vОrХorОn“ СКЭЭОn. 
Ein Einspruch von PLATFORMA gegen die Entscheidung des Wirtschaftsgerichts 
wurde dennoch abgelehnt. 
 
Mit der beschriebenen Praxis verstoßen die belarussischen Behörden gegen eine 
Resolution des UN-MENSCHENRECHTSKOMITEES, da sich die Verweigerung von 
Registrierungen und die Auflösung von öffentlichen Vereinigungen nicht in 
Übereinstimmung mit dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte befinden. Aus diesem Grund wurden in den letzten Jahren drei Resolutio-
nen des UN-MENSCHENRECHTSKOMITEES zu Belarus in Hinblick auf die Ein-
schränkung der Vereinigungsfreiheit verabschiedet. Die Resolutionen beziehen 
sich auf die Verweigerung der Registrierung für die Menschenrechtsorganisation 
HELSINKI XXI (in 2001), die Schließung der Organisation ZIVILE INITIATIVEN 
(Gomel, in 2003) sowie die die Schließung der Organisation MENSCHENRECHTS-

ZENTRUM VIASNA (in 2003).39 
 
Alle Versuche, seinerzeit gegen die Schließungsentscheidungen Einspruch zu er-
heben, wurden abgelehnt. Dennoch arbeiten zahlreiche Mitglieder dieser Organi-
sationen – insbesondere von VIASNA – weiter, was sie nach dem beschriebenen 
Teufelskreis (siehe Punkt 3) der Gefahr aussetzt, unter Artikel 193.1 zur Rechen-
schaft gezogen zu werden.  

5. Fazit  

Fasst man die Situation in Belarus und die Entwicklung der letzten Jahre in Bezug 
auf das Recht der Vereinigungsfreiheit zusammen, lässt sich das Bild der autoritä-
ren Verfasstheit der Republik Belarus unter Präsident LUKASCHENKA in einigen 
zentralen, auch für andere gesellschaftliche Bereiche charakteristischen Merkma-
len nachzeichnen:  
 

a. Zwar legt die belarussische Verfassung in der veränderten Form, die LUKA-

SCHENKA durch das manipulierte Referendum von 1996 annehmen ließ, be-
reits die Grundlagen für den autoritären Staat, den er in den folgenden Jahren 
schrittweise aufbauen wird, indem die Befugnisse des Präsidenten erweitert 
werden, die ihm großen Raum für eine willkürliche Regentschaft geben. 
Gleichwohl existiert in dieser Verfassung immer noch ausreichende, aus der 
ЮrsprünРХТМСОn VОrsТon von 1994 sЭКЦЦОnНО „НОЦoФrКЭТsМСО SЮЛsЭКnг“, ЦТЭ 

                                                 
39  Vgl. die Analyse: Assembly of Pro-democratic Non-Governmental Organizations in 

Belarus (2009). 
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der sie sich kaum von westlich-demokratischen Verfassungen unterscheidet. 
So ist auch das demokratische Grundrecht der Vereinigungsfreiheit in der 
belarussischen Verfassung festgeschrieben. Allerdings hat LUKASCHENKA im 
Verlauf der Konsolidierung seiner autoritären Macht diese demokratische 
Substanz durch Gesetze und präsidiale Erlasse mehr und mehr ausgehöhlt. Ein 
Großteil dieser Gesetze und Erlasse steht im offenen Widerspruch zur Verfas-
sung.  

b. Die belarussische Verfassung ist gerade in ihren demokratischen Passagen 
reine Makulatur.40 Die in ihr festgeschriebenen demokratischen Grundsätze – 
wie das der Vereinigungsfreiheit – werden durch das Regierungs- oder Behör-
denhandeln systematisch unterminiert. Oberste und im Prinzip einzige Ent-
scheidungsinstanz ist LUKASCHENKA, der sich die notwendigen gesetzlichen 
Grundlagen (so er sie für notwendig erachtet), von seiner Administration 
schreiben und vom willfährigen Parlament verabschieden lässt. Die Behörden 
sowohl in Minsk und noch viel mehr in den Regionen sind durch die straff 
strukturierte präsidiale Vertikale lediglich Vollzugsinstanzen. 

c. Auch wenn das Handeln der Behörden (Justizministerium) oder Ermittlungs-
beamten (KGB) von Rechtswillkür geprägt ist, das sich besonders deutlich an 
der Verweigerung von Registrierungen zeigt oder dem psychologischen 
Druck, den der KGB auf die Gründungsmitglieder von politisch nicht geneh-
men Organisationen ausübt, versucht sich das Regime zumindest gelegentlich 
und oberflächlich den Anstrich von Rechtsstaatlichkeit zu geben, indem es – 
häufig nachträglich – die zum eigenen Machterhalt notwendigen Willkürmaß-
nahmen durch entsprechende Gesetze sanktioniert. Diese Gesetze widerspre-
chen in der Regel – s. o. – der Verfassung. 

d. Gegen die Einschränkung der Vereinigungsfreiheit in Belarus haben bislang 
weder politischer Druck in Form von Protesten im Land oder Ermahnungen 
internationaler Organisationen bzw. europäischer Institutionen noch Sanktio-
nen, wie im Falle der Rücknahme von Handelspräferenzen auf Grund der Ein-
schränkung von Arbeitnehmerrechten etwas bewirkt. 

e. LUKASCHENKA weiß, dass er sich erlauben kann, die westliche Kritik an den 
Einschränkungen der Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit sehr weitge-
hend zu ignorieren, weil er sich der Rückendeckung Russlands sicher ist. So-
аoСХ НКs rЮssТsМСО „AРОnЭОnРОsОЭг“ voЦ HОrЛsЭ 2012 КХs КЮМС НТО rЮssХКnd-
weiten Durchsuchungen bei NGOs im Frühjahr 2013 zeigen, dass die innen-
politischen Entwicklungen in Belarus und Russland synchron verlaufen und 
sich die beiden Länder in ihrer autoritären Verfasstheit wenn nicht aktiv ab-
stimmen, so jedoch zumindest signifikant ähneln. 

                                                 
40  Wie in dem Witz, in dem ein Gast in einem Restaurant nacheinander die Gerichte 

bestellt, die auf der Speisekarte ausgewiesen sind, jedoch vom Ober gesagt bekommt, 
dass das jeweilig gewünschte Gericht nicht zu bestellen ist. Worauf sich der Gast be-
schwert, er habe die Speisekarte des Restaurants lesen wollen und nicht die belarussi-
sche Verfassung.  
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f. Dass es LUKASCHENKA nicht grundsätzlich darum geht, die Gründung von 
Organisationen zu verbieten, sondern dass sich sein spezifisches Verständnis 
von Vereinigungsfreiheit darin äußert, Gründung, Existenz und Aktivitäten 
von Vereinigungen (auch Parteien) umfassend kontrollieren zu wollen, macht 
der Fall der regimetreuen Jugendorganisation BRSM (BELARUSSISCHE REPUB-

LIKANISCHE JUGENDUNION) deutlich. Der BRSM steht im Geist der sowjeti-
schen Pionierorganisationen und tritt regelmäßig mit pro-LUKASCHENKA Ak-
tivitäten in der Öffentlichkeit auf. In Schulen werden Lehrer dazu verpflichtet, 
Kontingente an Mitgliedern für den BRSM zu rekrutieren und Schüler/innen 
werden häufig geradezu zwangsverpflichtet, dem BRSM beizutreten. 2002 
gegründet, zählt die Organisationen zwischenzeitlich mehrere zehntausend 
Mitglieder und hat bislang weder Registrierungsprobleme erlebt noch ist sie 
jemals von Schließung bedroht gewesen. 
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Wahlen in Belarus 

Adam Busuleanu und Wolfgang Sender 

Das Recht auf freie Wahlen ist in den einschlägigen Vereinbarungen zu den Men-
schenrechten zentral verbrieft. So wird in Artikel 25 des Internationalen Pakts 
über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (Zivilpakt) fest-
gehalten: 

 

„Jeder Staatsbürger hat das Recht und die Möglichkeit, ohne Unterschied 
nach den in Artikel 2 genannten Merkmalen und ohne unangemessene Ein-
schränkungen 

a) an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten unmittelbar oder 
durch frei gewählte Vertreter teilzunehmen; 

b) bei echten, wiederkehrenden, allgemeinen, gleichen und geheimen Wah-
len, bei denen die freie Äußerung des Wählerwillens gewährleistet ist, zu 
wählen und gewählt zu werden;“ 

 

Diesen Bestimmungen kommt für das Binnenhandeln aller Staaten ein besonderes 
Gewicht zu, da der Zivilpakt ratifiziert wurde und damit – auch für Belarus – gel-
tendes Völkerrecht darstellt. Auch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 
die 1948 verabschiedet wurde und im Schwerpunkt die klassischen Menschen-
rechte behandelt, nimmt auf freie Wahlen Bezug1: 

„1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten 
seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken.  
 
2. Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in sei-
nem Lande.  
 
3. Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentli-
chen Gewalt; dieser Wille muß durch regelmäßige, unverfälschte, allgemei-
ne und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwerti-
gen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen.“  

Belarus hatte sich gemeinsam mit anderen Staaten des früheren Ostblocks und 
einigen weiteren Staaten zwar 1948 bei der Abstimmung über die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte enthalten. Diese Enthaltung ist jedoch nicht als 
Ablehnung zu werten und wird zwischenzeitlich ohnehin durch den Umstand rela-

                                                 
1  Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Resolution 217 A (III) der Generalver-

sammlung vom 10. Dezember 1948 (1948). 
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tiviert, dass die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte durch Gewohnheit 
ebenfalls als Teil des Völkerrechts betrachtet wird. 
 
Durch seine Teilnahme an der KSZE/OSZE steht Belarus unter noch stärkerer 
Verpflichtung zur Abhaltung freier und fairer Wahlen, als auch im 1990 verab-
schiedeten Dokument von Kopenhagen das Recht auf freie Wahlen bestätigt wur-
de: 

„(5.1) — Freie Wahlen werden in angemessenen Zeitabständen in geheimer 
Abstimmung oder durch ein gleichwertiges freies Abstimmungsverfahren unter 
Bedingungen abgehalten, die die freie Äußerung der Meinung der Wähler bei 
der Wahl ihrer Vertreter tatsächlich gewährleisten;“2 

Eine besondere Qualität haben diese Vereinbarungen auch dadurch erhalten, dass 
sich die Teilnehmerstaaten hier expressis verbis auf Wahlen unter demokratischen 
Rahmenbedingungen einigten3. Diese neue Qualität wurde später in der Charta 
von Paris nochmals verdeutlicht4. 

Bemerkenswert ist an den KSZE-Vereinbarungen nicht nur der Vorsatz zur Fest-
legung auf freie Wahlen. Im Kopenhagener Dokument legten die Teilnehmerstaa-
ten auch fest, dass freie Wahlen nicht nur ein politisches Freiheitsrecht darstellen, 
sondern auch einen Ausdruck von Menschenwürde und Menschenrechten: 

 
„(5) SТО ОrФХтrОn ПОТОrХТМС, НКß ЮnЭОr НОn EХОЦОnЭОn, НТО НТО GОrОМСЭТРФОТЭ 
ausmachen, die folgenden wesentlich für den umfassenden Ausdruck der dem 
Menschen innewohnenden Würde und der für alle Menschen gleichen und un-
veräußerlichen Rechte sind: 
 
(5.1) — Freie Wahlen werden in angemessenen Zeitabständen in geheimer Ab-
stimmung oder durch ein gleichwertiges freies Abstimmungsverfahren unter 
Bedingungen abgehalten, die die freie Äußerung der Meinung der Wähler bei 
НОr АКСХ ТСrОr VОrЭrОЭОr ЭКЭsтМСХТМС РОатСrХОТsЭОn;“5 
 

Für den belarussischen Staat besteht also aus diesen international eingegangenen 
Verpflichtungen heraus ein unmittelbarer Zwang zur Durchführung demokrati-
scher Wahlen. Auch die nationale Gesetzeslage lässt hier keinen Spielraum zu. 
Das belarussische Wahlgesetz schreibt fest: ‚TСe preparation and СoldinР oП elec-
tions sСall be open and public’6. Wie ernst wurden diese Verpflichtungen in den 
letzten Jahren genommen?  

                                                 
2  CSCE (1990b). 
3 CSCE (1990b, Absatz 5.1). 
4 Charta von Paris für ein neues Europa (deutsche Fassung) (1990a, S. 1). 
5 CSCE (1990b, Absatz 5).  
6  Artikel 13 des Wahlgesetzes von Belarus: Central Commission of the Republic of 

Belarus on Elections and Holding Republican Referenda (2011). 
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Wahlen in Belarus: ein Blick zurück 

In der neuesten Geschichte des unabhängigen Belarus‘ gab es bisher nur eine 
Wahl, die trotz zahlreicher Unregelmäßigkeiten von internationalen Beobachtern 
vergleichsweise positiv bewertet wurde – die Präsidentenwahl 1994. Bereits die 
Tatsache, dass sich in der Stichwahl ein parteiloser Kandidat mit über 80 Prozent 
der Stimmen gegen WJATSCHASLAU KEBITSCH, einem Vertreter der postsowjeti-
schen Nomenklatura, durchgesetzt hatte, zeugte von den liberalen Rahmenbedin-
gungen dieser ersten Präsidentenwahl in Belarus. Ironie der Geschichte ist der 
Umstand, dass ausgerechnet diese vergleichsweise freie Wahl den Totengräber 
der sich entfaltenden Demokratie zum Präsidenten machte: ALJAKSANDR LUKA-

SCHENKA. Einmal zum Präsidenten gewählt, führte er das Land nach dieser Wahl 
immer stärker auf einen autoritären Weg, wo manipulierte Wahlen und gefälschte 
Wahlergebnisse unter dem Anschein eines demokratischen Verfahrens die Macht 
des Amtsinhabers legitimieren sollten.  
 
Nach seiner Amtsübernahme unternahm LUKASCHENKA eine Reihe von Änderun-
gen am zuvor liberalisierten politischen System von Belarus, um die Macht in den 
eigenen Händen zu konzentrieren. Hierbei stärkte er das Präsidentenamt gegen-
über den parlamentarischen Anteilen und schwächte in diesem Zuge demokrati-
sche Beteiligungsrechte. So wurden seine Kompetenzen in zwei von ihm initiier-
ten und gesetzeswidrig durchgeführten Referenden von 1995 und 1996 erweitert, 
indem er sich das Recht schuf, das Parlament aufzulösen und die Richter des Ver-
fassungsgerichts sowie die Mitglieder der Zentralen Wahlkommissionen zu er-
nennen7. Damals wie heute müssen diese Änderungen am politischen System und 
der Stellung des Präsidenten in der Summe als klare Missachtung des Prinzips von 
politischen checks and balances und als Verletzung der im Rahmen der 
KSZE/OSZE eingegangenen Verpflichtungen zur pluralistischen und demokrati-
schen Gestaltung der Herrschaftssysteme8 gewertet werden. 
 
LUKASCHENKA ignorierte damit nicht nur eine Vielzahl von Standards und Ver-
einbarungen, sondern verstieß auch gegen die Grundgedanken der belarussischen 
Verfassung von 1994. Systematisch setzte er die Opposition, die regimekritischen 
Nichtregierungsorganisationen sowie die unabhängigen Medien im Laufe seiner 
Amtszeit zunehmend unter Druck9, um diese Änderungen zu zementieren. Die 
Anstrengungen zur immer stärkeren Kontrolle über die Legislativorgane und die 
Justiz führten auf der politischen Ebene zu einer schweren Verfassungskrise. Die 
europäischen Institutionen reagierten auf diese Verletzung der eingegangenen 
Vereinbarungen, indem sie eine Mediation zwischen Regierung und Opposition 
herbeiführen wollten. 1997 errichtete die ORGANISATION FÜR SICHERHEIT UND 

ZUSAMMENARBEIT IN EUROPA (OSZE) in Minsk hierzu eine Berater- und Be-

                                                 
7  Vgl. ausführlich: Sahm (2001, S. 190ff.). 
8  Vgl.: CSCE (1990b, insbesondere S. 2 sowie Absatz 5.2). 
9 Vgl.: Sahm (2009, S. 49ff.). 
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obachtergruppe (BBG OSZE) unter Leitung von HANS-GEORG WIECK, die mit der 
Unterstützung der parlamentarischen Troika der europäischen Institutionen (O-
SZE, EUROPARAT und EUROPÄISCHE UNION) zur Überwindung der Verfassungs-
krise in Belarus beitragen sollte. Nach etwa zweijährigen Verhandlungen ver-
pflichtete sich LUKASCHENKA 1999 in der Istanbuler Erklärung der Konferenz der 
Staats- und Regierungschefs der OSZE zu Verhandlungen mit der Opposition 
über die Lösung des Verfassungsstreits und zur Gewährleistung freier und fairer 
Wahlen10. Trotz dieser Zustimmung war der belarussische Präsident jedoch nicht 
bereit, wirksame Maßnahmen einzuleiten, die zur Abstellung der Verletzungen 
der politischen Freiheiten beitragen und das politische Klima im Lande verbessern 
konnten. Er konzentrierte sich ausschließlich auf die Erhöhung seiner Chancen für 
die Wiederwahl bei der 2001 anstehenden Präsidentenwahl. 
 
Trotz der anfangs von LUKASCHENKA eingegangenen beschränkten Konzessionen 
gegenüber der BBG OSZE konnte er auch während der Tätigkeit dieser Gruppe 
seine loyale Machtvertikale weiter festigen. Die politischen Parteien, vor allem 
aber die oppositionellen Gruppierungen, wurden immer stärker in die politische 
Defensive gedrängt und spielten bei den folgenden Wahlen weder eine einheitli-
che noch eine zentrale politische Rolle. Wie wirksam die Beschränkungen des 
politischen Klimas bis heute sind, zeigt sich allein am Umstand, dass seit dem 
Jahr 2000 trotz zahlreicher Versuche in Belarus keine neue politische Partei mehr 
gegründet wurde. 2004 konnte unter diesen Bedingungen kein Oppositions-
politiker bei der manipulierten und durch die internationalen Wahlbeobachter 
nicht anerkannten Parlamentswahl ein Abgeordnetenmandat erringen. Da sich 
LUKASCHENKA im Umfeld der im GUS-Raum zur damaligen Zeit erfolgenden 
„FКrЛТРОn RОvoХЮЭТonОn“ oППОnФЮnНТР КЮМС НЮrМС НТО Тn BОХКrЮs poХТЭТsМС КФЭТvОn 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) bedroht sah, ließ er 2003 nicht weniger als 
51 aktiven NGOs die staatliche Registrierung entziehen und nahm ihnen damit die 
Handlungsbasis. Das Engagement in den nicht registrierten NGOs wurde kurz vor 
der Präsidentenwahl 2006 per Strafgesetzbuchparagraph verboten und mit einer 
Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren Haft sanktioniert. Unter solchen Bedingun-
gen wurde LUKASCHENKA trotz umfangreicher Proteste und Demonstrationen 
2006 zum dritten Mal wiedergewählt – mit einem offiziell verkündeten Ergebnis 
von 83 Prozent der Stimmen. Die internationale ODIHR/OSZE-Wahl-
beobachtungsmission hat diese Ergebnisse nicht anerkannt11.  
 
Im Vorfeld der Parlamentswahl 2008 hatte die EU die Zukunft ihrer Beziehungen 
zu Belarus von Fortschritten in der Frage der freien Wahlen und von der Freilas-
sung der politischen Gefangenen abhängig gemacht – vor allem des Gegenkandi-
daten LUKASCHENKAS bei den Präsidentenwahlen 2006, ALJAKSANDR KASULIN. 
Auch aufgrund der Freilassung KASULINS kurz vor der Parlamentswahl entstand 
vielfach der Eindruck einer tatsächlichen Wende in der Politik des offiziellen 

                                                 
10  Gipfelerklärung von Istanbul 1999, Absatz 22: OSCE (18.11.1999). 
11  OSCE/ODIHR (07.06.2006). 
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Minsk. LUKASCHENKA verzichtete auf die bereits übliche und gegen die EU ge-
richtete Propaganda und versicherte im Vorfeld der Wahlkampagne, dass die 
Wahlen demokratisch verlaufen würden12. Neben der Freilassung KASULINS zeig-
ten sich auch Liberalisierungen im Mediensystem, als die zwei wichtigsten oppo-
sitionellen Zeitungen, NARODNAYA WOLJA und NASCHA NIWA, wieder für den 
offiziellen Umlauf zugelassen wurden.  
 
Während der Wahlkampagne der Parlamentswahl 2008 stellte sich jedoch heraus, 
dass es oberstes Ziel des Regimes blieb, die Kontrolle über den Wahlprozess nicht 
zu verlieren. Zwar konnten die Kandidaten und ihre Unterstützergruppen in einer 
grundsätzlich freieren Atmosphäre agieren, jedoch wurde circa ein Drittel der 149 
Kandidaten der oppositionellen Gruppierungen nicht registriert. Ferner konnten 
nur 48 der 1.515 Kandidaten der oppositionellen Koalition VEREINIGTE DEMO-

KRATISCHE KRÄFTE Einzug in die lokalen Wahlkommissionen in den über 6.000 
Wahllokalen finden. Zahlreiche Vertreter der Opposition beklagten zudem den 
Verlust ihres Arbeitsplatzes unmittelbar nach Verkündung ihrer Kandidaturen13. 
Schließlich konnte kein Oppositioneller ein Abgeordnetenmandat erzielen. Der 
zwischenzeitlich verstorbene Belarus-Experte VITALI SILITSKI sprach in dieser 
Hinsicht treffend vom ‚most sterilised and controlled parliament in the last 18 
вears‘.14 
 
Trotz dieser Umstände und der Nichtanerkennung der Wahlergebnisse durch die 
ODIHR-Wahlbeobachtungsmission hatte sich die EU im Nachgang der Parla-
mentswahl 2008 für eine Annäherungspolitik an Minsk entschieden und hierbei 
die wenigen Fortschritte während des Wahlkampfes akzentuiert. Unterstützt wur-
de diese Richtung durch Signale, nach denen auch LUKASCHENKA vermeintlich 
nach besseren Beziehungen mit der EU strebte15. Die nach den heftig kritisierten 
Präsidentenwahlen 2006 verhängte Visumssperre für LUKASCHENKA und weitere 
35 hohe Amtsinhaber wurde vor diesem Hintergrund für ein halbes Jahr aufgeho-
ben – mit der Perspektive eines vollständigen Verzichtes auf alle Sanktionen im 
Falle einer substantiellen Verbesserung der Menschenrechtslage in Belarus. Fer-
ner wurde das Land in die Programme der ÖSTLICHEN PARTNERSCHAFT – einer 
neuen außenpolitischen Initiative für die östlichen EU-Nachbarn, die im Mai 2009 
gestartet wurde – aufgenommen. Der Verlauf der anstehenden Kommunal- und 
Präsidentenwahlkampagnen wurde zum Lackmustest des tatsächlichen Vorhabens 
des Minsker Regimes. 

                                                 
12  Belta (24.06.2008). 
13  Europäischer Austausch (27.05.2009). 
14  Silitski (2009, S. 30). 
15  Siehe beispielsweise: Belapan (30.10.2011). 
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2010: Keine Demokratisierung in Sicht 

Mit der Präsidentenwahl 2010 folgte dann das drastische Ende der Illusion über 
eine eventuelle Demokratisierung des autoritären Systems LUKASCHENKA. Das 
Regime ließ sich weder unter dem Druck der internationalen Gemeinschaft noch 
durch das Handeln der belarussischen Zivilgesellschaft zum Fortschritt in Fragen 
der freien Wahlen bewegen. Die Opposition – seit Jahren schwach und gespalten 
– vermochte es ihrerseits nicht, nach ihrer politischen Marginalisierung und ihrer 
Absenz im Parlament nun die erforderliche chancenreiche personelle und politi-
sche Alternative zu LUKASCHENKA für die Präsidentenwahl zu bilden. Gleichzei-
ЭТР ЦЮssЭО НОr АОsЭОn ОrnüМСЭОrЭ ПОsЭsЭОХХОn, НКss sОТnО vor 2010 voХХгoРОnО „Гu-
МФОrЛroЭpoХТЭТФ“ РОРОnüЛОr LUKASCHENKA in den letzten zwei Jahren kaum Erfol-
ge in der Liberalisierung der Politik des offiziellen Minsk gezeigt hatte. Ähnlich 
wie bei den Präsidentenwahlen 2001 und 2006, die ebenfalls manipuliert und von 
Demonstrationen der Opposition begleitet waren, ging das Regime auch nach der 
Präsidentenwahl 2010 auf Konfrontationskurs mit seinen Gegnern im In- und 
Ausland.  
 
Am deutlichsten war dies im Innern: Auf die Proteste der Mitbewerber um das 
Präsidentenamt und ihrer Anhänger gegen die Wahlfälschungen ließ LUKA-

SCHENKA mit derber Gewalt reagieren: Unter Einsatz von Schlagstöcken wurde 
die Demonstration aufgelöst, es folgten Massenverhaftungen von Oppositionsver-
tretern, NGO-Angehörigen und Journalisten; sieben der zehn Präsidentschafts-
kandidaten wurden verhaftet16. 
 
Das Ausmaß der im Anschluss an die Wahl gezeigten staatlichen Repressionen 
gegen Oppositionelle, unabhängige Journalisten, Vertreter von Nichtregierungs-
organisationen und Menschenrechtsverteidiger war schockierend. Minsk schreck-
te nicht einmal vor der Verhaftung der Präsidentschaftskandidaten zurück. Mit der 
Inhaftierung einer Vielzahl von Akteuren der ersten und zweiten Reihe büßte die 
Opposition weite Teile ihrer Funktionsfähigkeit ein. Auf ihre damalige Strategie 
zum Umgang mit der Druckausübung des LUKASCHENKA-Regimes blicken einige 
Oppositionsvertreter heute durchaus skeptisch17. Wirklich überraschend kam die 
harsche Reaktion des LUKASCHENKA-Regimes aber schon damals nicht. Bereits 
bei der Parlamentswahl 2008 und bei der Kommunalwahl 2010 hatte das Regime 
deutlich gemacht, dass punktuelle Zugeständnisse, etwa in der Wahlgesetzgebung, 
in der politischen Arithmetik LUKASCHENKAS niemals zum Verlust der Kontrolle 
über die Wahlergebnisse bei den Präsidentenwahlen führen durften. Hinzu 
kommt, dass sich LUKASCHENKA bereits vor den Präsidentenwahlen 2010 im Kla-

                                                 
16  United Nations High Commissioner for Human Rights (10.10.2012, S. 9). 
17  So der Präsidentschaftskandidat von 2010, ULADSIMIR NJAKLJAJEU, im Jahr 2012: 

‚We reasoned tСat tСe autСorities аould not alloа tСeir emotions and irritation ruin 
all their efforts at a dialogue with the European Union. We developed a wrong strate-
Рв and, let`s call a spade a spade, suППered a deПeat’: Belapan (19.12.2012). 
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ren gewesen sein musste, dass angesichts seiner deutlich eingebrochenen Umfra-
РОаОrЭО ОТn „ОХОРКnЭОr“ SТОР nЮr ЦТЭЭОХs ЦКssТvОr MКnТpЮХКЭТonОn ЦöРХТМС sОТn 
konnte. Mit seiner Wiederwahl konnte er das gegenüber dem Westen gezeigte 
Feigenblatt vorgeblicher Öffnung und Liberalisierung fallen lassen. Seitdem ist 
die politische Situation in Belarus von starker innerer Unterdrückung und Ab-
grenzung geprägt. 

Internationale und einheimische Wahlbeobachtung in Belarus 

In den ersten Jahren seiner Amtszeit konnte ALJAKSANDR LUKASCHENKA die 
Wahlen in Belarus noch weitgehend ohne systematische internationale Überwa-
chung gestalten – Methodik wie institutionelle Ausgestaltung der Wahlbeobach-
tungen im OSZE-Raum befanden sich noch im Aufbau. So wurde das Büro für 
Demokratische Institutionen und Menschenrechte der OSZE (ODIHR/OSZE), das 
Langzeitwahlbeobachtung und Medienmonitoring in den OSZE-Ländern durch-
führen sollte, erst kurze Zeit vor LUKASCHENKAS Amtsantritt errichtet und er-
reichte seine volle Operationalität erst Ende der 1990er Jahre18. Bis zum Engage-
ment der BBG OSZE ab 1997 gab es auch kein zentral koordiniertes Netzwerk 
der einheimischen Wahlbeobachtung, das ein konsolidiertes landesweites Urteil 
über den Verlauf der gesamten Wahlkampagne abgeben konnte19. Nach den Man-
datsänderungen für die OSZE-Mission in Minsk im Jahr 2001 wurde diese Förde-
rung auch nicht fortgesetzt. Erst in den letzten Jahren konnten einheimische 
Wahlbeobachter durch zivilgesellschaftliche Initiativen erneut Kontur gewinnen, 
auch wenn diese von stetiger Gefahr durch staatliche Verfolgung bedroht sind. 
 
Das erste unmittelbare Engagement des ODIHR in Belarus erfolgte anlässlich der 
Parlamentswahl im Oktober 2000. Die Vorbedingung für die Beobachtung war 
dabei, dass das Regime in Minsk vor der Wahl die Kompetenzen des Parlaments 
erweiterte, den freien Zugang zu staatlichen Medien für die Opposition gewähr-
leistete und die Verfolgungen politischer Gegner beendete. Bereits damals stand 
auch die Wahlgesetzreform im Fokus: Der Westen drängte darauf, dass die Oppo-
sition mindestens ein Drittel der Mitglieder der Wahlkommissionen ernennen 
könne, die einheimischen Wahlbeobachter erweiterte Kompetenzen erhielten und 
dass sowohl die vorfristige wie auch die Abstimmung mit mobilen Wahlurnen 
eingeschränkt werde. Änderungen dieser Art hätten jedoch genau diejenigen As-
pekte betroffen, für die aufgrund verschiedener Wahlbeobachtungen zwischen-
zeitlich Hinweise dahingehend vorliegen, dass sie von LUKASCHENKA zur Siche-
rung seiner Macht absichtsvoll manipuliert werden. Nach dieser Sichtweise war es 
folgerichtig, dass LUKASCHENKA entsprechende Reformforderungen blockierte 
und im Jahr 2000 ein neues Wahlgesetz ohne Konsultationen mit internationalen 

                                                 
18  Vgl.: Sender (2012, S. 42ff.). 
19 Es kamen Beobachter zum Einsatz, die einzelnen Kandidaten nahestanden. Sie verfüg-

ten jedoch nicht über eine vernetzte Struktur und konnten dadurch keine landesweit 
gültige Einschätzung des Wahlverlaufs abgeben. 
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Experten durch das Parlament verabschieden ließ. Da die Voraussetzungen für 
eine vollständige Wahlbeobachtungsmission nicht erfüllt wurden, entsandte das 
Büro für Demokratische Institutionen und Menschenrechte der OSZE (ODIHR) 
für die Parlamentswahl 200020 und die Präsidentenwahl 2001 nur je eine einge-
sМСrтnФЭО „ЭОМСnТsМСО BОаОrЭЮnРsЦТssТon“.  
 
Für die Parlamentswahl kam diese zu dem Schluss, dass die Wahlen – trotz eini-
ger Verbesserungen gegenüber früheren Urnengängen – internationalen Standards 
nicht entsprochen haben21. Deutlich wurde, dass es LUKASCHENKA bei der Einla-
dung internationaler Beobachter ganz offenkundig nicht darum ging, tatsächlich 
Ratschläge für die Einhaltung internationaler Wahlstandards zu erhalten. Minsk 
ignorierte nicht nur die Vorschläge der OSZE, sondern begann, die Arbeit der 
Wahlbeobachter durch Handlungen zu unterwandern. So sah sich das ODIHR 
damit konfrontiert, dass etwa 150 internationale Beobachter ohne Bezug zum 
ODIHR auf Einladung der belarussischen Behörden die Wahllokale besuchten 
und dabei den Anschein erweckten, dem ODIHR zuzugehören. Orchestriert wurde 
dieser Einsatz nach Angaben des ODIHR von der belarussischen Zentralen Wahl-
kommission, die die Hotelausgaben dieser Beobachter beglichen, die Anreisen zu 
den Wahllokalen organisiert, ODIHR-Berichtsformulare zur irregulären Benut-
zung zur Verfügung gestellt und den Beobachtern eine vorgefertigte Abschlusser-
klärung übergeben haben soll22. Spätestens diese Versuche zeigten, dass das 
Wahlsystem nicht Defizite by default aufwies, sondern offenkundig by design so 
gestaltet worden war und dass es LUKASCHENKA in dieser Hinsicht nur um ein 
Tarnen, Ablenken und Täuschen ging.  
 
Während sich das ODIHR auf diese Weise vorführen lassen musste, konnte die 
BBG OSZE Erfolge beim Aufbau eines zentral koordinierten Netzwerks einhei-
mischer Wahlbeobachter erzielen. Zusammen mit der amerikanischen politischen 
Stiftung NATIONAL DEMOCRATIC INSTITUTE (NDI) hatte die BBG OSZE die Er-
richtung eines ZENTRALEN KOORDINATIONSRATS FÜR WAHLBEOBACHTUNG unter-
stützt, an dem sich einheimische NGOs (u. a. Frauenorganisationen, freie Ge-
werkschaften und das BELARUSSISCHE HELSINKI KOMITEE) beteiligten. Die hier 
engagierten Institutionen waren in der Lage, ca. 6.000 Wahlbeobachter in die 
Wahllokale zu entsenden23. Bei der Präsidentenwahl 2001 konnte die BBG dann 
weitere 15.000 einheimische Wahlbeobachter ausbilden, wobei ca. 7.000 von 
ihnen am Vortag der Wahl die Akkreditierung entzogen wurde. Die Initiative, an 
der sich u. a. das Menschenrechtszentrum VIASNA sowie weitere Nichtregierungs-
organisationen beteiligten, führte auch eine parallele Stimmenauszählung durch. 

                                                 
20  ‘As a result oП provisions Пor earlв votinР, mobile ballot boбes, tСe vote count and 

aggregation of results falling far short of minimum transparency requirements for an 
independent verification, the OSCE/ODIHR declined to deploy observers on election 
day.’: OSCE/ODIHR (16.10.2000, S. 1). 

21  OSCE/ODIHR (16.10.2000, S. 1). 
22  OSCE/ODIHR (17.10.2000). 
23  Vgl.: Wieck (2002, S. 247). 
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Ihr Ziel war es, unmittelbar nach der Schließung der Wahllokale alternative 
Wahlergebnisse aus den beobachteten Wahllokalen zu veröffentlichen und diese 
den offiziellen Ergebnissen der Zentralen Wahlkommission gegenüberzustellen. 
Damit zeigten die einheimischen Wahlbeobachter, dass sie eine ergänzende Funk-
tion zu den internationalen Wahlbeobachtungen übernehmen können: Sie wirken 
durch die Bürger für die Bürger und können so Beschränkungen der staatlich kon-
trollierten Medienlandschaft überwinden. Als LUKASCHENKA die Tragweite dieser 
Entwicklung absehen konnte, schaltete er auf Angriff und beschuldigte ausländi-
sМСО MтМСЭО, НТО OSГE Пür ОТРОnО ГаОМФО ЮnН РОРОn НТО InЭОrОssОn BОХКrЮs‘ ОТn-
setzen zu wollen24. Dabei hatte er die BBG OSZE im Blick, reflektierte aber auch 
eine zur damaligen Zeit unter postsowjetischen Regierungen vielerorts anzutref-
fende grundsätzliche Unzufriedenheit mit der OSZE insbesondere auch zu den 
Wahlbeobachtungen25. Unter dem offenkundigen Eindruck einer durch die im 
Rahmen der OSZE geförderten einheimischen Wahlbeobachter entstehenden Ge-
fährdung seiner Machtposition verbot LUKASCHENKA noch vor den Präsidenten-
wahlen die internationale finanzielle Hilfe für einheimische Wahlbeobachtungen 
per Dekret26. Um ein weiteres Engagement zur Demokratieförderung nachhaltig 
zu unterbinden, verweigerte LUKASCHENKA im Jahre 2001 dann zusätzlich die 
anstehende Mandatsverlängerung der BBG OSZE. Das Büro musste schließen, 
seine Projekte beenden und wurde später lediglich in veränderter Form und mit 
weniger weit reichenden Kompetenzen wiedereröffnet27. An den früheren Einfluss 
konnte bislang nicht erneut angeknüpft werden. 
 
Nach dieser Zerschlagung der durch die BBG OSZE geschaffenen Strukturen 
konnten in Belarus zwischen 2001, dem Jahr Präsidentenwahl, und 2008 keine 
Koalitionen einheimischer NGOs zur Durchführung von Wahlbeobachtungen 
errichtet werden. Zwar konnten die Menschenrechtsorganisation VIASNA und die 
nicht registrierte Organisation PARTNERSTVO bei der Parlamentswahl 2004 und 
das BELARUSSISCHE HELSINKI KOMITEE (BHK) bei der Präsidentenwahl 2006 
Beobachtungsmissionen einrichten, jedoch hatten diese Initiativen längst nicht das 
Ansehen und die Wirkkraft der früheren breiten Koalition der belarussischen Zi-
vilgesellschaft. Zudem wurden diese Gruppierungen durch ihr isoliertes Handeln 
als einzeln stehende Akteure viel leichter Spielball für staatliche Repressionen: So 
wurde die Organisation PARTNERSTVO noch vor der Präsidentenwahl 2006 zer-
schlagen und vier ihrer Führungspersonen inhaftiert. 
 
Das ODIHR begleitete die Wahlen in Belarus in dieser Zeit mit seinem etablierten 
Instrumentarium internationaler Wahlbeobachtungen durchgängig. Mannigfaltige 
Verstöße gegen die auch von Belarus im Rahmen der OSZE eingegangenen Ver-

                                                 
24 RFE/RL Poland (30.01.2001). 
25  Vgl.: Sender (2012, S. 57f.). 
26 Vgl.: Belarus-News (2001, S. 13). 
27  Vgl.: Zapf (2003, S. 157). 
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pflichtungen konnten so zwar festgestellt werden28. Das brutale Vorgehen gegen 
die Proteste gegen Wahlfälschungen im Nachgang der Wahl29 konnte es jedoch 
im offiziellen Bericht über die Wahlen nur dokumentieren30. Einen vergleichbaren 
Transmissionsriemen in die Bevölkerung wie die einheimischen Wahlbeobachter 
konnte das ODIHR nicht etablieren: Weder hatten über diese Struktur tausende 
Bürgerinnen und Bürger Einblicke in die Wahlfälschungen, noch konnte die 
Mehrzahl der Belarussen – bedingt durch staatlich gesteuerte Medien – die Er-
kenntnisse des ODIHR erfahren. Die temporäre gesellschaftliche Sichtbarkeit der 
einheimischen Wahlbeobachter in dieser Zeit half den mittelfristigen Demokra-
tiechancen in Belarus indes wenig. Die gegen die Demonstranten ausgeübte Ge-
walt Sicherheitsorgane einerseits und das bashing der Gruppen, die gegen Wahl-
fälschungen protestierten, durch die staatlich kontrollierten Massenmedien ande-
rerseits führten nicht zu einer positiven Identifikation breiter Teile der Bevölke-
rung mit den nach Demokratie strebenden Aktivisten, sondern schreckte sie von 
jeglichem politischen Engagement ab. 
 
Nach diesen Erfahrungen kam es erst 2008 wieder zum Zusammenschluss der 
zwei größten Menschenrechtsorganisationen für die Beobachtung der Parla-
mentswahl, als die Menschenrechtsorganisation VIASNA und das BELARUSSISCHE 

HELSINKI KOMITEE im Rahmen der Kampagne MENSCHENRECHTLER FÜR FREIE 

WAHLEN landesweit rund 300 Langzeitbeobachter mobilisieren konnten. Zwei 
Jahre später – bei der Präsidentenwahl 2010 – konnte die Kampagne neben 80 
Langzeitwahlbeobachtern, die alle Etappen der Wahlkampagne beanstandeten, 
auch weitere 600 Kurzzeitwahlbeobachter in 300 Wahllokale entsenden, in denen 
sie den Verlauf der Abstimmung und Stimmenauszählung kontrollierten. Bei der 
Parlamentswahl 2012 kamen in dieser Konstellation 300 Kurzzeitbeobachter bei 
der vorfristigen Stimmabgabe und 95 Langzeitbeobachter am Wahltag zum Ein-
satz31.  

Das Superwahljahr 2010: neue Regeln, alte Gewohnheiten 

Zu Beginn des Superwahljahrs 2010, in dem eine Kommunalwahl und eine Präsi-
dentenwahl anstanden, zeigte sich die belarussische Opposition vor allem vom 
westlichen Ausland enttäuscht: Obschon die EU die Wahlergebnisse von 2008 
nicht anerkannte, war sie als Zeichen politischer Annäherung in einen Menschen-
rechtsdialog mit dem Regime eingetreten. Die seit langem erwartete Wahlgesetz-
reform wurde Priorität im Diskurs zwischen dem offiziellen Minsk und den euro-
päischen Institutionen. Es fiel LUKASCHENKA dabei vergleichsweise leicht, im 

                                                 
28  Siehe die einzelnen Berichte auf der ODIHR-Webseite zu Belarus: OSCE/ODIHR 

(2013). 
29  Siehe hierzu den Beitrag von WOLFGANG SENDER zur Versammlungsfreiheit in die-

sem Band. 
30  OSCE/ODIHR (07.06.2006). 
31  Europäischer Austausch (24.09.2012). 
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Rahmen dieser Auseinandersetzung einige Zugeständnisse im Bereich der Wahl-
gesetzreform einzugehen. Ein wirklicher Kontrollverlust über den Wahlprozess 
drohte ihm nicht: Einerseits verblieb ihm mit Blick auf die gesellschaftlichen und 
insbesondere elektoralen Rahmenbedingungen noch überragende Prägekraft bei 
der Festlegung der Machtverhältnisse, andererseits war die Opposition – auch ob 
dieser Bedingungen – nicht in der Lage, eine reale Alternative bei der anstehen-
den Kommunalwahl und der Präsidentenwahl zu bilden. 
 
So wurden am 4. Januar 2010, nach mehrmonatigen Verhandlungen mit den Ex-
perten der OSZE, umfassende Veränderungen im Wahlgesetz durch das von LU-

KASCHENKA kontrollierte belarussische Parlament verabschiedet32. Die Änderun-
gen bezogen sich unter anderem auf die Registrierung der Kandidaten, die Durch-
führung der Wahlkämpfe, die Struktur der Wahlkommissionen sowie die Ab-
stimmung und Stimmenauszählung. Das neue Regelwerk kam unmittelbar bei der 
Kommunalwahl im Jahr 2010 zum Einsatz.  
 
Nach dem veränderten Wahlgesetz33 durften nun Parteien und NGOs mindestens 
ein Drittel der Mitglieder der Wahlkommissionen stellen, die Plätze für Vertreter 
der staatlichen Verwaltung wurden auf höchstens ein Drittel begrenzt. Für Fälle 
der Nichtaufnahme in die Wahlkommissionen wurden de jure Klagemöglichkei-
ten verbessert, indem für die Kandidaten die Einsicht in die Dokumentation des 
Auswahlverfahrens gewährleistet und so die Vorbereitung einer Klage ermöglicht 
wurde. Ferner wurden einige Erleichterungen bei der Registrierung der Kandida-
ten, u. a. bei der Anerkennung der Eigentumserklärung trotz geringfügiger Fehler, 
eingeführt. Die Möglichkeiten zur Wahlwerbung wurden ebenfalls erweitert, in-
dem bei den Präsidenten- und Parlamentswahlen die Kandidaten neben der Ver-
wendung von Budgetmitteln private Wahlfonds eröffnen konnten. Darüber hinaus 
sollte die Akkreditierung der Wahlbeobachter erleichtert werden: NGOs und Par-
teien durften nicht nur ihre Mitglieder, sondern auch andere Personen als Wahlbe-
obachter registrieren und erhielten so – angesichts ihrer Mitgliederstruktur – eine 
Perspektive für eine Erhöhung der Zahl der Wahlbeobachter in den Regionen. 
  
Obschon somit einige Veränderungen zugunsten eines demokratischen Prozesses 
erreicht wurden, erfolgte diese Überarbeitung ohne Konsultation mit internationa-
len Experten. Wichtige externe Empfehlungen, die sich auf die am meisten um-
strittene Phase des Wahlprozesses – die Abstimmung und die Stimmenauszählung 
– bezogen, wurden im neuen Wahlgesetz so nicht berücksichtigt. Zwar wurde eine 
separate Auszählung und eine Veröffentlichung der Ergebnisse aus der vorfristi-
gen und mobilen Abstimmung sowie der Abstimmung am Wahltag vorgeschrie-
ben, jedoch wurden die fünf Tage dauernde vorfristige Stimmabgabe und die mo-
bile Abstimmung nicht eingeschränkt. Auch die Kompetenzen der Wahlbeobach-
ter wurden nicht präzise definiert. Ferner wurde trotz der Einführung der Paritäten 
                                                 
32  Vgl.: Europäischer Austausch (12.03.2010). 
33  Electoral Code of the Republic of Belarus (February 11, 2000 No 370-Z, amended as 

of January 4, 2010) (2010). 



Wahlen in Belarus 

148 

bei der Zusammenstellung der Wahlkommissionen die politische Balance in die-
sen Gremien nicht gewährleistet, da die Kriterien bei der Auswahl der Kandidaten 
nicht bestimmt wurden. Ebenso wurden die Klagemöglichkeiten gegen die Wahl-
ergebnisse nicht erweitert34. 
 
Die Kommunalwahlen im April 2010 verliefen vor dem Hintergrund dieser Wahl-
rechtsänderungen nach einem gegenüber den früheren Wahlen nahezu unverän-
derten Muster: Die oppositionellen Parteien konnten ihre Vertreter für die Teil-
nahme am Wahlprozess, sei es als Kandidaten für die Kommunalräte oder für die 
Wahlkommissionen, kaum mobilisieren: zu hoch waren Befürchtungen von staat-
lichen Repressalien und zu gering die Chance, gewählt zu werden. Von den 617 
oppositionellen Kandidaten für die 21.303 Abgeordnetensitze wurde circa ein 
Drittel nicht registriert35. Nach Angaben der oppositionellen Parteien zogen etwa 
120 Politiker ihre Kandidaturen unter Druck des Staatsapparates zurück36. Sie 
wurden auch massiv an dem Einzug in die Wahlkommissionen behindert. Von 
den 604 Kandidaten der oppositionellen Parteien für die fast 69.000 Sitze in den 
lokalen Wahlkommissionen wurden nur 76 (12,6 Prozent) ausgewählt37. Das ent-
sprach etwa 0,14 Prozent aller Mitglieder in den lokalen Wahlkommissionen und 
bedeutete keine substanzielle Verbesserung im Vergleich zu den Resultaten aus 
der Parlamentskampagne 2008, als etwa 0,07 Prozent der Sitze in den lokalen 
Wahlkommissionen von den Oppositionspolitikern besetzt werden konnten.  
 
Der Wahlkampf zur Kommunalwahl 2010 gestaltete sich ähnlich dem der Parla-
mentswahl 2008. Erneut bestanden ungleiche Bedingungen für regimeloyale und  
-kritische Kandidaten bei einer massiven Verwendung staatlicher Ressourcen zu-
gunsten der Machtstützen LUKASCHENKAS. Bereits während der vorfristigen Ab-
stimmung wurde der gesamte Staatsapparat (lokale Behörden, der Geheimdienst 
KGB, die Justiz, die Finanzbehörden, die staatlich kontrollierten Medien und Un-
ternehmen sowie andere öffentliche Institutionen) mobilisiert, um Druck auf Wäh-
ler auszuüben und eine hohe Wahlbeteiligung zu gewährleisten. Da eine perma-
nente Wahlbeobachtung zwischen den einzelnen Tagen der vorfristigen Abstim-

                                                 
34 Vgl.: OSCE/ODIHR and Venice Commisson (04.10.2010). 
35 Die oppositionellen Parteien hatten 294 Kandidaten durch Parteilisten und zusätzlich 

mehr als 300 Kandidaten auf dem Wege der Unterschriftensammlung aufgestellt, vgl.: 
Europäischer Austausch (01.04.2010) und Europäischer Austausch (16.04.2010). 

36  Für einen Boykott der Wahl hatte sich u. a. die VEREINIGTE BÜRGERPARTEI, OGP, 
entschieden. Sie rief alle über Parteilisten aufgestellten Kandidaten zum Rückzug auf. 

37 Die Zahlen können geringfügig von den tatsächlich in die Wahlkommissionen gewähl-
ten Kandidaten der regimekritischen Parteien abweichen, da einige Kandidaten auf 
dem Wege der Unterschriftensammlung ernannt wurden. Dabei konnten regimetreue 
Parteien in die regionalen Wahlkommissionen 320 von 379 Kandidaten (84 Prozent) 
und in die lokalen Wahlkommissionen 1.496 von 1.608 Kandidaten (93 Prozent) ent-
senden, vgl.: Europäischer Austausch (29.03.2010). 
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mung nicht gegeben war, konnte nicht ausgeschlossen werden, dass es zu Korrek-
turen der Wahlergebnisse noch vor dem eigentlichen Wahltag kam38.  
 
Nach Angaben der offiziellen Stellen betrug die Wahlbeteiligung an der Kommu-
nalwahl 79,5 Prozent, davon 29,3 Prozent allein während der vorfristigen Ab-
stimmung. Laut einheimischer Wahlbeobachter und Vertreter von oppositionellen 
Kandidaten, die die Stimmabgabe in einzelnen Wahllokalen an bestimmten Wahl-
tagen ununterbrochen überwacht haben, lag die gesamte Wahlbeteiligung hinge-
gen nur bei bis zu 50 Prozent39. Sie wiesen außerdem auf die oft monierte Ignorie-
rung der neuen Regeln hin, wonach u. a. Wahlzettel aus der vorfristigen und der 
mobilen Abstimmung sowie der Abstimmung am Wahltag nicht separat gezählt 
und den Wahlbeobachtern nicht zur Überprüfung gereicht worden sind.  
 
Aufgrund der von der Initiative MENSCHENRECHTLER FÜR FREIE WAHLEN nach-
gewiesenen Manipulationen und Fälschungen erkannte diese die Wahlen nicht an  und damit auch nicht das Ergebnis, dass nur zehn Vertreter der oppositionellen 
Parteien zu Abgeordneten gewählt wurden. 

Präsidentenwahl 2010: altes Szenario unter neuen Bedingungen  

Obschon die Kommunalwahl im April 2010 durch die einheimischen Wahlbe-
obachter nicht anerkannt wurde, zeigte sich zu den Umständen dieser Wahl kaum 
Widerspruch durch westliche Akteure. Die EU forderte in einer Erklärung vom 
28. April 2010 lediglich die Fortsetzung des Dialogs der belarussischen Behörden 
mit der OSZE über die Wahlgesetzreform40. Da befürchtet wurde, dass eine ein-
deutige Kritik der westlichen Institutionen die vermeintliche Annährungspolitik 
LUKASCHENKAS an den Westen gefährden und zur Verschärfung der Repressionen 
im Lande im Vorfeld der für Dezember 2010 angesetzten Präsidentenwahl führen 
könnte, blieben die EU und ihre Mitgliedsstaaten in ihren Beurteilungen milde. Im 
Inland jedoch stand das Thema der freien Wahlen bereits so hoch auf der politi-
schen Agenda, dass die Minsker Regierung – bei offensichtlich fehlender Bereit-

                                                 
38 Die vorfristige Abstimmung beginnt in Belarus gemäß dem Wahlgesetz am fünften 

Tag und endet einen Tag vor dem eigentlichen Wahltag. Sowohl einheimische wie 
auch internationale Wahlbeobachter meldeten bei allen früheren Wahlen massive Ma-
nipulationen während der Phase der vorfristigen Abstimmung, u. a. eine mangelnde 
Versiegelung der Wahlurnen, fehlende Aufsicht über die Aufbewahrung der Urnen in 
den Nächten zwischen den Abstimmungstagen durch Wahlbeobachter, ballot stuffing, 
sowie am Arbeits- oder Studienplatz ausgeübten Zwang auf Studierende sowie Be-
schäftigte der staatlichen Unternehmen zur vorfristigen Abstimmung, vgl.: OS-
CE/ODIHR (28.11.2008, S. 3) und Europäischer Austausch (26.09.2008). 

39 Diese Angaben basieren auf Einschätzungen der Wahlbeobachter und Vertreter der 
regimekritischen Kandidaten in einzelnen Regionen und Wahlbezirken. Eine flächen-
deckende Untersuchung konnte aus Mangel an Ressourcen jedoch nicht durchgeführt 
werden. 

40  Office for a democratic Belarus (28.04.2010). 
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schaft zu weiteren Konzessionen – andere Kanäle für den Dialog mit der Zivilge-
sellschaft finden musste, um die Inszenierung einer eingeschränkten Liberalisie-
rung aufrecht zu erhalten. So wurde im Januar 2009 ein Öffentlicher Beirat bei der 
Präsidialadministration gegründet41 – ein Gremium, zu dem auch Regimekritiker 
aus den oppositionellen Parteien und Nichtregierungsorganisationen eingeladen 
wurden, um unter anderem über die Wahlreform zu beraten.  
 
Die Lockerung der Angstatmosphäre seit 2008 hatte noch einen anderen Effekt: 
die Umfragewerte LUKASCHENKAS waren im Vorfeld der Präsidentenwahlen be-
reits unter die 50-Prozent-Marke gefallen. Nach Angaben des Meinungsfor-
schungsinstituts INDEPENDENT INSTITUTE OF SOCIO-ECONOMIC AND POLITICAL 

STUDIES (IISEPS) gaben im Oktober 2010 44,6 Prozent der Befragten an, Amtsin-
haber LUKASCHENKA wählen zu wollen, während dies im Februar 2006 noch 53,4 
Prozent deklarierten. Dabei erklärten 43 Prozent der Befragten, für einen anderen 
Kandidaten als LUKASCHENKA ihre Stimme abgeben zu wollen – ein Plus von 
sechs Prozent im Vergleich zum Jahr 2006. Lediglich 46 Prozent der Befragten 
erwarteten freie und faire Präsidentenwahlen. 2006 waren dies noch 54,9 Pro-
zent42. Zum einen sind diese Zahlen ein deutlicher Anhaltspunkt dafür, dass LU-

KASCHENKA НТО АКСХОn ПтХsМСОn ЦЮssЭО, ЮЦ sТМС ОТnОn „ОХОРКnЭОn“ SТОР ЛОrОТЭs 
in der ersten Wahlrunde zu sichern. Zum anderen wurde die Entwicklung als deut-
ХТМСОs SТРnКХ РОаОrЭОЭ, НКss НОr ЮnКЮsРОsproМСОnО „GОsОХХsМСКПЭsvОrЭrКР“ гаi-
schen der Bevölkerung und dem autoritären Regime, wonach der Staat der Bevöl-
kerung eine gewisse ökonomische Stabilität garantiert und diese im Gegenzug auf 
politische Mitbestimmung verzichtet, nicht mehr wie zuvor funktioniert43.  
 
Angesichts dieser Befürchtungen versuchte das Regime bereits vor dem eigentli-
chen Beginn der Präsidentenwahlkampagne im Jahr 2010, die Transparenz des 
Wahlprozesses zu verringern. Hierzu sollte das von LUKASCHENKA präferierte 
Wahldatum 19. Dezember 2010 zunächst absichtsvoll in einem regelwidrigen 
Verfahren im Parlament durchgesetzt werden, um die Wahlen noch vor erwartet 
schwierigen Verhandlungen über die Öl- und Gaspreise mit Moskau durchführen 
zu können. Den Gegenkandidaten musste damit gleichzeitig nur die gesetzmäßig 
kürzeste Zeit für den Wahlkampf zugestanden werden44. Außerdem versuchte die 
Zentrale Wahlkommission in einer der ersten Erklärungen die Akkreditierungs-
möglichkeiten für einheimische Wahlbeobachter einzuschränken, indem Parteien 
und NGOs ihre Wahlbeobachter nur über regionale Filialen in bestimmten Wahl-
kreisen registrieren durften. Da seit dem Jahr 2000 viele regionale Büros der Par-
teien und NGOs schließen mussten, keine neue Partei und lediglich eine politisch 
engagierte NGO registriert wurde, bedeutete diese Entscheidung ein erhebliches 

                                                 
41  President of the Republic of Belarus (28.01.2009). 
42 Independent Institute of Socio-Economic and Political Studies IISEPS (2010b), vgl. 

auch: Independent Institute of Socio-Economic and Political Studies IISEPS (2006). 
43  Schiffer (2010, S. 30). 
44  Spring96.org (29.09.2010). 
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Hindernis für die parteigebundene wie für die unabhängige Wahlbeobachtung45. 
Intransparent war auch die Registrierung der Kandidatur LUKASCHENKAS, da die 
Registrierungsdokumentation unter ungeklärten Umständen an die Zentrale 
Wahlkommission geliefert wurde – vermutlich durch den Wahlstableiter LUKA-

SCHENKAS, den damaligen Bildungsminister ALJAKSANDR RADZKOV und nicht 
durch LUKASCHENKA persönlich, wie es das Wahlgesetz vorsah46. Schließlich hat 
die Zentrale Wahlkommission hinter verschlossener Tür die Unterschriftenlisten 
der Kandidaten geprüft und so in einem unklaren Verfahren über die Registrie-
rung der Präsidentschaftskandidaten entschieden. 
 
Dies war nur ein Präludium für mannigfaltige Regelverstoße und Manipulationen 
während der Wahl, die dank vollständig von oben gelenkter lokaler Behörden und 
der subordinierten Wahlkommissionen durchführbar waren. Analog zu den 
Kommunalwahlen im April 2010 wurden die regionalen und lokalen Wahlkom-
missionen auch bei den Präsidentenwahlen 2010 fast ausschließlich aus regimelo-
yalen Beamten, Vertretern der systemnahen NGOs und aus Arbeiterkollektiven 
der staatlichen Unternehmen zusammengestellt. Trotz der neuen Regelungen im 
Wahlgesetz befanden sich unter den 2.000 Mitgliedern der 155 regionalen Wahl-
kommissionen nur 14 Vertreter der oppositionellen Parteien (0,7 Prozent). Etwa 
80 Prozent der Mitglieder in den regionalen Wahlkommissionen waren Personen, 
die bereits während der gefälschten Kommunal- und Parlamentswahlen in diesen 
Gremien tätig waren. Ähnliche disproportionale Verhältnisse zwischen den Unter-
stützern des Regimes und Regimekritikern gab es in den lokalen Wahlkommissio-
nen: unter den über 70.000 Mitgliedern der lokalen Wahlkommissionen waren nur 
183 Vertreter der Opposition. Dies bedeutete, dass in nicht einmal drei Prozent 
der Wahllokale Vertreter der Opposition anwesend waren, um die Abstimmung 
und Stimmenauszählung beaufsichtigen zu können47. 
 
Zwar wurde der Wahlkampf durch einheimische und internationale Wahlbeobach-
ter aufgrund vergleichsweise geringer direkter Repressionen gegen die Opposition 
als weitgehend positiv eingeschätzt, die Wahlkampfbedingungen können jedoch – 
insbesondere gemessen an den von Minsk eingegangenen KSZE-Verpflichtungen 
– keinesfalls als gleich und fair eingeschätzt werden. Dies zeigte sich nicht zuletzt 
hinsichtlich der Regeln zur Wahlkampffinanzierung. Obschon die Kandidaten bei 
dieser Wahl zum ersten Mal private Wahlfonds einrichten konnten, durfte doch 
die Gesamtsumme der für den Wahlkampf zur Verfügung stehenden Mittel rund 
43.000 € nТМСЭ üЛОrsЭОТРОn (rЮnН 18.500 € BЮНРОЭЦТЭЭОХ pХЮs ЛТs гЮ 24.500 € КЮs 
dem privaten Wahlfonds). Dabei konnte aufgrund der insgesamt schwachen 
Strukturen der Opposition nur einer der Gegenkandidaten LUKASCHENKAS in sei-
nem privaten Wahlfonds eine wesentliche Summe aufbringen48.  
 

                                                 
45 Dieser Entschluss der Zentralen Wahlkommission wurde später jedoch aufgehoben. 
46  Europäischer Austausch (2010). 
47  Spring96.org (11.02.2011). 
48 Spring96.org (11.02.2011). 
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Während dem Amtsinhaber LUKASCHENKA ein uneingeschränkter Zugang zu den 
staatlich kontrollierten Massenmedien zur Verfügung stand, konnten seine Ge-
genkandidaten nur zwei halbstündige Auftritte im Fernsehen und Rundfunk nut-
zen, um mit ihrer Botschaft die Wähler zu erreichen49. Die zum ersten Mal seit 
1994 zugelassenen und live übertragenen Debatten zwischen den Kandidaten 
konnten die übrige Mediendominanz LUKASCHENKAS, der seine Teilnahme an den 
Kandidatendebatten abgelehnt hatte50, nicht mindern. Seine Medienpräsenz blieb 
tonangebend. Laut der VEREINIGUNG DER BELARUSSISCHEN JOURNALISTEN (BAJ), 
wurde der amtierende Präsident in bis zu 66 Prozent der Nachrichtenzeit aus-
schließlich im positiven oder neutralen Lichte dargestellt, während allen seinen 
Gegenkandidaten zusammen nur bis zu ein Prozent der Sendezeit in den Nach-
richten gewidmet wurde51. Das ODIHR52 und andere Beobachter53 ermittelten 
ähnliche Werte. In den letzten zwei Wochen des Wahlkampfes – einer für den 
Wahlausgang oft entscheidenden Phase – konnten die Opponenten LUKASCHEN-

KAS in den elektronischen Medien dann überhaupt nicht mehr auftreten, da die 
Sendezeit der Kandidaten ausgeschöpft war. Selbst kurze Wahlwerbespots wur-
den in den staatlichen Medien von der Zentralen Wahlkommission nicht mehr 
zugelassen. 
 
Die Initiative MENSCHENRECHTLER FÜR FREIE WAHLEN meldete während des 
Wahlkampfes rund 250 Klagen. Über 100 Klagen wurden allein gegen die Nicht-
aufnahme von über 400 Kandidaten in die regionalen und lokalen Wahlkommissi-
onen eingereicht – und durch die Zentrale Wahlkommission und die Justizorgane 
abgelehnt. Die Zentrale Wahlkommission sowie die Gerichte und die Staatsan-
waltschaft agierten in diesem Zusammenhang eindeutig zugunsten des Amtsinha-
bers: Während zahlreiche Klagen gegen gesetzwidriges Handeln der Unterstützer-
gruppe LUKASCHENKAS komplett abgewiesen wurden, erteilte die Staatsanwalt-
schaft offizielle Warnungen an fünf Gegenkandidaten LUKASCHENKAS wegen des 
Aufrufes zu Demonstrationen am Wahlabend. Dies stellte eine Grundlage für die 
mögliche Aberkennung ihrer Registrierung dar.54 
 
Die Abstimmung und Stimmenauszählung der Präsidentenwahl 2010 wurde durch 
rund 750 internationale und rund 2.350 einheimische Wahlbeobachter verfolgt. 
Während die fast 300 Wahlbeobachter der GUS-Wahlbeobachtungsmission keine 
Regelwidrigkeiten während der letzten Etappe des Wahlprozesses feststellten55, 
berichteten die 600 Vertreter der Initiative MENSCHENRECHTE FÜR FREIE WAHLEN 
sowie über 1.700 weitere einheimische Wahlbeobachter über zahlreiche Unregel-

                                                 
49  Europäischer Austausch (01.12.2010). 
50  Konrad-Adenauer-Stiftung Auslandsbüro Belarus (06.12.2010). 
51 Belarusian Association of Journalists (28.12.2010, S. 3). 
52  OSCE/ODIHR (22.11.2010, S. 14). 
53  Spring96.org (11.02.2011, S. 13). 
54  Belapan (10.12.2010).  
55 ɂɫɩɨɥɧɢɬɟɥɶɧɵɣ ɤɨɦɢɬɟɬ ɋɇȽ (19.12.2010). 
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mäßigkeiten aus über 1.200 Wahllokalen56. Im Vorfeld der Abstimmung lehnte 
die Zentrale Wahlkommission die Forderung von fünf Gegenkandidaten LUKA-

SCHENKAS ab, eine permanente Beobachtung der Wahllokale während der vorfris-
ЭТРОn SЭТЦЦКЛРКЛО, НТО НТО OSГE КХs „КnПтХХТР Пür MКnТpЮХКЭТonОn“57 bezeichne-
te, zu ermöglichen. Die INITIATIVE MENSCHENRECHTLER FÜR FREIE WAHLEN mel-
dete aus 8,3 Prozent der bis zu 300 unter Aufsicht gestellten Wahllokale Beein-
trächtigungen der Wahlbeobachtung. In einem Drittel der Fälle erhielten die 
Wahlbeobachter keine Einsicht in die Wählerlisten. In über zehn Prozent der 
Wahllokale sollen Wähler unter Zwang durch ihre Vorgesetzten am Arbeitsplatz 
oder in den Universitäten vorfristig abgestimmt haben58. Insgesamt verlief die 
mobile Abstimmung in 17 Prozent und die Abstimmung in den Wahllokalen in 20 
Prozent der Fälle unter groben Verletzungen der Abstimmungsprozeduren. Die 
folgende Stimmenauszählung wurde sowohl durch internationale wie auch durch 
einheimische Wahlbeobachter fast in der Hälfte der Wahllokale als regelwidrig 
beurteilt59. Die neu eingeführte Regel, die eine separate Auszählung der Wahlzet-
tel aus der vorfristigen und mobilen Abstimmung sowie der Stimmabgabe am 
Wahltag erforderte, wurde in der Hälfte der Wahllokale ignoriert60. In zwei Drit-
teln der Wahllokale wurde die Auszählungsprozedur so gestaltet, dass Mitglieder 
der Wahlkommissionen nicht sehen konnten, ob die Stimmen beim Auszählen 
auch den zutreffenden Kandidaten zugeordnet wurden61.  
 
Allein innerhalb der insgesamt sechs Tage währenden Abstimmung und Stim-
menauszählung wurden durch die Initiative MENSCHENRECHTLER FÜR FREIE 

WAHLEN 250 Klagen erhoben. Sie richteten sich vor allem gegen die Beeinträch-
tigung der Wahlbeobachtung, den gesetzeswidrigen Umgang mit den Wahlurnen 
und die Ignorierung der erforderlichen separaten Auszählung der Stimmen aus 
unterschiedlichen Wahlurnen. Ferner wurden zwei Klagen gegen die Anerken-
nung der Wahlergebnisse erhoben: die Klage des Präsidentschaftskandidaten RY-

GOR KASTUSJOU wurde durch die Zentrale Wahlkommission als unbegründet ab-
gewiesen62. Die Klage des BELARUSSISCHEN HELSINKI KOMITEES wurde mit der 
Begründung abgelehnt, das Wahlgesetz sehe die Beantragung einer Annullierung 
der Wahlergebnisse durch eine Nichtregierungsorganisation nicht vor63. Ferner 
wurden auch alle Klagen gegen die nicht transparente Auszählung der Stimmen in 
den Wahllokalen abgelehnt.  
 
Laut offiziellen Ergebnissen gewann LUKASCHENKA die Präsidentenwahl 2010 
mit 79,65 Prozent der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von 90,65 Prozent. Den 

                                                 
56  Spring96.org (11.02.2011), UDF.by (20.10.2010). 
57  OSCE/ODIHR (22.11.2010, S. 19). 
58 Spring96.org (11.02.2011, S. 20). 
59 Spring96.org (11.02.2011, S. 24). 
60 Spring96.org (11.02.2011, S. 24). 
61 Spring96.org (11.02.2011, S. 24). 
62  Belapan (24.12.2010a). 
63  Ȼɟɥɨɪɭɫɫɤɢɣ ɏɟɥɶɫɢɧɤɫɤɢɣ Ʉɨɦɢɬɟɬ (2010). 
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Angaben der Zentralen Wahlkommission zufolge hatten insgesamt 19,37 Prozent 
der Wähler gegen LUKASCHENKA gestimmt: während 12,9 Prozent der Wähler 
andere Kandidaten unterstützten, stimmten 6,47 Prozent gegen alle Kandidaten 
ab.64 Den unmittelbar nach den Wahlen durch das Meinungsforschungsinstitut 
IISEPS durchgeführten Umfragen zufolge sollen jedoch nur 51,1 Prozent der Be-
fragten für LUKASCHENKA abgestimmt haben. Viel spricht durch diese Zahlen 
dafür, dass mindestens die Perspektive einer zweiten Wahlrunde realistisch gewe-
sen wäre, hätten die Wahlen einen demokratischen Ablauf gehabt. Laut IISEPS 
glaubten an einen tatsächlich demokratischen Verlauf im Dezember 2010 gerade 
einmal 23 Prozent der Befragten65. 
 
Die brutale Auflösung der friedlichen Demonstration in der Wahlnacht am 19. 
Dezember 201066 und die sich anschließenden Verhaftungen von Mitgliedern der 
Opposition und der NGOs im vorpolitischen Raum hinterließen eine tiefe Wunde 
in der belarussischen Zivilgesellschaft, die bis heute nicht geschlossen ist. Immer-
hin zeigte die Koalition der Menschenrechtsorganisationen, die gemeinsam eine 
koordinierte unabhängige Wahlbeobachtung durchgeführt hatten, im unmittelba-
ren Umfeld der Wahlen eine hohe Widerstandskraft bei Festnahmen, Durchsu-
chungen und Beschlagnahmungen durch das Regime. Die spätere Verhaftung von 
ALES BYALYATSKI, der nicht nur der Menschenrechtsorganisation VIASNA vor-
sitzt, sondern sich auch als prominenter einheimischer Wahlbeobachter engagier-
te, war zwar ein schwerer Schlag, gleichwohl zeigten die einheimischen Wahlbe-
obachtungen, dass sie im Falle BelarЮs‘ ОrПoХРrОТМС ОТnО ЮnvОrгТМСЭЛКrО RoХХО КХs 
Transmissionsriemen für Kenntnisse über Wahlfälschungen in die Bevölkerung 
hinein einnehmen können.  

Nach bekanntem Muster: Die Parlamentswahl 2012 

Obschon die Parlamentswahl im September 2012 insgesamt vordergründig etwas 
weniger konfliktreich als die vorausgegangenen Wahlen verlief, so entsprach auch 
sie nach Auffassung des ODIHR von Anfang an nicht einem demokratischen 
Wettbewerbsgedanken67. Die internationalen Beobachter kritisierten vor allem das 
generelle politische Umfeld in Belarus. Eine Reihe wahlrelevanter Bürgerrechte, 
darunter die Vereinigungsfreiheit, die Kandidatenaufstellung und die Meinungs-
freiheit sei verletzt worden. Gerade der Umstand, dass prominente Oppositions-
vertreter durch Haft, Vorstrafen oder fehlende Registrierungsmöglichkeit nicht 
zur Wahl standen, wurde bemängelt68. Der Wahlkampf wurde als kaum sichtbar 
kritisiert, ursächlich hierfür seien auch Begrenzungen bei der Durchführung von 

                                                 
64 Belapan (24.12.2010b). 
65  Independent Institute of Socio-Economic and Political Studies IISEPS (2010a). 
66  Siehe als Filmdokumente beispielsweise: REN.tv (20.12.2010), Ɋɚɞɵё ɋɜɚɛɨɞɚ 

(20.12.2013), Radio Free Europe/Radio Liberty (20.12.2010). 
67  OSCE/ODIHR (24.12.2012). 
68  OSCE/ODIHR (14.12.2012, S. 1). 
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Wahlkampfveranstaltungen, der Verbreitung von Druckerzeugnissen und im Me-
dienzugang gewesen69. Erneut wurde durch die staatlichen Strukturen auf weite 
Teile der Wählerschaft Druck zur vorfristigen – und damit oft von oben kontrol-
lierten – Stimmabgabe70 ausgeübt. Ohnehin war die Bedeutung der Wahl für die 
belarussische Politik gering: gegenüber der Position des Präsidenten besitzt das 
Parlament seit vielen Jahren kaum noch eine eigenständige Position. 
 
In prozeduraler Hinsicht konnte das ODIHR zwar eine Verbesserung einiger 
rechtlicher Rahmenbedingungen erkennen, nachdem das Wahlgesetz Anfang Ja-
nuar 2010 überarbeitet worden war. Gleichwohl mangelte es nach dieser Ein-
schätzung u. a. an der Wirksamkeit einlegbarer Rechtsmittel und an korrekter 
Stimmenauszählung71. Angezweifelt wurde erneut auch die Unparteilichkeit der 
Wahlkommissionen72.  
 
Das Ergebnis dieser Wahlen wies somit keine Überraschungen auf. Bestimmt 
wurden 104 als regierungstreu geltende Abgeordnete sowie einzelne Abgeordnete 
der Kommunistischen Partei von Belarus, der Agrarpartei und der Republikani-
schen Partei für Arbeit und Gerechtigkeit. Kein einziger der Opposition zugehöri-
ger Politiker konnte einen Platz erobern, die Opposition ist damit seit über einem 
Jahrzehnt mit keinem einzigen Mandat mehr im Parlament vertreten73. 
 
Im Gesamtbild zeigten die Parlamentswahlen 2012 erneut, dass das LUKASCHEN-

KA-Regime ein Wahlsystem by design erschaffen hat, dass auf alle Phasen der 
Wahl – Vorbereitung und Registrierung, Wahlkampf, Stimmabgabe und Stim-
menauszählung sowie Implementierung der Ergebnisse – so umfassend und sys-
tematisch Einfluss nimmt, dass die Weichen lediglich für die zur Machtsicherung 
erforderlichen linientreuen Kandidaten gestellt sind. Wenn auch diese Wahl im 
Ergebnis damit ein weiterer Beleg für die absolute Steuerungsmacht LUKASCHEN-

KAS im gegenwärtigen Belarus war, offenbarte sie gleichwohl erste Risse im Sys-
tem. Schließlich zeigte sich mit Blick auf die Beteiligung der Wählerinnen und 
Wähler an der Parlamentswahl, dass sich allein quantitativ offenkundig immer 
weniger Belarussen für den Prozess des Abnickens der linientreuen Kandidaten 
finden lassen. Vermutet wird, dass die Staatsorgane vor allem eine Fälschung der 
Zahlen zur Wahlbeteiligung angestrengt haben, damit das Wahlergebnis über-
haupt gültig werden konnte74. Es ist nicht ausgeschlossen, dass das von oben ge-
steuerte Ignorieren, Negieren und Verhindern von in der Gesellschaft existenten 
Wünschen nach tatsächlicher politischer Einflussnahme durch den konsequent 
von oben geleiteten Zuschnitt des Wahlprozesses eine Sollbruchstelle des Systems 

                                                 
69  OSCE/ODIHR (14.12.2012, S. 2). 
70 Vgl.: Tagesschau.de (22.09.2012). 
71  OSCE/ODIHR (14.12.2012, S. 1). 
72  Siehe: Brakel (2012, S. 2). 
73  Brakel (2012, S. 2). 
74  Vgl.: Busuleanu und Schiffer (27.09.2012, S. 12). 
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erhält. Seit 2010 deutlich gesunkene Umfragewerte LUKASCHENKAS
75 könnten in 

diese Richtung deuten. 

Fazit 

Das Recht auf freie Wahlen wird im gegenwärtigen Belarus in zwei Dimensionen 
beeinträchtigt: Einerseits ist ein generelles Klima gesellschaftlicher Illiberalität 
festzustellen, dass die Weichen dafür stellt, dass politische Parteien und Gruppie-
rungen bereits grundlegend nicht in der Lage sind, eine im liberalen Sinne gesell-
schaftliche Funktion zur Mobilisierung, Diskussion, Selektion und Aggregation 
von politischen Ideen zu übernehmen. Die in diesem Band dargestellten Ein-
schränkungen u. a. zur Versammlungsfreiheit, Vereinigungsfreiheit oder beim 
Recht auf Leben sind Elemente dieses Gesamtbildes. Im detaillierten Blick auf die 
konkrete Durchführung von Wahlen andererseits wurde in diesem Aufsatz anhand 
der jüngsten Wahlen untersucht, wie sich der Bestellungsmechanismus für politi-
sches Personal und der Selektionsprozess politischer Ideen gestaltet.  
 
Dargelegt wurde, dass in dieser Dimension durch die Staatsführung um LUKA-

SCHENKA alle erdenklichen Maßnahmen angestrengt werden, um zwei Ziele zu 
erreichen. Auf der einen Seite wird versucht, gegenüber der Bevölkerung und dem 
Ausland den Anschein zu erwecken, es handele sich bei Belarus nicht um eine 
Diktatur. Elemente dieser Strategie sind das grundsätzliche Festhalten an regel-
mäßigen Wahlen, an während der Liberalisierung Anfang der 1990er Jahre ge-
setzten Regularien und Strukturen, darunter der republikanischen Verfassung und 
den parlamentarischen Anteilen, sowie die Schaffung der Illusion eines gewissen 
Wahlkampfes, Wettstreites und objektiver Abstimmungs- und Auszählungsme-
chanismen. Auch die grundsätzliche Zusammenarbeit mit dem ODIHR der OSZE 
belegt dieses Ansinnen. Auf der anderen Seite zeigt die Systematik der Hand-
lungseinschränkungen für alle politisch interessierten Bürgerinnen und Bürger 
jenseits der unmittelbaren Regierungslinie, dass diese Fassadendemokratie in der 
politischen Mathematik LUKASCHENKAS niemals eine tatsächlich funktionierende 
liberale Wirkung entfalten soll. Die hier betrachteten Wahlen haben in dieser Hin-
sicht wiederkehrend gezeigt, dass ungleiche Bedingungen für die politischen 
Wettbewerber bewusst geschaffen werden – grundsätzlich und langfristig sowie 
anlassbezogen und kurzfristig. Verweigerte Registrierungen, Verhaftungen von 
politischem Personal, Einschränkungen im Zugang zu den Staatsmedien und of-
fenkundige Manipulationen bei vorfristigen Stimmabgaben sowie in der Auszäh-
lung sind dabei LUKASCHENKAS verlässlichste Instrumente. In einigen Fällen ist 
es dabei durchaus schwierig, die Verstöße der vom belarussischen Staat gesetzten 
erschwerenden Rahmenbedingungen gegen die internationalen Vereinbarungen 
nachzuweisen. Dies betrifft beispielsweise den nur narrativ nachzuweisenden An-
satz LUKASCHENKAS zur generellen politischen Demotivation der Gesellschaft. In 
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anderen Bereichen ist dies leichter möglich – beispielsweise hinsichtlich der Wah-
len in Belarus, deren Fälschung LUKASCHENKA sogar selbst zugegeben hat76. Die-
se Fälschungen bestätigen auch alle unabhängigen nationalen und internationalen 
Beobachter – mit Ausnahme politisch gesteuerter Wahlbeobachter aus dem GUS-
Raum77. 
 
Festzuhalten ist damit, dass das ohne Zweifel absichtsvoll gestaltete hybride poli-
tische System in Belarus im Widerspruch zu einer Vielzahl von äußeren Verein-
barungen und inneren Bindungen steht, die Minsk eingegangen ist. Insbesondere 
durch seine Mitgliedschaft in den VEREINTEN NATIONEN hatte Belarus in dieser 
Hinsicht bereits 1948 infolge der Unterzeichnung der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte die politische Verpflichtung zur Beachtung der Menschenrechte 
übernommen, darunter des Rechts auf freie Wahlen. 1973 ratifizierte Belarus den 
1966 durch die VEREINTEN NATIONEN geschlossenen Internationalen Pakt über 
Bürgerliche und Politische Rechte, einen völkerrechtlichen Vertrag mit rechtlich 
verbindlichem Charakter.78 Nicht zuletzt hatte Minsk seine Bekenntnis zur demokra-
tischen Herrschaft insbesondere auch auf Basis freier und fairer Wahlen durch die 
Vereinbarungen der KSZE-/ OSZE bekundet. 
 
Zu bilanzieren ist auch, dass diese Verstöße der internationalen Öffentlichkeit und 
den politisch Aktiven in Belarus bekannt sind. Die breite Wählerschaft kann hierüber 
indes oft nur Mutmaßungen anstellen. Vor allem kann sie angesichts der Dominanz 
der Staatsmedien nur allmählich und nach und nach insbesondere durch die einheimi-
schen Wahlbeobachtungen über die Verletzung ihrer politischen Grundrechte infor-
miert werden. 

Handlungsoptionen 

Für die verantwortungsvollen Gesellschaften, die diesen Widerspruch zu den be-
stehenden Normen nicht tolerieren können, bieten die von Minsk eingegangenen 
Vereinbarungen Legitimation und Handlungsansätze zu einer Änderung der Situa-
tion im EU-Nachbarstaat. Insbesondere die BBG OSZE hatte unter Leitung von 
HANS-GEORG WIECK seinerzeit bewiesen, welche Einflussnahme bei entspre-
chendem politischen Willen und Engagement möglich ist. Die ODIHR-

                                                 
76  Die Welt (28.08.09). 
77  Siehe beispielsweise die Wertung der GUS-Wahlbeobachtungen zur Parlamentswahl 

2012: Interfax (01.10.2012). 
78 1992 bestätigte die Regierung von Belarus die Unterzeichnung des Paktes: Internatio-

nal Covenant on Civil and Political Rights (1966). Artikel 25 des Paktes verpflichtet 
КХХО SТРnКЭКrsЭККЭОn, УОНОЦ InНТvТНЮЮЦ НКs RОМСЭ гЮ РОатСrХОТsЭОn, „ЛОТ ОМСЭОn, аТe-
derkehrenden, allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlen, bei denen die freie Äuße-
rung des Wählerwillens gewährleistet ist, zu wählen und gОатСХЭ гЮ аОrНОn“: InЭОrna-
tionaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (Zivil-
pakt) (1966). 
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Wahlbeobachtungen nehmen zwar noch heute unter dem Schirm der OSZE Ein-
fluss auf das politische System in Belarus, jedoch gelingt dies offenkundig weder 
hinsichtlich einer substanziellen Abstellung der Defizite noch mit Blick auf die 
Aufklärung der Bevölkerung über die Fälschungen. Für die anstehenden Wahlen – 
die Kommunalwahl 2014, die Präsidentenwahl 2015 und die Parlamentswahl 
2016 – geben diese Basis sowie das Handeln LUKASCHENKAS selbst die angerate-
nen Handlungsoptionen des Auslands vor.  
 
In einer generellen Perspektive können die freiheitlichen Staaten nicht aus der 
Verantwortung entlassen werden, für die Einhaltung der Menschenrechte und po-
litischen Freiheiten in Belarus nachdrücklich und auf allen Ebenen einzutreten. 
Die belarussische Führung muss in dieser Hinsicht stärker in die Verpflichtung 
genommen werden, diese Standards einzuhalten. Liberalisierungen im Bereich der 
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit, der Meinungsfreiheit und der Zulas-
sungspraxis für Parteien und Vereinigungen erscheinen daher als unabdingbare 
Grundvoraussetzung für freie und faire Wahlen. In konkreter Perspektive auf die 
Wahlen muss erkannt werden, dass die unmittelbaren Phasen des Wahlkampfes, 
des Wahlaktes und der Implementierung der Ergebnisse eher grundlegender Libe-
ralisierungen bedürfen als kosmetischer Veränderungen. So wichtig die Einfluss-
nahme der OSZE auf die jüngste Änderung des Wahlrechtes war: an der Grundsi-
tuation massiv eingeschränkter politischer Freiheiten in Belarus hat diese Maß-
nahme nichts verändert. Jüngere Erklärungen der belarussischen Seite79, weitere 
Vorschläge des ODIHR zur Änderung des nationalen Wahlsystems zu prüfen, 
sollten zwar beachtet und der Dialog fortgeführt werden. Hierauf sollten sich je-
doch nach aller Erfahrung keine übertriebenen Erwartungen richten. Vielmehr 
sollte der frühere Erfolg der einheimischen Wahlbeobachter und ihre gesellschaft-
liche Rolle Anlass sein, dieses Instrument stärker noch als bisher zu unterstützen. 
Nur hierdurch erscheint es gegenwärtig möglich, eine von außen initiierte politi-
sche Mobilisierung und eine Umgehung des staatlichen Informationsmonopols in 
Belarus zu erreichen. Demokratieförderung beläuft sich bei Unterstützung ein-
heimischer Wahlbeobachter nicht nur auf den unmittelbaren Wahlakt, sondern 
trägt zur grundsätzlichen und langfristigen politischen Bildung bei.  
 
Eine stärkere Unterstützung der einheimischen Wahlbeobachter erfordert erstens 
die schwierige Schaffung einer insbesondere in der EU abgestimmten einheitli-
chen Haltung und möglichst einer einzigen Stimme, um diese einheimischen 
Wahlbeobachtungen zu unterstützen. Zweitens erfordert dies die Bereitschaft zur 
entsprechenden finanziellen Unterfütterung. Drittens bedarf es einer gesamteuro-
päischen stärkeren Aufmerksamkeit für die Menschenrechtslage in Belarus. Es 
darf dabei nicht vergessen werden, dass ein zentraler Menschenrechtsverteidiger 
und Wahlbeobachter – ALES BYALYATSKI – deshalb zu einer langen Gefängnis-
strafe verurteilt wurde, da Behörden von EU-Mitgliedsstaaten Minsk mit perso-

                                                 
79  Belapan (06.03.2013). 
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nenbezogenen Daten über den VIASNA-Chef versorgt hatten80. Es sollte Aufgabe 
einer koordinierenden Stelle sein, für die besondere Situation in Belarus Sensibili-
tät zu schaffen und die Maßnahmen im Bereich der Demokratieförderung, aber 
auch aller anderen wesentlichen Behördenhandlungen bezüglich Belarus in der 
EU, stärker zu vernetzen. 
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